
 

Wohngebäudeversicherung  

Informationsblatt zu Versicherungsprodukten (Stand Dezember 2021) 

Unternehmen: 

Forte Versicherungs-Vermittlung GmbH & Co. KG 

Deutschland 

Produkt: 

Ford - Wohngebäudeversicherung 

 

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen Informati-

onen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein/ Versicherungsbescheinigung und Versicherungsbedingungen). Da-

mit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.  
 

Um welche Art der Versicherung handelt es sich? 

Wir bieten Ihnen eine Wohngebäudeversicherung an. Diese schützt Sie gegen finanzielle Risiken, die im Zusammenhang mit Sachschäden an Ihrem Gebäude 
entstehen könnten. 
 

 

Was ist versichert? 

Versicherte Sachen 

 Versichert sind Ihr Gebäude, das Gebäudezubehör, die Gebäudebestandteile 

und unmittelbar an das Gebäude anschließende Terrassen, die beschädigt oder 

zerstört werden oder infolge eines Versicherungsfalles abhandenkommen. 

Versicherbare Gefahren 

 Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Explosion, Implosion, Anprall 

oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder Ladung; 

 Leitungswasser; 

 Naturgefahren wie Sturm, Hagel; 

 sofern gesondert vereinbart: Weitere Naturgefahren. Das sind Elementarge-

fahren, Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, 

Schneedruck, Lawinen (auch Dachlawinen) und Vulkanausbruch. 

Versicherte Schäden 

 Sachschäden infolge von Zerstörung, Beschädigung oder Abhandenkommen 

der versicherten Sachen infolge eines Versicherungsfalles; 

 Mietausfall infolge eines Versicherungsfalles. 

Versicherte Kosten 

 Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen und tat-

sächlich angefallenen 

 Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten; 

 Aufräumungs- und Abbruchkosten und 

 Bewegungs- und Schutzkosten. 

 Der Versicherer ersetzt bis zu dem hierfür vereinbarten Betrag die infolge ei-

nes Versicherungsfalles tatsächlich entstandenen 

 Aufwendungen für notwendige Mehrkosten durch behördliche Wiederherstel-

lungsbeschränkungen und 

 Preissteigerungen nach Eintritt des Versicherungsfalles. 

Versicherungssumme und Versicherungswert 

 Versichert ist der gleitende Neuwert.  

 Der Versicherungsschutz ist ausreichend, wenn die ermittelte Versicherungs-

summe dem vereinbarten Versicherungswert entspricht. 

 

 

Was ist nicht versichert? 

 In das Gebäude nachträglich eingefügte – nicht 

aber ausgetauschte Sachen, die ein Mieter oder 
ein Wohnungseigentümer auf seine Kosten be-

schafft oder übernommen hat und für die er die 

Gefahr trägt. 

 

 

Gibt es Deckungsbeschränkungen? 

Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen der Versi-

cherungsschutz eingeschränkt sein kann. In jedem 
Fall vom Versicherungsschutz ausgeschlossen 

sind z. B.: 

! Krieg; 

! Kernenergie; 

! Schwamm; 

! Sturmflut; 

! Schäden, die Sie vorsätzlich herbeigeführt ha-

ben. 

 

Wo bin ich versichert? 

 Sie haben für den in dem Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsort Versicherungsschutz. 

 

Welche Verpflichtungen habe ich? 

Es bestehen beispielsweise folgende Pflichten: 

- Bitte machen Sie im Versicherungsantrag wahrheitsgemäße und vollständige Angaben, auch zu den Fragen zu früheren Wohngebäudeverträ-

gen und früheren Versicherungsfällen. 

- Teilen Sie uns mit, ob und in welcher Form sich das versicherte Risiko verändert hat. 

- Es ist möglich, dass Sie von uns aufgefordert werden, besondere gefahrdrohende Umstände zu beseitigen. 

- Zeigen Sie uns jeden Schadenfall unverzüglich an, auch wenn gegen Sie noch keine Schadensersatzansprüche geltend gemacht worden sind. 

- Bringen Sie bitte entsprechende Schadenfälle (Einbruchdiebstahl, Diebstahl, Raub, Sachbeschädigung, etc…) unverzüglich bei der Polizei zur 

Anzeige. 

- Sie sind verpflichtet, so weit wie möglich den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern und uns durch wahrheitsgemäße Schadenberichte bei der 

Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. 

 

Wann und wie zahle ich? 

Die Beiträge zu Ihrer Gebäudeversicherung werden monatlich von Ihrem Gehalt einbehalten. Falls ein Gehaltseinzug nicht möglich ist, kann der 
Beitrag auch per Lastschrift von einem deutschen Girokonto eingezogen werden. 

 

Wann beginnt und endet die Deckung? 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein / der Versicherungsbescheinigung angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, 
dass Sie die erste Versicherungsprämie rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr? 

Dann verlängert er sich automatisch um jeweils ein Jahr (Verlängerungsklausel). Ausnahme: Sie oder wir haben den Vertrag gekündigt. 

 

Wie kann ich den Vertrag kündigen? 

Sie oder wir können den Vertrag zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes Verlängerungsjahres kündigen (das 

muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragsdauer geschehen). Daneben können Sie oder wir den Vertrag vorzeitig kündigen. Das ist 

z. B. nach einem Schadenfall möglich. Dann endet die Versicherung schon vor Ende der vereinbarten Dauer. 

 



 

Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung  

Informationsblatt zu Versicherungsprodukten (Stand Januar 2018) 

Unternehmen: 

Forte Versicherungs-Vermittlung GmbH & Co. KG  

Deutschland 

Produkt: 

Haus- und Grundbesitzer – Haftpflicht 

inkludiert in Ford  - Gebäudeversicherung (Komfort Plus-Paket) 

 

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen Infor-
mationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein/ Versicherungsbescheinigung und Versicherungsbedingun-

gen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.  
 
Um welche Art der Versicherung handelt es sich? 

Wir bieten Ihnen eine Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung an. Diese schützt Sie gegen finanzielle Risiken. 

 

 

Was ist versichert? 

 Gegenstand der Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversiche-

rung ist es, gegen Sie geltend gemachte Haftpflichtansprüche 
zu prüfen, berechtigte Ansprüche zu befriedigen und unbe-

rechtigte Ansprüche abzuwehren. 

 Versichert sind die Schäden an Personen und Sachen, die von 

Ihrem Grundstück und den darauf stehenden Gebäuden ausge-

hen. 

 Der Haftpflichtschutz für Haus- und Grundbesitzer (z. B. als 

Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer oder Nutznießer) 
umfasst beispielsweise Schäden durch: 

 Schäden an Treppen und Wegen; 

 mangelhafte Beleuchtung oder Glätte bzw. Verschmutzung 

von Gehwegen; 

 durch sich lösende Gebäudeteile; 

 bei kleineren Bauvorhaben. 

 Versichert sind die Schäden an Personen und Sachen, die von 

Ihrer Baustelle, Ihrem Grundstück und den darauf stehenden 
Gebäuden ausgehen. 

 Im Falle von Wohnungseigentümergemeinschaften erstreckt 

sich der Versicherungsschutz auch auf Schäden u. a. aus den 

Gefahren des gemeinschaftlichen Eigentums (Treppenhaus, 
Einfahrt, Dach). 

Wie hoch ist die Versicherungssumme? 

 Die Höhe der vereinbarten Versicherungssummen können Sie 

Ihrem Antrag oder auch Ihrem Versicherungsschein / Ihrer 

Versicherungsbescheinigung entnehmen. 

 

 

Was ist nicht versichert? 

 Bestimmte Risiken sind jedoch nicht versichert. Hierfür benö-

tigen Sie eine separate Absicherung. Dazu gehören z. B.: be-
rufliche Tätigkeiten, Gewässerschadenhaftpflicht, etc. 

 Zur gesetzlichen Haftpflicht gehört nicht, wenn Sie sich allein 

durch eine vertragliche Zusage gegenüber einem anderen zu 
einer Leistung verpflichten. 

 Wir leisten für Schäden überdies nur bis zu den vereinbarten 

Versicherungssummen. Wenn Sie eine Selbstbeteiligung ver-

einbart haben, ist diese bei jedem Versicherungsfall zu berück-
sichtigen. 

 

 

Gibt es Deckungsbeschränkungen? 

Wir können nicht alle denkbaren Streitigkeiten versichern. Sonst 
müssten wir eine erheblich höhere Prämie verlangen. Deshalb ha-

ben wir einige Fälle aus dem Versicherungsschutz herausgenom-

men, z. B. alle Schäden: 

! aus vorsätzlicher Handlung; 

! zwischen Mitversicherten; 

! durch den Gebrauch eines versicherungspflichtigen Kraft- oder 

Luftfahrzeugs; 

! an gepachteten oder geliehenen Sachen (sofern nicht gesondert 

vereinbart) 

 

 

Wo bin ich versichert? 

 Die Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung gilt auch für im Ausland eintretende Versicherungsfälle, wenn diese auf das im Versi-

cherungsschein / der Versicherungsbescheinigung genannten Grundstück und den darauf stehenden Gebäuden im Inland zurückzuführen sind. 

 

 

Welche Verpflichtungen habe ich? 

Es bestehen beispielsweise folgende Pflichten: 

- Bitte machen Sie im Versicherungsantrag wahrheitsgemäße und vollständige Angaben. 

- Teilen Sie uns mit, ob und in welcher Form sich das versicherte Risiko verändert hat. 

- Es ist möglich, dass Sie von uns aufgefordert werden, besondere gefahrdrohende Umstände zu beseitigen. 

- Zeigen Sie uns jeden Schadenfall unverzüglich an, auch wenn gegen Sie noch keine Schadensersatzansprüche geltend gemacht worden sind. 

- Sie sind verpflichtet, so weit wie möglich den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern und uns durch wahrheitsgemäße Schadenberichte bei der 

Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. 

 

 

Wann und wie zahle ich? 

Die Haus- und Grundstücks-Haftpflicht-Versicherung ist beitragsfrei in Ihrer Wohngebäude-Versicherung (Komfort Plus-Paket) enthalten.  

 

 

Wann beginnt und endet die Deckung? 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein / der Versicherungsbescheinigung Ihrer Wohngebäude-Versicherung (Komfort 

Plus-Paket) angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie die erste Versicherungsprämie rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Die 

Versicherungsverträge sind auf die Dauer eines Kalenderjahres abgeschlossen und verlängern sich automatisch um jeweils ein Jahr. Ausnahme: 

Sie oder wir haben den Vertrag gekündigt. 

 

 

Wie kann ich den Vertrag kündigen? 

Eine Kündigung kann nur zusammen mit der Wohngebäude-Versicherung (Komfort Plus-Paket) erfolgen. Sie oder wir können den Vertrag zum 
Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres mit dreimonatiger Frist kündigen. Daneben können Sie oder wir den Vertrag vorzeitig kündigen. Das ist 

z. B. nach einem Schadenfall möglich oder auch bei einem endgültigen Wegfall Ihres Versicherungsrisikos – etwa durch Veräußerung des Hau-

ses. Dann endet die Versicherung schon vor der vereinbarten Dauer.  
Eine Umstellung Ihrer Wohngebäude-Versicherung in das Komfort-Paket führt zum Wegfall der beitragsfreien Haus- und Grundstücks-Haft-

pflicht-Versicherung.  

 



 

Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung 
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten (Stand Februar 2018) 

Unternehmen: 

Forte Versicherungs-Vermittlung GmbH & Co. KG 

Deutschland 

Produkt: 

Gewässerschaden – Haftpflicht 

(inkludiert in Ford  - Gebäudeversicherung) 

 

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen Informati-
onen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert 

sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.  
 
Um welche Art der Versicherung handelt es sich?  

Wir bieten Ihnen eine Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung an. Diese schützt Sie gegen finanzielle Risiken. 

 

 

Was ist versichert? 

 Gegenstand der Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung ist 

es, gegen Sie geltend gemachte Haftpflichtansprüche zu prü-
fen, berechtigte Ansprüche zu befriedigen und unberechtigte 

Ansprüche abzuwehren. 

 Versichert ist Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lage-

rung von gewässerschädlichen Stoffen (z. B. Öltank) und aus 

der Verwendung dieser gelagerten Stoffe für Personen-, Sach- 

und Vermögensschäden als Folge von Gewässerschäden. 

 Vom Versicherungsschutz sind insbesondere Schäden durch 

die Verschmutzung des Grundwassers durch Ihren Heizöltank 

erfasst. 

 Der Versicherungsschutz gilt auch für 

 Personen, die Sie durch einen Arbeitsvertrag mit der Ver-

waltung, Reinigung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung 

der Grundstücke beauftragt haben, 

 Gebotene Aufwendungen zur Minderung oder Vermeidung 

von Schäden. 

Versicherungssumme 

 Die Höhe der vereinbarten Versicherungssummen können Sie 

Ihrem Antrag oder auch Ihrem Versicherungsschein entneh-
men. 

 

 

Was ist nicht versichert? 

 Bestimmte Risiken sind jedoch nicht versichert. Hierfür benö-

tigen Sie eine separate Absicherung. Dazu gehören z. B.: ge-
werblich genutzte Anlagen. 

 Zur gesetzlichen Haftpflicht gehört hingegen nicht, wenn Sie 

sich allein durch eine vertragliche Zusage gegenüber einem 
anderen zu einer Leistung verpflichten. 

 Wir leisten für Schäden überdies nur bis zu den vereinbarten 

Versicherungssummen. Wenn Sie eine Selbstbeteiligung ver-

einbart haben, ist diese bei jedem Versicherungsfall zu berück-
sichtigen. 

 

 

Gibt es Deckungsbeschränkungen? 

Wir können nicht alle denkbaren Streitigkeiten versichern. Sonst 
müssten wir eine erheblich höhere Prämie verlangen. Deshalb ha-

ben wir einige Fälle aus dem Versicherungsschutz herausgenom-

men, z. B. alle Schäden: 

! aus vorsätzlicher Handlung; 

! zwischen Mitversicherten; 

! an gepachteten oder geliehenen Sachen. 

 

 

Wo bin ich versichert? 

 Die Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung gilt für eine Anlage zur Lagerung von gewässergefährlichen Stoffen, die sich auf dem im Versi-

cherungsschein genannten Grundstück befindet und auch für im Ausland eintretende Versicherungsfälle, wenn sie auf diese Anlage im Inland 

zurückzuführen sind. 

 

 

Welche Verpflichtungen habe ich? 

Es bestehen beispielsweise folgende Pflichten: 

- Bitte machen Sie im Versicherungsantrag wahrheitsgemäße und vollständige Angaben. 

- Teilen Sie uns mit, ob und in welcher Form sich das versicherte Risiko verändert hat. 

- Es ist möglich, dass Sie von uns aufgefordert werden, besondere gefahrdrohende Umstände zu beseitigen. 

- Zeigen Sie uns jeden Schadenfall unverzüglich an, auch wenn gegen Sie noch keine Schadensersatzansprüche geltend gemacht worden sind. 

- Sie sind verpflichtet, so weit wie möglich den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern und uns durch wahrheitsgemäße Schadenberichte bei der 

Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. 

 

 

Wann und wie zahle ich? 

Die Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung ist in Ihrer Wohngebäude-Versicherung enthalten. Die Beiträge zu Ihrer Gewässerschadenhaft-
pflicht werden zusammen mit dem Beitrag zur Gebäudeversicherung monatlich von Ihrem Gehalt einbehalten. Falls ein Gehaltseinzug nicht mög-

lich ist, kann der Beitrag auch per Lastschrift von einem deutschen Girokonto eingezogen werden. 

 

 

Wann beginnt und endet die Deckung? 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein / der Versicherungsbescheinigung Ihrer Wohngebäude-Versicherung angege-

benen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie die erste Versicherungsprämie rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Die Versicherungsverträge 

sind auf die Dauer eines Kalenderjahres abgeschlossen und verlängern sich automatisch um jeweils ein Jahr. Ausnahme: Sie oder wir haben den 
Vertrag gekündigt. 

 

 

Wie kann ich den Vertrag kündigen? 

Eine Kündigung kann nur zusammen mit der Wohngebäude-Versicherung erfolgen. Sie oder wir können den Vertrag zum Ablauf des jeweiligen 
Kalenderjahres mit dreimonatiger Frist kündigen. Daneben können Sie oder wir den Vertrag vorzeitig kündigen. Das ist z. B. nach einem Scha-

denfall möglich oder auch bei endgültigem Wegfallen Ihres Versicherungsrisikos – etwa durch Abschaffung des Öltanks. Dann endet die Versi-

cherung schon vor der vereinbarten Dauer. 
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I Leistungsübersicht zur Wohngebäudeversicherung (Stand 01.12.2021) 

Bitte beachten Sie: Diese Leistungsübersicht ist lediglich eine Kurzübersicht. Der rechtsverbindliche Umfang des Versicherungsschutzes geht ausschließ-

lich aus den für diesen Vertrag vereinbarten Versicherungsbedingungen hervor. 

Leistungsübersicht 

Entschädigungsgrenze, 

ggf. Selbstbeteiligung (SB) 
bei Gefahr(en) 

Komfort-Paket Komfort Plus-Paket 

Versicherte Gefahren    

Anprall von festen, flüssigen oder gasförmigen Stoffen - 1.100 EUR ⧫ 

Anprall von fremden Kraft-, Schienen- oder Wasserfahrzeugen ⚫ ⚫ ⧫ 

Innere Unruhe, Streik oder Aussperrung ⚫ ⚫ ⧫ 

Mutwillige Beschädigung - Ein-/Zweifamilienhaus - 50.000 EUR ⧫ 

Mutwillige Beschädigung - Mehrfamilienhaus - 50.000 EUR,  

SB 2.500 EUR 
⧫ 

Radioaktive Isotope ⚫ ⚫ ⧫ 

Schäden an elektrischen Anlagen, Dämmungen und Unterspannbahnen durch wildlebende 

Säugetiere 
- ⚫ ⧫ 

Unbenannte Gefahren - ⚫  

SB 300 EUR 
⧫ 

Feuer    

Anprall/Absturz unbemannter Flugkörper ⚫ ⚫ Feuer 

Blindgängerschäden ⚫ ⚫ Feuer 

Feuer-Rohbauversicherung erweitert (zusätzlich Leitungswasser und Sturm/Hagel) 12 Monate 36 Monate ⧫ 

Implosion ⚫ ⚫ Feuer 

Rauch- und Rußschäden ⚫ ⚫ Feuer 

Seng- und Schmorschäden ⚫ ⚫ Feuer 

Überschallknall ⚫ ⚫ Feuer 

Überspannungsschäden durch Blitz ⚫ ⚫ Feuer 

Verpuffung ⚫ ⚫ Feuer 

Leitungswasser    

Bruch von Gasrohren ⚫ ⚫ Leitungswasser 

Bruchschäden an Armaturen 300 EUR 1.000 EUR Leitungswasser 

Bruchschäden an Waschmaschinen- und Spülmaschinenschläuchen ⚫ ⚫ Leitungswasser 

Frost- und Bruchschäden an Ableitungsrohre der Wasserversorgung innerhalb und außer-

halb des Versicherungsgrundstücks, die der Entsorgung versicherter Gebäude oder Anla-

gen dienen, soweit der Versicherungsnehmer zur Unterhaltung verpflichtet ist - Ein-

/Zweifamilienhaus 

600 EUR 5.000 EUR Leitungswasser 

Frost- und Bruchschäden an Ableitungsrohre der Wasserversorgung innerhalb und außer-

halb des Versicherungsgrundstücks, die der Entsorgung versicherter Gebäude oder Anla-

gen dienen, soweit der Versicherungsnehmer zur Unterhaltung verpflichtet ist - Mehrfa-

milienhaus 

600 EUR 5.000 EUR Leitungswasser 

Frost- und Bruchschäden an Rohren der Regenwasseraufbereitungsanlagen (Zisternen) in-

nerhalb und außerhalb versicherter Gebäude, die auf dem Versicherungsgrundstück unter-

irdisch verlegt sind und der Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen, sofern 

es sich nicht um Leitungen zur Zisterne handelt 

⚫ ⚫ Leitungswasser 

Frost- und Bruchschäden an sonstige Zuleitungsrohre der Wasserversorgung innerhalb und 

außerhalb des Versicherungsgrundstücks, sofern der Versicherungsnehmer die Gefahr 

trägt 

⚫ ⚫ Leitungswasser 
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Frost- und Bruchschäden an Wasserzuleitungs- und Heizungsrohren außerhalb versicherter 

Gebäude, auf dem Versicherungsgrundstück zur Versorgung versicherter Gebäude oder 

Anlagen 

⚫ ⚫ Leitungswasser 

Frost- und Bruchschäden an Zu- und Ableitungsrohren der Wasserversorgung sowie Hei-

zungsrohren innerhalb versicherter Gebäude 
⚫ ⚫ Leitungswasser 

Innenliegende Regenfallrohre (Nässeschaden und Rohrbruch) ⚫ ⚫ Leitungswasser 

Nässeschäden aufgrund undichter Fugen oder Fliesen (innerhalb privat genutzter Wohn-

räume) - Ein-/Zweifamilienhaus 
⚫ ⚫ Leitungswasser 

Nässeschäden aufgrund undichter Fugen oder Fliesen (innerhalb privat genutzter Wohn-

räume) - Mehrfamilienhaus 
5.000 EUR 5.000 EUR Leitungswasser 

Unter Erdgleiche verlegte Regenwasserableitungsrohre - 5.000 EUR Leitungswasser 

Verstopfung von Ableitungs- und Regenfallrohren innerhalb von Gebäuden - Ein-/Zwei-

familienhaus 
⚫ ⚫ Leitungswasser 

Verstopfung von Ableitungs- und Regenfallrohren innerhalb von Gebäuden - Mehrfamili-

enhaus 
1.000 EUR 1.000 EUR Leitungswasser 

Wasser- und Gasverlust durch Bruch von Zuleitungen der Wasser- und Gasversorgung - 

Ein-/Zweifamilienhaus 
- ⚫ Leitungswasser 

Wasser- und Gasverlust durch Bruch von Zuleitungen der Wasser- und Gasversorgung - 

Mehrfamilienhaus 
- ⚫ Leitungswasser 

Wasseraustritt bzw. Austritt von sonstigen wärmetragenden Flüssigkeiten aus Fußboden-

heizungen, Aquarien, Terrarien, Zimmerbrunnen, Wassersäulen, Schwimmbecken, Was-

serbetten, Heizungs- oder Klimaanlagen, Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen sowie 

Regenwasseraufbereitungsanlagen (Zisternen) 

⚫ ⚫ Leitungswasser 

Sturm/Hagel    

Keine Mindestwindstärke für die Sturmgefahr 
Mind. Wind-

stärke 8 
⚫ Sturm/Hagel 

Nässeschäden durch Witterungsniederschläge (Regen- oder Schmelzwasser) - 5.000 EUR Sturm/Hagel 

Versicherte Kosten    

Aufräumungs- und Wiederaufforstungskosten für umgestürzte Bäume - 10.000 EUR ⧫ 

Aufräumungs-, Abbruch-, Bewegungs- und Schutzkosten ⚫ ⚫ ⧫ 

Beseitigung von Graffiti - Ein-/Zweifamilienhaus - ⚫ ⧫ 

Beseitigung von Graffiti - Mehrfamilienhaus - 10.000 EUR ⧫ 

Datenrettungskosten - 1.000 EUR ⧫ 

Dekontamination von Erdreich ⚫ ⚫ ⧫ 

Feuerlöschkosten ⚫ ⚫ Feuer 

Gebäudebeschädigungen infolge Einbruch durch unbefugte Dritte 5.000 EUR ⚫ ⧫ 

Hotelkosten 50 EUR pro Tag, 

max. 120 Tage 

200 EUR pro Tag, 

max. 365 Tage 
⧫ 

Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens ⚫ ⚫ ⧫ 

Kosten durch Fehlalarm eines Rauchmelders 5.000 EUR 10.000 EUR Feuer 

Kosten für provisorische Maßnahmen, Notreparaturen ⚫ ⚫ ⧫ 

Kosten für Transport und Lagerung 

⚫  

12 Monate 

⚫  

12 Monate 

⧫ 

Leckortungskosten 500 EUR 1.000 EUR Leitungswasser 

Mehrkosten durch öffentlich-rechtliche Wiederherstellungsbeschränkungen ⚫ ⚫ ⧫ 

Mehrkosten durch öffentlich-rechtliche Wiederherstellungsbeschränkungen - für Rest-

werte 
⚫ ⚫ ⧫ 
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Mehrkosten durch Preissteigerung (Preisdifferenzversicherung) ⚫ ⚫ ⧫ 

Mehrkosten durch technologischen Fortschritt ⚫ ⚫ ⧫ 

Mehrkosten für alters- und behindertengerechten Wiederaufbau (Mindestschadenhöhe: 

25.000 EUR) 
- 10.000 EUR ⧫ 

Pflegegeld für pflegebedürftige Personen - 100 EUR pro Tag, 

max. 365 Tage 
⧫ 

Sachverständigenkosten (Mindestschadenhöhe: 10.000 EUR) ⚫ ⚫ ⧫ 

Verkehrssicherungsmaßnahmen ⚫ ⚫ ⧫ 

Versicherte Sachen    

Anbaumöbel und -küchen ⚫ ⚫ ⧫ 

Außenwandverkleidungen ⚫ ⚫ ⧫ 

Diebstahl von außen am Gebäude angebrachten Sachen - 5.000 EUR ⧫ 

E-Ladestationen (Wallboxen) für E-Autos ⚫ ⚫ ⧫ 

Gartenhäuser bis 25qm - Ein-/Zweifamilienhaus ⚫ ⚫ ⧫ 

Gartenhäuser bis 25qm - Mehrfamilienhaus ⚫ ⚫ ⧫ 

Geothermie- und Solarthermieanlagen ⚫ ⚫ ⧫ 

Gewächshäuser bis 10 qm - Ein-/Zweifamilienhaus 5.000 EUR 5.000 EUR ⧫ 

Gewächshäuser bis 10 qm - Mehrfamilienhaus 5.000 EUR 5.000 EUR ⧫ 

Nebengebäude - soweit Versicherungsschutz beantragt ⚫ ⚫ ⧫ 

Photovoltaikanlagen ⚫ ⚫ ⧫ 

Weitere Grundstücksbestandteile ⚫ ⚫ ⧫ 

Wiederherstellung von Gartenanlagen - Ein-/Zweifamilienhaus - 5.000 EUR ⧫ 

Wiederherstellung von Gartenanlagen - Mehrfamilienhaus - 5.000 EUR ⧫ 

Zubehör der hauswirtschaftlichen Selbstversorgung ⚫ ⚫ ⧫ 

Mietausfall    

Mietausfall bei Auszug des Mieters infolge eines Schadens 1 Monat 6 Monate ⧫ 

Mietausfall bei Nachbarschaftsschäden - 36 Monate ⧫ 

Mietausfall bei unterbliebener Vermietung infolge eines Schadens 6 Monate 36 Monate ⧫ 

Mietausfall und Mietwert für Wohnräume 12 Monate 36 Monate ⧫ 

Sonstiges    

Einhaltung der Mindeststandards des Arbeitskreises Beratungsprozesse ⚫ ⚫ ⧫ 

Genereller Unterversicherungsverzicht Beim 1. Schaden Beim 1. Schaden ⧫ 

Grob fahrlässige Obliegenheitsverletzung - 5.000 EUR ⧫ 

Grobe Fahrlässigkeit (Herbeiführung des Versicherungsfalls) ⚫ ⚫ ⧫ 

Innovationsklausel / Künftige Bedingungsverbesserungen - ⚫ ⧫ 

Konditionsdifferenzdeckung 15 Monate 15 Monate ⧫ 

Konditionsdifferenzdeckung für Weitere Naturgefahren (Elementargefahren) 

auch wenn im Vorvertrag nicht vereinbart 

6 Monate 6 Monate ⧫ 

Leistungsgarantie gegenüber den GDV-Musterbedingungen (Stand 15.11.2018) ⚫ ⚫ ⧫ 

Nachhaltige Kapitalanlage ⚫ ⚫ ⧫ 

Unklare Zuständigkeit bei Versicherungswechsel ⚫ ⚫ ⧫ 
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Vorsorgeschutz für wertsteigernde bauliche Maßnahmen ⚫ ⚫ ⧫ 

Vorversicherungsgarantie ⚫ ⚫ ⧫ 

Wiederaufbau bei Totalschaden an einem anderen Ort ⚫ ⚫ ⧫ 

Wiederaufbau von Hausrat - ⚫ ⧫ 

 - nicht mitversichert 

 ⚫ generell mitversichert bzw. bis zur Höhe der Versicherungssumme versichert 

 ⧫ im Rahmen der versicherten Gefahren 

 

II Ergänzungen zum Versicherungsumfang (nur mit besonderer Vereinbarung)

Paket Garten & Co. 

 Versicherung von Garten-, Teich- und Poolzubehör 

 Neue Bepflanzung des Gartens bei Ausfall der Bewässerungsanlage 

 Pflege des Gartens durch eine Fachfirma bei Verletzung oder Krankheit 

 Finanzielle Unterstützung zur Beilegung eines Nachbarschaftsstreites 

Paket Haus- und Wohnungsschutzbrief 

Kostenübernahme bis zu 500 EUR für 

 Schlüsseldienst in Notfall 

 Rohrreinigungsservice im Notfall  

 Sanitär-Installateurservice im Notfall  

 Elektro-Installationsservice im Notfall  

 Notdienst bei Ausfall der Heizung  

 Schädlingsbekämpfung  

 Entfernung von Wespen-, Hornissen- und Bienennestern  

 Organisation einer Kinderbetreuung  

Organisation im Schadenfall von  

 Übernachtungsmöglichkeit  

 Haustierbetreuung  

 Rückreise aus dem Urlaub innerhalb Europas  

Darüber hinaus umfasst das Paket:  

 24 Stunden-Handwerker-Service  

 Psychologische Erstberatung nach Einbruchdiebstahl und Raub  

 Notdienst bei Ausfall von Elektrogeräten

Weitere Naturgefahren (Elementargefahren) 

 Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, 

Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch und Dachlawinen 

 Selbstbeteiligung je Schadenfall 10 % des Schadens, mindestens 

500 EUR, maximal 5.000 EUR 

 Wartezeit 4 Wochen 

 Gefahrenberatung bei Überschwemmung 

 Verpflegungskosten für Helfer, 500 EUR je Schadenfall 

 Kostenübernahme für Trocknung bei Schäden durch Grundwasser, 
welches nicht an die Erdoberfläche gedrungen ist, bis max. 2.000 EUR 

je Schadenfall 

Paket Photovoltaik 

Versicherung der Photovoltaikanlage 

gegen unvorhergesehene Schäden durch z. B.:  

 Beschädigung, Diebstahl, Raub, Plünderung 

 Kurzschluss, Überstrom 

 Frost, Feuchtigkeit, Wasser 

 inkl. eines mit der Anlage verbundenen Stromspeichers 

 Selbstbeteiligung 300 EUR 

Unterbrechungsschaden 

 Ertragsausfall und/ oder  

 Kosten für Fremdstrombezug 

Haus- und Grundbesitzer-Haftpflicht 

 Prüfung von Haftpflichtansprüchen  

 Berechtigte Ansprüche befriedigen und unberechtigte abwehren 

 Schäden an Personen oder Sachen, die von dem Grundstück und den da-

rauf stehenden Gebäuden ausgehen 

Gewässerschaden-Haftpflicht 

 Prüfung von Haftpflichtansprüchen  

 Berechtigte Ansprüche befriedigen und unberechtigte abwehren 

 Die Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewässer-

schädlichen Stoffen (z. B. Öltank) und aus der Verwendung dieser gela-
gerten Stoffe für Personen-, Sach- und Vermögensschäden als Folge von 

Gewässerschäden 
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III Präambel zu den Allgemeinen Wohngebäude Versicherungsbedingungen 

(VGB 2016 - Wert 1914 „Gleitender Neuwert Plus“) 

Die Verbundene Wohngebäudeversicherung schützt Sie vor den finanziellen Folgen von Sachschäden an Ihrem Gebäude. 

Versicherbar sind Schäden durch die in diesen Versicherungsbedingungen zusammengefassten (verbundenen) Gefahren. 

Welche der versicherbaren Gefahren (z. B. Brand, Sturm und Hagel, Leitungswasser) tatsächlich versichert sein sollen, ver-

einbaren Sie mit uns. Wird das Gebäude zerstört oder beschädigt, entschädigen wir Sie für dessen Wiederherstellung nach 

den untenstehenden Bestimmungen. In der Regel vereinbaren wir mit Ihnen die Wiederherstellung in gleicher Art und Güte 

im neuwertigen Zustand in der Form einer Gleitenden Neuwertversicherung Plus. Das „Plus“ steht für die Einbeziehung von 

Mehrkosten, die durch öffentlich-rechtliche Auflagen sowie Preissteigerungen zwischen Versicherungsfall und Wiederher-

stellung entstehen können. 

Wir übernehmen auch eine Reihe von Folgekosten (z. B. Aufräumungs- und Abbruchkosten), die ein Schadenereignis aus-

löst. 

Die “Allgemeinen Wohngebäude Versicherungsbedingungen“ sind die Vertragsgrundlage für Ihre Verbundene Wohngebäu-

deversicherung. 

Auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichten wir. Personenbezogene Formulie-

rungen sind geschlechtsneutral zu verstehen. 

Ihrem besseren Verständnis dieser Versicherungsbedingungen dienen folgende rechtlich unverbindliche Begriffserläuterun-

gen: 

Versicherungsnehmer: Wenn wir vom Versicherungsnehmer sprechen, meinen wir Sie als versicherte Person im Gruppen-

versicherungsvertrag und Käufer des Versicherungsschutzes.  

Versicherungsfall: Der Versicherungsfall ist das Ereignis, für das wir Entschädigung leisten. 

Ausschlüsse: Ein Ausschluss beschreibt eine Gefahr, eine Schadenart oder eine Sache, für die kein Versicherungsschutz 

besteht. 

Ausschlüsse dienen der Abgrenzung des Leistungsversprechens und gewährleisten, dass der Versicherungsschutz kalkulier-

bar bleibt. 

Sie finden sie in den Bedingungen entweder als generelle Ausschlüsse (z. B. Krieg) oder in Bestimmungen zu einzelnen 

Gefahren und Schäden sowie bei der Beschreibung der versicherten Sachen. 

Bewertung des Gebäudes und Versicherungswert 1914: Zur besseren Vergleichbarkeit werden Wohngebäude in Preisen 

des Jahres 1914 bewertet. In diesem Jahr waren die Baukosten keinen nennenswerten Schwankungen unterworfen. Der Ver-

sicherungswert 1914 wird mit Hilfe eines jährlich aktualisierten Faktors auf den aktuellen Neuwert hochgerechnet. 

Gleitende Neuwertversicherung Plus: Die Gleitende Neuwertversicherung Plus geht von einem Betrag aus, der aufzuwen-

den ist, um ein Gebäude in gleicher Art und Güte wieder-herzustellen. Wir berücksichtigen dabei automatisch eventuelle 

Mehrkosten durch öffentlich-rechtliche Wiederherstellungsbeschränkungen. Außerdem passen wir den Versicherungsschutz 

an die Preisveränderungen der Baukosten für das Gebäude an. Dadurch wird eine Unterversicherung durch Preissteigerungen 

vermieden. Die Anpassung wirkt sich sowohl auf die Versicherungsleistung als auch Ihren Versicherungsbeitrag aus. 

Obliegenheiten: Das sind Ihre Verhaltenspflichten vor, während und nach dem Versicherungsfall. Zum Beispiel müssen Sie 

Sicherheitsvorschriften zum Brand- oder Frostschutz einhalten. Wenn Sie Obliegenheiten verletzen, gefährden Sie Ihren 

Versicherungsschutz.  

Realgläubiger: Realgläubiger sind Kreditgeber, die ihre Forderung über ein im Grundbuch eingetragenes Grundpfandrecht 

(z. B. Hypothek, Grundschuld) gesichert haben. Das können z. B. Banken oder Bausparkassen sein. Die Interessen der Real-

gläubiger sind im Rahmen einer Wohngebäudeversicherung gesetzlich geschützt. Sie müssen u. a. bei Zahlung von Versi-

cherungsleistungen und der Beendigung des Versicherungsvertrages einbezogen werden. 
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IV Allgemeine Wohngebäude-Versicherungsbedingungen 
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Abschnitt A 1 Welche Gefahren sind versicherbar? Welche Schäden 

sind versichert? 

Der Versicherer entschädigt für versicherte Sachen, die durch folgende Er-

eignisse (Gefahren) zerstört oder beschädigt werden oder infolge solcher 

Ereignisse abhandenkommen: 

A 1-1 Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explosion; 

Implosion; Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder 

Ladung; 

A 1-2 Leitungswasser; 

A 1-3 Naturgefahren; 

A 1-3.1 Sturm, Hagel; 

A 1-3.2 die weiteren Naturgefahren (Elementargefahren) Über-

schwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, 

Lawinen und Vulkanausbruch. 

Jede der Gefahrengruppen nach A 1-1, A 1-2 und A 1-3.1 AL-VGB 2016 

kann auch einzeln versichert werden. Weitere Naturgefahren (Elementarge-

fahren) nach A 1-3.2 AL-VGB 2016 können ausschließlich in Verbindung 
mit einer oder mehreren unter A 1-1, A 1-2 und A 1-3.1 AL-VGB 2016 ge-

nannten Gefahren versichert werden. 

Abschnitt A 2 Welche generellen Ausschlüsse gibt es? 

A 2-1 Ausschluss Krieg 

Nicht versichert sind Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bür-

gerkrieg, Revolution, Rebellion oder Aufstand. Das gilt ohne Berücksichti-

gung mitwirkender Ursachen. 

A 2-2 Ausschluss Innere Unruhen 

Nicht versichert sind Schäden durch Innere Unruhen. Das gilt ohne Berück-

sichtigung mitwirkender Ursachen. 

A 2-3 Ausschluss Kernenergie 

Nicht versichert sind Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder 

radioaktive Substanzen. Das gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ur-

sachen. 

Abschnitt A 3 Was ist unter Brand; Blitzschlag; Überspannung durch 

Blitz; Explosion; Implosion; Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs 

zu verstehen? Welche Schäden sind hier nicht versichert? 

A 3-1 Brand 

Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstanden 

ist oder ihn verlassen hat und das sich aus eigener Kraft auszubreiten ver-

mag. 

A 3-2 Blitzschlag 

Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen. 

A 3-3 Überspannung durch Blitz 

Überspannung durch Blitz ist ein Schaden, der durch Überspannung, Über-

strom oder Kurzschluss infolge eines Blitzes oder durch sonstige atmosphä-
risch bedingte Elektrizität an versicherten elektrischen Einrichtungen und 

Geräten entsteht. 

A 3-4 Explosion 

Explosion ist eine plötzlich verlaufende Kraftäußerung, die auf dem Aus-

dehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen beruht. 

Die Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) liegt nur unter be-
sonderen Voraussetzungen vor. Die Wandung muss in einem solchen Um-

fang zerrissen werden, dass ein plötzlicher Ausgleich des Druckunter-

schieds innerhalb und außerhalb des Behälters stattfindet. Wird im Innern 
eines Behälters eine Explosion durch chemische Reaktion hervorgerufen, so 

ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich. 

A 3-5 Implosion 

Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zusammenfall eines Hohl-

körpers durch äußeren Überdruck infolge eines inneren Unterdrucks. 

A 3-6 Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile 

oder Ladung 

Versichert ist der Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs. Gleiches gilt 

für den Anprall oder Absturz seiner Teile oder seiner Ladung. 

A 3-7 Nicht versicherte Schäden 

Nicht versichert sind 

A 3-7.1 Schäden durch Erdbeben. Das gilt ohne Berücksichtigung mit-

wirkender Ursachen. 

A 3-7.2 Sengschäden. Versicherungsschutz besteht aber, wenn 

Sengschäden durch eine versicherte Gefahr nach A 3-1 AL-VGB 2016 ver-

ursacht wurden. 

A 3-7.3 Schäden an Verbrennungsmotoren durch die im Verbren-

nungsraum der Maschine auftretenden Explosionen. Ferner Schäden, die an 
Schaltorganen von elektrischen Schaltern entstehen, und zwar durch den in 

ihnen auftretenden Gasdruck. Versicherungsschutz besteht aber, wenn diese 

Schäden Folge eines versicherten Schadenereignisses nach A 3-1 AL-VGB 

2016 sind. 

Abschnitt A 4 Was ist unter der Gefahr Leitungswasser zu verstehen? 

Welche Schäden sind hier nicht versichert? 

A 4-1 Versicherte Gefahren und Schäden 

Unter die Gefahr Leitungswasser fallen: 

A 4-1.1 Leitungswasserschäden; 

A 4-1.2 Bruchschäden innerhalb von Gebäuden; 

A 4-1.3 Bruchschäden außerhalb von Gebäuden. 

A 4-2 Leitungswasserschäden 

Leitungswasser ist Wasser, das bestimmungswidrig ausgetreten ist aus: 

A 4-2.1 Rohren der Wasserversorgung (Zu- und Ableitungen) oder da-

mit verbundenen Schläuchen; 

A 4-2.2 den mit diesen Rohren bzw. Schläuchen verbundenen sonsti-

gen Einrichtungen oder deren wasserführenden Teilen (dazu gehören auf-

grund fehlender Verbundenheit mit dem Rohrsystem nicht die eine Einrich-
tung umgebenden Bereiche, insbesondere Fliesen und Fugen innerhalb der 

Dusche oder im Bereich der Badewanne); 

A 4-2.3 Heizungs- oder Klimaanlagen; 

A 4-2.4 Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen; 

A 4-2.5 Wasserbetten oder Aquarien. 

Als Leitungswasser gelten auch Betriebsflüssigkeiten aus Heizungs- oder 

Klimaanlagen sowie Wasserdampf. Ausgenommen davon sind die Flüssig-

keiten, die zur Energieerzeugung bestimmt sind. 

A 4-3 Bruchschäden innerhalb von Gebäuden 

Versichert sind innerhalb von Gebäuden: 

A 4-3.1 frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren 

A 4-3.1.1 der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) oder den damit 

verbundenen Schläuchen; 

A 4-3.1.2 von Heizungs- oder Klimaanlagen; 

A 4-3.1.3 von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen. 

Das setzt voraus, dass diese Rohre nach A 4-3.1 AL-VGB 2016 kein Bauteil 

von Heizkesseln, Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind. 

A 4-3.2 frostbedingte Bruchschäden an folgenden Installationen 

A 4-3.2.1 Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Armaturen  

(z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, Geruchsverschlüsse, Wasser-

messer) sowie deren Anschlussschläuche; 

A 4-3.2.2 Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare Teile von 

Heizungs- oder Klimaanlagen. 

Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper, einschließlich der 

Bodenplatte. 

Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten als Rohre innerhalb 

des Gebäudes. 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und Installationen un-

terhalb der Bodenplatte (tragend oder nicht tragend) nicht versichert. 

A 4-4 Bruchschäden außerhalb von Gebäuden 

Versichert sind außerhalb von Gebäuden frostbedingte und sonstige Bruch-

schäden an Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an Rohren von 

Heizungs- oder Klimaanlagen. 

Dies gilt, soweit 

A 4-4.1 diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude oder Anla-

gen dienen 

und 

A 4-4.2 die Rohre sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden 

und 
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A 4-4.3 der Versicherungsnehmer die Gefahr dafür trägt. 

A 4-5 Nicht versicherte Schäden 

Nicht versichert sind ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen - es sei 

denn, im Folgenden sind solche genannt - Schäden durch 

A 4-5.1 Regenwasser aus Fallrohren; 

A 4-5.2 Plansch- oder Reinigungswasser; 

A 4-5.3 Schwamm; 

A 4-5.4 Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Über-
schwemmung oder Witterungsniederschläge oder einen durch diese Ursa-

chen hervorgerufenen Rückstau; 

A 4-5.5 Erdbeben, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch; 

A 4-5.6 Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungswasser 

nach A 4-2 AL-VGB 2016 die Erdsenkung oder den Erdrutsch verursacht 

hat; 

A 4-5.7 Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explosion; Im-

plosion; Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner 

Ladung; 

A 4-5.8 Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Berieselungsdüsen 

wegen eines Brandes, durch Druckproben oder durch Umbauten oder Repa-

raturarbeiten an dem versicherten Gebäude oder an der Wasserlösch- oder 

Berieselungsanlage; 

A 4-5.9 Sturm, Hagel; 

A 4-5.10 Nässe aufgrund undichter Fugen oder Fliesen. 

Nicht versichert sind Schäden an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 

bezugsfertig sind. Dies gilt auch für die in diesen Gebäuden oder Gebäude-

teilen befindlichen Sachen. 

A 5 Was ist unter Naturgefahren (Sturm, Hagel und weitere Naturge-

fahren) zu verstehen? Welche Schäden sind versichert? Welche Schä-

den sind hier nicht versichert? 

A 5-1 Sturm 

A 5-1.1 Ein Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindes-

tens Windstärke 8 nach der Beaufortskala (Windgeschwindigkeit mindes-

tens 62 km pro Stunde). 

Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, wird Sturm unter-
stellt, wenn der Versicherungsnehmer einen der folgenden Sachverhalte 

nachweist: 

A 5-1.1.1 Die Luftbewegung hat in der Umgebung des Versicherungs-
grundstücks Schäden an Gebäuden in einwandfreiem Zustand oder an 

ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet. 

A 5-1.1.2 Der Schaden kann wegen des einwandfreien Zustands des ver-
sicherten Gebäudes oder des Gebäudes, in dem sich die versicherten Sachen 

befunden haben, nur durch Sturm entstanden sein. Das gilt auch für Ge-

bäude, die baulich mit dem versicherten Gebäude verbunden sind. 

A 5-2 Hagel 

Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von Eiskörnern. 

A 5-3 Versicherte Sturm-/Hagelereignisse 

Versichert sind nur Schäden, die wie folgt entstehen: 

A 5-3.1 Sturm oder Hagel wirken unmittelbar auf versicherte Sachen 

oder auf Gebäude ein, in denen sich versicherte Sachen befinden. Daraus 

entstehende Folgeschäden an versicherten Sachen sind versichert. 

A 5-3.2 Sturm oder Hagel wirken unmittelbar auf Gebäude ein, die mit 

dem versicherten Gebäude baulich verbunden sind. 

A 5-3.3 Sturm oder Hagel wirken unmittelbar auf Gebäude ein, die mit 

Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen befinden, baulich verbunden 

sind. 

A 5-3.4 Sturm oder Hagel werfen Gebäudeteile, Bäume oder andere 

Gegenstände auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in denen sich versi-

cherte Sachen befinden. Daraus entstehende Folgeschäden an versicherten 

Sachen sind versichert. 

A 5-3.5 Sturm oder Hagel werfen Gebäudeteile, Bäume oder andere 

Gegenstände auf Gebäude, die mit dem versicherten Gebäude baulich ver-

bunden sind. 

A 5-3.6 Sturm oder Hagel werfen Gebäudeteile, Bäume oder andere 

Gegenstände auf Gebäude, die mit Gebäuden, in denen sich versicherte Sa-

chen befinden, baulich verbunden sind. 

A 5-4 Weitere Naturgefahren (Elementargefahren) – sofern ver-

einbart 

A 5-4.1 Überschwemmung 

Überschwemmung ist die Überflutung von Grund und Boden des Versiche-

rungsgrundstücks mit Oberflächenwasser. Dies gilt nur, wenn 

A 5-4.1.1 eine Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließen-

den) Gewässern, 

A 5-4.1.2 Witterungsniederschläge 

oder 

A 5-4.1.3 ein Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche als Folge 

von A 5-4.1.1 oder A 5-4.1.2 AL-VGB 2016 

die Überflutung verursacht haben. 

A 5-4.2 Rückstau 

Rückstau liegt vor, wenn Wasser aus den gebäudeeigenen Ableitungsrohren 
oder damit verbundenen Einrichtungen in das Gebäude eindringt. Dies gilt 

nur, wenn 

A 5-4.2.1 eine Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließen-

den) Gewässern 

oder 

A 5-4.2.2 Witterungsniederschläge 

den Rückstau verursacht haben. 

A 5-4.3 Erdbeben 

Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, die durch ge-

ophysikalische Vorgänge im Erdinneren ausgelöst wird. 

Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer einen der folgen-

den Sachverhalte nachweist: 

A 5-4.3.1 Die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens hat in der Um-

gebung des Versicherungsorts Schäden an Gebäuden im einwandfreien Zu-

stand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet. 

A 5-4.3.2 Der Schaden kann wegen des einwandfreien Zustands der ver-

sicherten Sachen nur durch ein Erdbeben entstanden sein. 

A 5-4.4 Erdsenkung 

Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des Erdbodens über naturbe-

dingten Hohlräumen. 

A 5-4.5 Erdrutsch 

Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Abstürzen von Erd- oder 

Gesteinsmassen. 

A 5-4.6 Schneedruck 

Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- oder Eismassen. 

A 5-4.7 Lawinen 

Lawinen sind Schnee- oder Eismassen, die an Berghängen niedergehen. 

A 5-4.8 Vulkanausbruch 

Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Aufreißen der 
Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, Asche-Eruptionen oder dem Aus-

tritt von sonstigen Materialien und von Gasen. 

A 5-5 Nicht versicherte Schäden 

Nicht versichert sind ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen - es sei 

denn, im Folgenden sind solche genannt - Schäden durch 

A 5-5.1 Sturmflut; 

A 5-5.2 Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch 

nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster, Außentüren oder andere Öff-

nungen. Dies gilt nicht, wenn diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel ent-

standen sind und einen Gebäudeschaden darstellen; 

A 5-5.3 Grundwasser, soweit nicht infolge von Witterungsniederschlä-

gen oder Ausuferung von oberirdischen Gewässern an die Erdoberfläche 

gedrungen; 

A 5-5.4 Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explosion; Im-

plosion; Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner 
Ladung. Dies gilt nicht, soweit diese Gefahren durch ein versichertes Erd-

beben ausgelöst wurden; 

A 5-5.5 Trockenheit oder Austrocknung. 
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Nicht versichert sind Schäden an nicht bezugsfertigen Gebäuden und Ge-

bäudeteilen sowie an Sachen, die sich darin befinden. Schäden an Laden- 

und Schaufensterscheiben sind ebenfalls nicht versichert. 

Abschnitt A 6 Welche Sachen sind versichert? 

Versicherte Sachen sind: 

A 6-1 die im Versicherungsschein bezeichneten Gebäude, 

A 6-2 deren Gebäudebestandteile, 

A 6-3 deren Gebäudezubehör, 

A 6-4 Terrassen auf dem Versicherungsgrundstück, die unmittelbar 

an das Gebäude anschließen. 

Weitere Grundstücksbestandteile sind nur versichert, soweit dies ausdrück-

lich vereinbart ist. 

Abschnitt A 7 Was versteht man unter Gebäuden, Gebäudebestandtei-

len, Gebäudezubehör, Terrassen und weiteren Grundstücksbestandtei-

len? Welche Sachen sind nicht versichert und welche zusätzlich versi-

cherbar? 

A 7-1 Gebäude 

Gebäude sind mit dem Erdboden verbundene Bauwerke. Sie müssen gegen 

äußere Einflüsse schützen können und im Sinne dieser Versicherungsbedin-

gungen für die überwiegende Nutzung zu Wohnzwecken bestimmt sein. 

A 7-2 Gebäudebestandteile 

Gebäudebestandteile sind in ein Gebäude eingefügte Sachen, die durch ihre 

feste Verbindung mit dem Gebäude ihre Selbständigkeit verloren haben. 
Dazu gehören auch Außenwandverkleidungen sowie Einbaumöbel bzw. 

Einbauküchen, die individuell für das Gebäude gefertigt und mit einem gro-
ßen Einbauaufwand an das Gebäude angepasst sind. Dazu gehören nicht 

Anbaumöbel oder Anbauküchen, die serienmäßig vorgefertigt sind. 

A 7-3 Gebäudezubehör 

Gebäudezubehör sind bewegliche Sachen, die sich im Gebäude befinden 

oder außen am Gebäude angebracht sind. 

Sie müssen der Instandhaltung bzw. überwiegenden Zweckbestimmung des 
versicherten Gebäudes dienen. Als Gebäudezubehör gelten auch Müllboxen 

sowie Klingel- und Briefkastenanlagen auf dem Versicherungsgrundstück. 

A 7-4 Terrassen und weitere Grundstücksbestandteile 

Terrassen sind befestigte Flächen, die für den Aufenthalt im Freien vorge-

sehen sind. 

Als weitere Grundstücksbestandteile gelten die mit dem Grund und Boden 

des Versicherungsgrundstücks fest verbundenen Sachen. 

A 7-5 Nicht versicherte Sachen 

Nicht versichert sind 

A 7-5.1 Photovoltaikanlagen sowie deren zugehörige Installationen 

(z. B. Solarmodule, Montagerahmen, Befestigungselemente, Mess-, Steuer- 

und Regeltechnik, Wechselrichter und Verkabelung). 

A 7-5.2 alle in das Gebäude nachträglich eingefügten Sachen, die ein 

Mieter oder ein Wohnungseigentümer 

A 7-5.2.1 auf seine Kosten beschafft oder übernommen hat 

und 

A 7-5.2.2 für die er die Gefahr trägt. 

Werden Sachen dagegen nur ausgetauscht, sind die neu eingefügten Sachen 

versichert. 

Eine anderweitige Vereinbarung über die Gefahrtragung ist vom Versiche-

rungsnehmer nachzuweisen. 

A 7-5.3 Elektronisch gespeicherte Daten und Programme. Kosten für 

die Wiederherstellung von elektronisch gespeicherten Daten und Program-

men sind nur versichert, soweit dies zusätzlich im Versicherungsvertrag ver-

einbart ist. 

Abschnitt A 8 Was ist unter dem Versicherungsort zu verstehen? 

Der Versicherungsort ist das Versicherungsgrundstück. Das Versicherungs-
grundstück ist das Flurstück/sind die Flurstücke, auf dem das versicherte 

Gebäude steht. Stehen auf einem Flurstück mehrere Gebäude, ist derjenige 

Teil des Flurstücks Versicherungsort, der durch Einfriedung oder anderwei-
tige Abgrenzung ausschließlich zu dem/den versicherten Gebäude(n) ge-

hört. 

Abschnitt A 9 Was gilt für Selbstbeteiligungen im Versicherungsver-

trag? 

Eine Selbstbeteiligung ist der Anteil der Entschädigung oder der Betrag, den 

der Versicherungsnehmer je Versicherungsfall selbst zu tragen hat. Selbst-

beteiligungen können individuell vereinbart werden. Sie können sich je nach 

versicherter Gefahr und Versicherungsleistung voneinander unterscheiden. 

Im Versicherungsschein werden sie jeweils ausgewiesen. 

Abschnitt A 10 Welche Regelungen gelten für Wohnungs- und Teilei-

gentum? 

A 10-1 Bei Verträgen mit Wohnungseigentümergemeinschaften gilt: 

Wenn der Versicherer wegen des Verhaltens einzelner Wohnungseigentü-
mer ganz oder teilweise leistungsfrei ist, bleibt er den übrigen Wohnungsei-

gentümern zur Leistung verpflichtet. 

Das gilt für deren Sondereigentum und deren Miteigentumsanteile. 

A 10-2 Nicht oder teilweise entschädigt wird der Miteigentumsanteil 

desjenigen, gegenüber dem der Versicherer ganz oder teilweise leistungsfrei 

ist. 

Die übrigen Wohnungseigentümer können dennoch Entschädigung für die-

sen Miteigentumsanteil verlangen. Das setzt voraus, dass diese zusätzliche 

Entschädigung verwendet wird, um das gemeinschaftliche Eigentum wie-

derherzustellen. 

Der Wohnungseigentümer, gegenüber dem der Versicherer ganz oder teil-

weise leistungsfrei ist, muss dem Versicherer diese zusätzliche Entschädi-

gung ersetzen. 

A 10-3 Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum gelten A 10-1 

und A 10-2 AL-VGB 2016 entsprechend. 

Abschnitt A 11 Welche Kosten sind versichert? 

Der Versicherer ersetzt folgende Kosten, die infolge eines Versicherungs-

falls erforderlich und tatsächlich angefallen sind: 

A 11-1 Aufräumungs- und Abbruchkosten 

A 11-2 Bewegungs- und Schutzkosten 

Der Ersatz versicherter Kosten nach A 11-1 und A 11-2 AL-VGB 2016 ist 

begrenzt auf: 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket die Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket die Höhe der Versicherungssumme 

Abschnitt A 12 Was ist unter den Aufräumungs- und Abbruchkosten 

und den Bewegungs- und Schutzkosten zu verstehen? 

A 12-1 Aufräumungs- und Abbruchkosten 

Das sind Kosten, die entstehen, um versicherte Sachen aufzuräumen und 
abzubrechen. Dies schließt Aufwendungen ein, um Schutt und sonstige 

Reste dieser Sachen wegzuräumen, zum nächsten Ablagerungsplatz abzu-

transportieren, sie abzulagern und zu vernichten. 

A 12-2 Bewegungs- und Schutzkosten 

Das sind Kosten, die entstehen, um andere Sachen zu bewegen, zu verän-

dern oder zu schützen. Erstattet werden sie, wenn diese Maßnahmen dazu 

dienen, versicherte Sachen wiederherzustellen oder wiederzubeschaffen. 

Abschnitt A 13 Was ist unter Mietausfall und Mietwert zu verstehen? 

In welchem Umfang sind sie versichert? 

A 13-1 Mietausfall, Mietwert 

Der Versicherer ersetzt 

A 13-1.1 den Mietausfall, wenn Mieter von Wohnräumen wegen eines 
Versicherungsfalls zu Recht die Zahlung der Miete ganz oder teilweise ein-

gestellt haben. Das schließt die fortlaufenden Betriebskosten im Sinne des 

Mietrechts ein. 

A 13-1.2 den ortsüblichen Mietwert von Wohnräumen, die der Versi-

cherungsnehmer selbst bewohnt. Das schließt die fortlaufenden Betriebs-

kosten im Sinne des Mietrechts ein. 

Voraussetzung für den Ersatz des Mietwerts ist, dass dem Versicherungs-

nehmer wegen eines Versicherungsfalls nicht zugemutet werden kann, zu-

mindest Teile der Wohnung zu nutzen. 

A 13-1.3 auch einen durch öffentlich-rechtliche Wiederherstellungsbe-

schränkungen verursachten zusätzlichen Mietausfall nach A 13-1.1 AL-

VGB 2016 bzw. Mietwert nach A 13-1.2 AL-VGB 2016. 



 Seite 11 von 37 

A 13-2 Zeitraum für Mietausfall oder Mietwert 

A 13-2.1 Mietausfall oder Mietwert werden für den Zeitraum ersetzt, in 

dem Räume nicht benutzbar sind, höchstens aber für… 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket …12 Monate… 

Komfort Plus-Paket …36 Monate… 

…seit dem Eintritt des Versicherungsfalls. 

A 13-2.2 Mietausfall oder Mietwert werden nur insoweit ersetzt, wie der 
Versicherungsnehmer die mögliche Wiederbenutzung nicht schuldhaft ver-

zögert. Es gelten die Regelungen zur Schadenabwendungs-/-minderungs-

pflicht nach B 3-3.2.1 (Gemeinsamer Allgemeiner Teil). 

A 13-3 Zusätzlich versicherter Mietausfall 

A 13-3.1 Endet das Mietverhältnis wegen des Versicherungsfalls, ersetzt der 

Versicherer den Mietausfall. Das gilt bis zur Neuvermietung, wenn diese 
innerhalb von einem Monat erfolgt, höchstens aber bis zum Ablauf des Zeit-

raums nach A 13-2 AL-VGB 2016. 

Dies setzt voraus, dass der Versicherungsnehmer die Räume zum Zeitpunkt 

der Wiederherstellung nicht vermieten konnte, obwohl er die im Verkehr 

erforderliche Sorgfalt angewandt hat. 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket 1 Monat 

Komfort Plus-Paket 6 Monate 

A 13-3.2 Kann ein Mietverhältnis wegen des Versicherungsfalls nicht an-
getreten werden, ersetzt der Versicherer den Mietausfall. Das gilt ab dem 

Zeitpunkt des vertraglich vereinbarten Mietbeginns bis zum Ablauf des 

Zeitraums nach A 13-2 AL-VGB 2016. 

Dies setzt voraus, dass der Mietvertrag zum Zeitpunkt des Versicherungs-

falls bereits geschlossen war. 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket 6 Monate 

Komfort Plus-Paket 36 Monate 

Abschnitt A 14 Welche Versicherungswerte gibt es? Was ist die Versi-

cherungssumme? 

A 14-1 Vereinbarte Versicherungswerte 

Der Versicherungswert bildet die Grundlage für die Berechnung der Ent-

schädigung. 

Der für das Gebäude vereinbarte Versicherungswert gilt auch für Gebäude-
zubehör und weitere Grundstücksbestandteile nach A 7-3 und A 7-4 AL-

VGB 2016. 

Als Versicherungswert können der Gleitende Neuwert Plus, der Neuwert 

Plus, der Zeitwert Plus oder der Gemeine Wert vereinbart werden. 

A 14-1.1 Gleitender Neuwert Plus 

A 14-1.1.1 Der Gleitende Neuwert Plus ist der Betrag, der aufzuwenden 

ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand herzustellen. 

Maßgebend ist der ortsübliche Neubauwert. Dazu gehören Architektenho-

norare sowie sonstige Konstruktions- und Planungskosten. Der Gleitende 

Neuwert Plus wird ausgedrückt in Preisen des Jahres 1914. 

Kann eine Sache wegen Technologiefortschritts in derselben Art und Güte 

nicht mehr oder nur mit unwirtschaftlichem Aufwand wiederhergestellt 
werden, umfasst der Gleitende Neuwert Plus auch Aufwendungen für Er-

satzgüter. Diese müssen den zu ersetzenden Sachen möglichst nahekom-

men. 

A 14-1.1.2 Im Gleitenden Neuwert Plus berücksichtigt sind: 

Mehrkosten durch öffentlich-rechtliche Wiederherstellungsbeschränkun-

gen, die dadurch entstehen, dass versicherte und vom Schaden betroffene 
Sachen wegen öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und 

Güte wiederhergestellt oder wiederbeschafft werden können. 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und der un-

verzüglich veranlassten Wiederherstellung. 

A 14-1.1.3 Der Versicherer passt den Versicherungsschutz nach A 14-

1.1.1 AL-VGB 2016 an die Baukostenentwicklung an (siehe A 17 AL-VGB 
2016). Insoweit besteht Versicherungsschutz auf der Grundlage des ortsüb-

lichen Neubauwerts zum Zeitpunkt der unverzüglich nach dem Versiche-

rungsfall veranlassten Wiederherstellung. 

A 14-1.1.4 Wenn sich durch bauliche Maßnahmen innerhalb der laufen-

den Versicherungsperiode der Wert des Gebäudes erhöht, besteht auch in-

soweit Versicherungsschutz bis zum Schluss dieser Periode. 

A 14-1.2 Neuwert Plus 

A 14-1.2.1 Der Neuwert Plus ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sa-

chen gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand herzustellen. Maßge-
bend ist der ortsübliche Neubauwert einschließlich Architektengebühren so-

wie sonstige Konstruktions- und Planungskosten. 

Kann eine Sache wegen Technologiefortschritts in derselben Art und Güte 
nicht mehr oder nur mit unwirtschaftlichem Aufwand wiederhergestellt 

werden, umfasst der Neuwert Plus auch Aufwendungen für Ersatzgüter. 

Diese müssen den zu ersetzenden Sachen möglichst nahekommen. 

A 14-1.2.2 Im Neuwert Plus berücksichtigt sind: 

Mehrkosten durch öffentlich-rechtliche Wiederherstellungsbeschränkun-

gen, die dadurch entstehen, dass versicherte und vom Schaden betroffene 
Sachen wegen öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und 

Güte wiederhergestellt oder wiederbeschafft werden können. 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und der un-

verzüglich veranlassten Wiederherstellung. 

A 14-1.3 Zeitwert Plus 

Der Zeitwert Plus ergibt sich aus dem Neuwert des Gebäudes, ermittelt nach 

A 14-1.2 AL-VGB 2016, abzüglich einer Wertminderung insbesondere 

durch Alter und Abnutzungsgrad. 

A 14-1.4 Gemeiner Wert 

Der Gemeine Wert ist der erzielbare Verkaufspreis für das Gebäude oder 

für das Altmaterial. 

A 14-2 Abweichender Versicherungswert bei dauerhaft entwerte-

ten Gebäuden 

Auch wenn Gleitender Neuwert Plus, Neuwert Plus oder Zeitwert Plus ver-
einbart ist, kann der Gemeine Wert Versicherungswert sein. Das ist dann 

der Fall, wenn das Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst dauerhaft 

entwertet ist. Eine dauerhafte Entwertung liegt insbesondere vor, wenn das 

Gebäude für seinen Zweck nicht mehr zu verwenden ist. 

A 14-3 Versicherungssumme 

A 14-3.1 Die Versicherungssumme wird zwischen Versicherer und Ver-

sicherungsnehmer vereinbart. Sie soll dem Versicherungswert entsprechen. 

A 14-3.2 Ist zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls die Versicherungs-

summe geringer als der Versicherungswert, kann die Regelung über die Un-

terversicherung zur Anwendung kommen (siehe A 19-8 AL-VGB 2016). 

A 14-3.3 Ist Neuwert Plus, Zeitwert Plus oder Gemeiner Wert verein-

bart, ist der Versicherungsnehmer für die zutreffende Höhe der Versiche-

rungssumme verantwortlich. 

Abschnitt A 15 Wie wird die Versicherungssumme in der Gleitenden 

Neuwertversicherung Plus ermittelt? Was ist der Unterversicherungs-

verzicht? 

A 15-1 Ermittlung der Versicherungssumme in der Gleitenden 

Neuwertversicherung Plus 

Die Versicherungssumme ist nach dem ortsüblichen Neubauwert (siehe A 

14-1.1 AL-VGB 2016) zu ermitteln. Dieser wird in den Preisen des Jahres 

1914 ausgedrückt (Versicherungssumme „Wert 1914“). 

Die Versicherungssumme gilt unter folgenden Voraussetzungen als richtig 

ermittelt: 

A 15-1.1 der Versicherungsnehmer hat die Fragen im Antrag nach 

Größe, Ausbau und Ausstattung des Gebäudes zutreffend beantwortet und 

der Versicherer hat nach diesen Angaben die Versicherungssumme „Wert 

1914“ berechnet. 

A 15-1.2 die Versicherungssumme aufgrund einer vom Versicherer an-

erkannten Schätzung eines Bausachverständigen festgesetzt wurde. 



 Seite 12 von 37 

A 15-1.3 der Versicherungsnehmer im Antrag den Neubauwert in Prei-

sen eines anderen Jahres zutreffend angibt und der Versicherer diesen Be-

trag umrechnet.  

A 15-2 Geltung und Umfang des Unterversicherungsverzichts 

A 15-2.1 Wenn die Versicherungssumme „Wert 1914" nach A 15-1 AL-
VGB 2016 ermittelt und nach A 14-1.1 AL-VGB 2016 vereinbart wird, gilt 

ein Unterversicherungsverzicht. Der Versicherer verzichtet dann auf einen 

Abzug wegen Unterversicherung. Das gilt auch für die Kosten und den 

Mietausfall. 

A 15-2.2 Ein Abzug wegen Unterversicherung erfolgt jedoch, wenn 

nach Vertragsschluss wertsteigernde bauliche Maßnahmen zu Veränderun-
gen der nach A 15-1 AL-VGB 2016 ermittelten Versicherungssumme füh-

ren und dies dem Versicherer nicht unverzüglich angezeigt wurde. 

Kein Abzug wegen Unterversicherung erfolgt aber, wenn die wertsteigern-
den baulichen Maßnahmen in der Versicherungsperiode vorgenommen 

wurden, in der ein Versicherungsfall eingetreten ist. 

A 15-2.3 Hat der Versicherungsnehmer die Antragsfragen nach A 15-
1.1 AL-VGB 2016 nicht zutreffend beantwortet und wurde dadurch die Ver-

sicherungssumme „Wert 1914“ zu niedrig bemessen, gilt der Unterversiche-

rungsverzicht nach A 15-2.1 AL-VGB 2016 nicht. Dadurch kann der Versi-

cherer auch einen Abzug wegen Unterversicherung vornehmen. 

Die Rechte des Versicherers nach den Regelungen der Anzeigepflichten des 

Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss blei-

ben davon unberührt. 

Abschnitt A 16 Wie wird die Prämie in der Gleitenden Neuwertversi-

cherung Plus ermittelt? 

Grundlagen der Berechnung der Prämie sind 

A 16-1 die Versicherungssumme „Wert 1914“, 

A 16-2 der Prämiensatz 

sowie 

A 16-3 der Anpassungsfaktor. 

Die jeweils zu zahlende Jahresprämie wird berechnet durch die Multiplika-

tion dieser Werte. 

Abschnitt A 17 Was sind die Grundlagen der Anpassung von Versiche-

rungsschutz und Prämie? 

Es gelten folgende Grundlagen: 

A 17-1 Wird der Versicherungsschutz nach A 14-1.1.3 AL-VGB 2016 
angepasst, verändert sich die Prämie. Dazu kommt es, wenn sich der Anpas-

sungsfaktor erhöht oder vermindert. 

A 17-2 Der Anpassungsfaktor verändert sich jeweils zum 1. Januar ei-
nes jeden Jahres für die in diesem Jahr beginnende Versicherungsperiode. 

Er erhöht oder vermindert sich entsprechend dem Prozentsatz, um den sich 

folgende Indizes geändert haben: 

Der „Baupreisindex für Wohngebäude" für den Monat Mai des Vorjahres 

und 

der „Tariflohnindex für das Baugewerbe" für das 2. Quartal des Vorjahres. 

Beide Indizes gibt das Statistische Bundesamt bekannt. 

Bei dieser Anpassung wird die Änderung des Baupreisindex zu 80 % und 

die des Tariflohnindex zu 20 % berücksichtigt. Bei der Berechnung der Ver-
änderungsraten zum Vorjahr und der anschließenden Gewichtung beider 

Veränderungsraten wird jeweils auf zwei Stellen nach dem Komma gerun-

det. 

Der Anpassungsfaktor wird auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. 

Soweit bei Rundungen die dritte Zahl nach dem Komma eine Fünf oder eine 

höhere Zahl ist, wird aufgerundet, sonst abgerundet. 

Abschnitt A 18 Was passiert bei einer Prämienanpassung aufgrund 

Neukalkulation? 

Die Prämien werden unter Berücksichtigung von Schadenaufwand, Kosten 
(insbesondere Provisionen, Verwaltungskosten, Schadenregulierungskos-

ten, Rückversicherungsprämien), Feuerschutzsteuer und Gewinnansatz kal-

kuliert. 

Der Versicherer ist berechtigt, die Kalkulation für bestehende Verträge in 

angemessenen Zeiträumen zu überprüfen. Dabei ist außer der bisherigen 

Schadenentwicklung einer ausreichend großen Zahl von Risiken, die die 
gleichen Tarifmerkmale aufweisen, auch die voraussichtliche künftige 

Schaden- und Kostenentwicklung der ALH Gruppe zu berücksichtigen. 

Die sich aufgrund der Neukalkulation ergebenden Prämienanpassungen gel-

ten ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres für bestehende Verträge, 
wenn ein unabhängiger Treuhänder die der Kalkulation zugrunde liegenden 

Statistiken gemäß den anerkannten Grundsätzen der Versicherungstechnik 

überprüft und die Angemessenheit der Anpassung bestätigt hat. 

Die Prämien dürfen nach der Anpassung nicht höher sein als die Prämien 

für neu abzuschließende Verträge, sofern diese Tarife die gleichen Tarif-

merkmale sowie den gleichen Deckungsumfang aufweisen. 

Die Prämienanpassungen, die sich aus der Neukalkulation ergeben, werden 

dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor Inkrafttreten mitge-

teilt. 

Der Versicherungsnehmer hat im Falle einer sich hieraus ergebenen Prä-

mienerhöhung das Recht, den Versicherungsvertrag mit sofortiger Wirkung, 

frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung, zu 
kündigen. Die Kündigung muss innerhalb eines Monats nach Eingang der 

Mitteilung über die Prämienerhöhung erfolgen. 

Abschnitt A 19 Wie wird die Entschädigung ermittelt? 

A 19-1 Gleitende Neuwertversicherung Plus und Neuwertversi-

cherung Plus 

A 19-1.1 Der Versicherer ersetzt 

A 19-1.1.  bei zerstörten Gebäuden die ortsüblichen Wiederherstellungs-

kosten nach A 14-1.1.1 AL-VGB 2016 zum Zeitpunkt des Versicherungs-

falls. Das schließt Mehrkosten nach A 14-1.1.2 AL-VGB 2016 ein. Archi-
tektenhonorare sowie sonstige Konstruktions- und Planungskosten gehören 

auch zur Entschädigung. 

A 19-1.1.2 bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen beschädigten Sa-

chen die erforderlichen Reparaturkosten zum Zeitpunkt des Versicherungs-

falls. Der Versicherer ersetzt außerdem eine Wertminderung, die durch die 
Reparatur nicht ausgeglichen wird. Ersetzt wird aber höchstens der Versi-

cherungswert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. 

A 19-1.1.3 bei zerstörten oder abhandengekommenen sonstigen Sachen 
den Wiederbeschaffungspreis für Sachen gleicher Art und Güte im neuwer-

tigen Zustand zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. 

A 19-1.2 Wenn wegen öffentlich-rechtlicher Vorschriften technisch 

noch brauchbare Sachsubstanz der versicherten Sachen für die Wiederher-

stellung nicht verwendet werden darf, dann erhält der Versicherungsnehmer 

eine entsprechende Entschädigung nach A 19-1.1 AL-VGB 2016. 

Das setzt voraus, dass 

A 19-1.2.1 die behördlichen Anordnungen nicht vor Eintritt des Versiche-

rungsfalls erteilt wurden 

oder 

A 19-1.2.2 die Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls 

nicht aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften ganz oder teilweise un-

tersagt war. 

A 19-1.3 Preissteigerungen zwischen dem Versicherungsfall und der 

Wiederherstellung werden entschädigt, wenn die Wiederherstellung inner-

halb von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalls sichergestellt wird. 

A 19-1.4 Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der Entschä-

digungsberechnung nach A 19-1.1 AL-VGB 2016 angerechnet. 

A 19-2 Zeitwert Plus 

A 19-2.1 Der Versicherer ersetzt 

A 19-2.1.1 bei zerstörten Gebäuden den Neuwert zum Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalls nach A 14-1.2 AL-VGB 2016 abzüglich der Wertminderung 

insbesondere durch Alter und Abnutzungsgrad. 

A 19-2.1.2 bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen beschädigten Sa-
chen die erforderlichen Reparaturkosten zum Zeitpunkt des Versicherungs-

falls. Der Versicherer ersetzt außerdem eine Wertminderung, die durch die 

Reparatur nicht ausgeglichen wird. Ersetzt wird aber höchstens der Zeitwert 

zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. 

A 19-2.1.3 bei zerstörten oder abhanden gekommenen sonstigen Sachen 

den Wiederbeschaffungspreis von Sachen gleicher Art und Güte im neuwer-
tigen Zustand zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. Davon abgezogen 

wird die Wertminderung insbesondere durch Alter und Abnutzung. 

A 19-2.2 Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der Entschä-

digungsberechnung nach A 19-2.1 AL-VGB 2016 angerechnet. 

A 19-3 Gemeiner Wert 

Ist ein Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst dauerhaft entwertet, wer-
den versicherte Sachen zum erzielbaren Verkaufspreis ohne den Grund-

stücksanteil entschädigt. 
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A 19-4 Kosten 

Versicherte Kosten nach A 12 AL-VGB 2016 werden ersetzt, wenn sie 
nachweislich tatsächlich angefallen sind. Dabei werden die jeweils verein-

barten Entschädigungsgrenzen berücksichtigt. 

A 19-5 Mietausfall, Mietwert 

Der Versicherer ersetzt den versicherten Mietausfall bzw. Mietwert bis zum 

Ende des vereinbarten Zeitraums nach A 13-2 AL-VGB 2016. 

A 19-6 Neuwertanteil 

In der Gleitenden Neuwertversicherung Plus und Neuwertversicherung Plus 

erwirbt der Versicherungsnehmer den Anspruch auf Zahlung des Teils der 

Entschädigung, der den Zeitwertschaden nach A 19-2 AL-VGB 2016 über-

steigt (Neuwertanteil) nur unter folgenden Voraussetzungen: 

A 19-6.1 Der Versicherungsnehmer stellt sicher, dass er die Entschädi-

gung verwenden wird, um versicherte Sachen in gleicher Art und Zweckbe-
stimmung an der bisherigen Stelle wiederherzustellen oder wiederzube-

schaffen 

und 

A 19-6.2 die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung ist innerhalb 

eines Zeitraums von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalls sicher-

gestellt. 

Ist die Wiederherstellung an der bisherigen Stelle rechtlich nicht möglich 

oder wirtschaftlich nicht zu vertreten, genügt es, das Gebäude an anderer 

Stelle innerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu errichten. 

Der Versicherungsnehmer muss den Neuwertanteil zurückzahlen, wenn er 

verschuldet hat, dass die Sache nicht innerhalb einer angemessenen Frist 

wiederhergestellt oder wiederbeschafft wurde. 

A 19-7 Gesamtentschädigung, Kosten auf Weisung des Versiche-

rers 

In der Zeitwertversicherung ist die Gesamtentschädigung für versicherte Sa-

chen nach A 6 AL-VGB 2016, versicherte Kosten nach A 12 AL-VGB 2016 

und versicherten Mietausfall bzw. Mietwert nach A 13 AL-VGB 2016 je 
Versicherungsfall auf den für den Zeitpunkt des Versicherungsfalls gelten-

den Versicherungswert begrenzt. 

Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten, die auf Weisung des 

Versicherers entstanden sind, werden unbegrenzt ersetzt. 

A 19-8 Feststellung und Berechnung einer Unterversicherung 

Für die Fälle von A 15-2.2 und A 15-2.3 AL-VGB 2016 gilt für die Prüfung 

der Unterversicherung Folgendes: 

Ist die Versicherungssumme zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls niedri-

ger als der Versicherungswert, besteht eine Unterversicherung. In diesem 
Fall wird die Entschädigung nach A 19-1 bis A 19-3 AL-VGB 2016 in dem 

Verhältnis von Versicherungssumme zum Versicherungswert gekürzt. Es 

gilt folgende Berechnungsformel: Entschädigung = Schadenbetrag multipli-

ziert mit der Versicherungssumme dividiert durch den Versicherungswert. 

Die Erstattung von versicherten Kosten nach A 12 AL-VGB 2016 und des 

versicherten Mietausfalls bzw. Mietwerts nach A 13 AL-VGB 2016 wird 
nach der gleichen Berechnungsformel in dem Verhältnis von Versiche-

rungssumme zum Versicherungswert gekürzt. 

A 19-9 Mehrwertsteuer 

Die Mehrwertsteuer wird nur ersetzt, wenn und soweit sie tatsächlich ange-

fallen ist. Sie wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungsnehmer zum Vor-

steuerabzug berechtigt ist. 

A 19-10 Selbstbeteiligung 

Selbstbeteiligungen werden in der vereinbarten Höhe von der Entschädi-

gung abgezogen. 

Abschnitt A 20 Welche Regeln gelten für das Sachverständigenverfah-

ren? 

A 20-1 Feststellung der Schadenhöhe 

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalls verlan-

gen, dass die Höhe des Schadens in einem Sachverständigenverfahren fest-

gestellt wird. 

Ein solches Sachverständigenverfahren können der Versicherer und der 

Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren. 

A 20-2 Weitere Feststellungen 

Der Versicherungsnehmer und der Versicherer können vereinbaren, das 

Sachverständigenverfahren auf weitere Feststellungen zum Versicherungs-

fall auszudehnen. 

A 20-3 Verfahren vor der Feststellung 

Für das Sachverständigenverfahren gilt: 

A 20-3.1 Jede Partei hat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 

einen Sachverständigen zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständi-

gen benannt hat, kann die andere Partei in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 
oder Brief) auffordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. Dabei 

muss sie den von ihr benannten Sachverständigen angeben. Der zweite 

Sachverständige muss innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Auf-
forderung benannt werden. Wenn das nicht geschieht, kann die auffordernde 

Partei den Sachverständigen durch das für den Schadenort zuständige Amts-

gericht ernennen lassen. In seiner Aufforderung muss der Versicherer den 

Versicherungsnehmer auf diese Folge hinweisen. 

A 20-3.2 Der Versicherer darf folgende Personen nicht als Sachverstän-

digen benennen: 

A 20-3.2.1 Mitbewerber des Versicherungsnehmers; 

A 20-3.2.2 Personen, die mit dem Versicherungsnehmer in dauernder Ge-

schäftsverbindung stehen; 

A 20-3.2.3 Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern des 

Versicherungsnehmers angestellt sind oder mit ihnen in einem ähnlichen 

Verhältnis stehen. 

A 20-3.3 Beide Sachverständige benennen in Textform (z. B. E-Mail, 

Telefax oder Brief) vor Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachver-

ständigen als Obmann. Die Regelung nach A 20-3.2 AL-VGB 2016 gilt 
auch für seine Benennung. Wenn sich die Sachverständigen nicht einigen, 

wird der Obmann durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht er-

nannt. Dies geschieht auf Antrag einer der beiden Parteien. 

A 20-4 Feststellung 

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten: 

A 20-4.1 ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, der zerstörten und 

der beschädigten versicherten Sachen mit den dazugehörigen Versiche-

rungswerten zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls; 

A 20-4.2 die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten; 

A 20-4.3 die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen; 

A 20-4.4 die versicherten Kosten und den versicherten Mietausfall bzw. 

Mietwert. 

Wenn kein Unterversicherungsverzicht gegeben ist, muss zudem der Versi-

cherungswert der nicht vom Schaden betroffenen versicherten Sachen zum 

Zeitpunkt des Versicherungsfalls enthalten sein. 

A 20-5 Verfahren nach der Feststellung 

Jeder Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien 
gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sachverständigen voneinander 

ab, übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser ent-

scheidet über die darin streitig gebliebenen Punkte. Die Feststellungen der 
Sachverständigen bilden dabei die Grenzen für den Entscheidungsspielraum 

des Obmanns. Seine Entscheidung übermittelt der Obmann beiden Parteien 

gleichzeitig. 

Die Feststellungen der Sachverständigen bzw. des Obmanns sind für die 

Vertragsparteien verbindlich. Sie sind unverbindlich, wenn nachgewiesen 

wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. 

Aufgrund von verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die 

Entschädigung. Wenn die Feststellungen unverbindlich sind, trifft das Ge-

richt eine verbindliche Feststellung. Dies gilt auch, wenn die Sachverstän-

digen die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern. 

A 20-6 Kosten 

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres 
Sachverständigen. Die Kosten des Obmanns tragen beide Parteien je zur 

Hälfte. 

A 20-7 Obliegenheiten 

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Ver-

sicherungsnehmers nicht berührt. 

Abschnitt A 21 Wann wird die Entschädigung gezahlt und wie wird sie 

verzinst? 

A 21-1 Fälligkeit der Entschädigung 

A 21-1.1 Die Entschädigung wird fällig, wenn der Versicherer den An-

spruch dem Grund und der Höhe nach abschließend festgestellt hat. 

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens 

den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der voraussichtlich min-

destens zu zahlen ist. 
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A 21-1.2 Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Ent-

schädigung wird fällig, nachdem der Versicherungsnehmer nachgewiesen 
hat, dass er die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung sichergestellt 

hat. 

A 21-2 Rückzahlung des Neuwertanteils 

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der nach A 21-1.2 AL-VGB 

2016 geleisteten Entschädigung verpflichtet, wenn die Sache infolge seines 

Verschuldens nicht innerhalb einer angemessenen Frist wiederhergestellt 
oder wiederbeschafft worden ist. Das gilt auch für Zinsen, die der Versiche-

rer nach A 21-3.2 AL-VGB 2016 gezahlt hat. 

A 21-3 Verzinsung 

Für die Verzinsung gelten folgende Regelungen, soweit nicht aus einem an-

deren Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht: 

A 21-3.1 Entschädigung 

Sie ist ab der Anzeige des Schadens zu verzinsen. Dies gilt nicht, soweit die 

Entschädigung innerhalb eines Monats geleistet wurde. 

A 21-3.2 Über den Zeitwertschaden hinausgehender Teil der Entschädi-

gung 

Dieser ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in dem der Versicherungsnehmer 

die Sicherstellung für die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung nach-

gewiesen hat. 

A 21-3.3 Zinssatz 

Der Zinssatz liegt einen Prozentpunkt unter dem jeweiligen Basiszinssatz 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (§ 247 BGB), mindestens aber bei 4 % und 

höchstens bei 6 % Zinsen pro Jahr. 

Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig. 

A 21-4 Hemmung 

Bei der Berechnung der Fristen nach A 21-1 und A 21-3.1 und A 21-3.2 AL-
VGB 2016 gilt: Nicht zu berücksichtigen ist der Zeitraum, für den wegen 

Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt 

oder nicht gezahlt werden kann. 

A 21-5 Aufschiebung der Zahlung 

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 

A 21-5.1 Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsneh-

mers bestehen; 

A 21-5.2 ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den 

Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Versi-

cherungsfalls noch läuft; 

A 21-5.3 eine gesetzlich vorgesehene Mitwirkung des Realgläubigers 

nicht erfolgte. 

Abschnitt A 22 Welche vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschrif-

ten (zusätzliche Obliegenheiten) hat der Versicherungsnehmer vor dem 

Versicherungsfall zu erfüllen? 

A 22-1 Sicherheitsvorschriften 

Als vertraglich vereinbarte, zusätzliche Obliegenheiten gelten folgende Si-

cherheitsvorschriften: 

A 22-1.1 Versicherte Sachen sind stets in ordnungsgemäßem Zustand 

zu erhalten. Dies gilt insbesondere für wasserführende Anlagen und Ein-

richtungen, Dächer und außen angebrachte Sachen. 

Mängel oder Schäden an diesen Sachen müssen unverzüglich beseitigt wer-

den. 

A 22-1.2 Nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile müssen zu jeder 

Jahreszeit genügend häufig kontrolliert werden. 

Außerdem sind dort alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen ab-

zusperren, zu entleeren und entleert zu halten. 

A 22-1.3 In der kalten Jahreszeit müssen alle Gebäude und Gebäudeteile 

beheizt werden. Dies ist genügend häufig zu kontrollieren. 

Alternativ sind dort alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzu-

sperren, zu entleeren und entleert zu halten. 

A 22-1.4 Zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rücks-

tauschäden gilt: 

A 22-1.4.1 Bei rückstaugefährdeten Räumen müssen Rückstausicherun-

gen funktionsbereit gehalten werden. 

A 22-1.4.2 Die Abflussleitungen auf dem Versicherungsgrundstück müs-

sen freigehalten werden. 

A 22-2 Folgen einer Obliegenheitsverletzung 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in A 22-1 AL-VGB 2016 ge-
nannten Obliegenheiten, gilt unter den Voraussetzungen nach B 3-3.1.2 und 

B 3-3.3 (Gemeinsamer Allgemeiner Teil) folgendes: 

Der Versicherer ist berechtigt zu kündigen. Außerdem kann er ganz oder 

teilweise leistungsfrei sein. 

Abschnitt A 23 Welche besonderen Umstände erhöhen die Gefahr? 

A 23-1 Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung 

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung nach B 3-2 (Gemeinsamer Allge-

meiner Teil) kann insbesondere in den folgenden Fällen vorliegen: 

A 23-1.1 Es ändert sich ein Umstand, nach dem der Versicherer vor Ver-

tragsschluss gefragt hat. 

A 23-1.2 Das Gebäude oder der überwiegende Teil des Gebäudes wird 

nicht mehr genutzt. 

A 23-1.3 Am Gebäude werden Baumaßnahmen durchgeführt, in deren Ver-

lauf das Dach ganz oder teilweise entfernt wird. 

A 23-1.4 Baumaßnahmen am Gebäude führen dazu, dass es überwie-

gend unbenutzbar wird. 

A 23-1.5 In dem Gebäude wird ein Gewerbebetrieb aufgenommen oder 

verändert. 

A 23-1.6 Das Gebäude wird nach Vertragsschluss unter Denkmalschutz 

gestellt. 

A 23-2 Folgen einer Gefahrerhöhung 

Die Folgen einer Gefahrerhöhung sind in B 3-2.3 bis B 3-2.5 (Gemeinsamer 

Allgemeiner Teil) geregelt. 

Abschnitt A 24 Welche Besonderheiten gelten bei Kündigungen und an-

gemeldeten Realrechten? 

Hat ein Realgläubiger sein Grundpfandrecht angemeldet, ist eine Kündi-
gung des Versicherungsverhältnisses durch den Versicherungsnehmer für 

die Gefahrengruppe Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explo-

sion; Implosion; Absturz oder Anprall eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder 

seiner Ladung in folgenden Fällen wirksam: 

A 24-1 Der Versicherungsnehmer hat mindestens einen Monat vor 

Ablauf des Versicherungsvertrags nachgewiesen, dass zu dem Zeitpunkt, zu 
dem die Kündigung spätestens zulässig war, das Grundstück nicht mehr mit 

dem Grundpfandrecht belastet war 

oder 

A 24-2 der Versicherungsnehmer hat mindestens einen Monat vor Ab-

lauf des Versicherungsvertrags nachgewiesen, dass der Realgläubiger der 

Kündigung zugestimmt hat. 

Dies gilt nicht für eine Kündigung nach Veräußerung oder im Versiche-

rungsfall. 

Abschnitt A 25 Was gilt, wenn versicherte Sachen veräußert werden? 

A 25-1 Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang 

A 25-1.1 Veräußert der Versicherungsnehmer die versicherte Sache, 

tritt der Erwerber an dessen Stelle in den Versicherungsvertrag ein. Dies 
geschieht zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs. Bei Immobilien erfolgt 

dieser zum Datum des Grundbucheintrags. 

Ab diesem Zeitpunkt übernimmt der Erwerber die Rechte und Pflichten des 

Versicherungsnehmers aus dem Versicherungsverhältnis. 

A 25-1.2 Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Beitrag als 

Gesamtschuldner. Das gilt für den Beitrag der Versicherungsperiode, in 

welcher der Eigentumsübergang erfolgt. 

A 25-1.3 Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers in den Versi-

cherungsvertrag erst gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis er-

langt. 

A 25-2 Kündigungsrechte 

A 25-2.1 Der Versicherer ist berechtigt, gegenüber dem Erwerber den Ver-
sicherungsvertrag zu kündigen. Dabei muss er eine Frist von einem Monat 

einhalten. 

Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn der Versicherer es nicht innerhalb 

eines Monats ab der Kenntnis von der Veräußerung ausübt. 

A 25-2.2 Der Erwerber ist berechtigt, den Versicherungsvertrag mit so-

fortiger Wirkung oder mit Wirkung zum Ende der laufenden Versicherungs-
periode in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen. Das 

Kündigungsrecht erlischt, wenn er es nicht innerhalb eines Monats nach 
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dem Erwerb ausübt. Fehlt dem Erwerber die Kenntnis, dass eine Versiche-

rung besteht, erlischt das Kündigungsrecht einen Monat nachdem er die 

Kenntnis erlangt hat. 

A 25-2.3 Im Falle der Kündigung nach A 25-2.1 und A 25-2.2 AL-VGB 

2016 haftet der Veräußerer allein für die Zahlung des Beitrags. 

A 25-3 Anzeigepflichten 

A 25-3.1 Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder 

Erwerber unverzüglich in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) an-

zuzeigen. 

A 25-3.2 Ist die Anzeige unterblieben, ist der Versicherer nicht ver-

pflichtet im Versicherungsfall zu leisten. 

Dies gilt nur, wenn die folgenden Voraussetzungen beide vorliegen: Der 

Versicherungsfall ist später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eingetre-

ten, zu dem die Anzeige hätte zugehen müssen. 

Der Versicherer weist nach, dass er den bestehenden Vertrag mit dem Er-

werber nicht geschlossen hätte. 

A 25-3.3 Abweichend von A 25-3.2 AL-VGB 2016 ist der Versicherer 

in folgenden Fällen verpflichtet zu leisten: 

Ihm war die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt, zu dem ihm die An-

zeige hätte zugehen müssen. 

Zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls war die Frist für die Kündigung des 

Versicherers bereits abgelaufen, und er hatte nicht gekündigt. 
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Abschnitt B 1 Beginn des Versicherungsschutzes, Prämienzahlung 

B 1-1 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angege-

benen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der Regelungen über die Folgen 

verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie. 

B 1-2 Prämienzahlung, Versicherungsperiode 

B 1-2.1 Prämienzahlung 

Je nach Vereinbarung werden die Beiträge entweder durchlaufende Zahlun-

gen monatlich, vierteljährlich, halbjährlich, jährlich oder als Einmalprämie 

im Voraus gezahlt. 

B 1-2.2 Versicherungsperiode 

Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt auch, wenn die verein-

barte Vertragsdauer länger als ein Jahr ist. Ist die vereinbarte Vertragsdauer 

kürzer als ein Jahr, so entspricht die Versicherungsperiode der Vertrags-

dauer. 

B 1-3 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie, Folgen verspäte-

ter Zahlung oder Nichtzahlung 

B 1-3.1 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie 

Die erste oder einmalige Prämie ist unverzüglich nach dem Zeitpunkt des 

vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbe-

ginns zu zahlen. Dies gilt unabhängig von dem Bestehen eines Widerruf-

rechts. 

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertrags-

schluss, ist die erste oder einmalige Prämie unverzüglich nach Vertrags-

schluss zu zahlen. 

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Absatz 1 

oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, nach-

dem die Zahlung veranlasst ist. 

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers 

oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist die erste oder einmalige Prämie frü-

hestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 

B 1-3.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug 

Wird die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig nach B 1.3.1 gezahlt, 

so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung 

nicht veranlasst ist. 

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nicht-

zahlung nicht zu vertreten hat. 

B 1-3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers 

Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie nicht 

rechtzeitig nach B 1-3.1 zahlt, so ist der Versicherer für einen vor Zahlung 

der Prämie eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet. 

Voraussetzung ist, dass er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-

teilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch einen auf-

fälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nicht-

zahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat. 

Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versicherungsnehmer die 

Nichtzahlung zu vertreten hat. 

B 1-4 Folgeprämie 

B 1-4.1 Fälligkeit 

Eine Folgeprämie wird entsprechend der vereinbarten Zahlungsweise je-

weils zu Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres- oder Jahresbeginn oder zu ei-

nem anderen vereinbarten Zeitpunkt fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit veranlasst wird. 

B 1-4.2 Verzug und Schadensersatz 

Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungs-

nehmer ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt nur, wenn er die verspätete Zah-

lung zu vertreten hat. 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprämie in Verzug, 

ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstande-

nen Schadens zu verlangen. 

B 1-4.3 Mahnung 

Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer den 

Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 

oder Brief) zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mah-

nung). Die Zahlungsfrist muss mindestens 2 Wochen ab Zugang der Zah-

lungsaufforderung betragen. 

Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die rück-

ständigen Beträge der Prämie sowie der Zinsen und Kosten im Einzelnen 

beziffert und auf die Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht) 

hinweist. 

B 1-4.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung 

Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versiche-

rungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-

rungsfalles mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen oder Kosten in Ver-

zug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

B 1-4.5 Kündigung nach Mahnung 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten Prämien in 

Verzug, kann der Versicherer nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten 

Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofor-

tiger Wirkung kündigen. 

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist verbunden wer-

den. Mit Fristablauf wird die Kündigung wirksam, wenn der 
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Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 

Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hin-

zuweisen. 

B 1-4.6 Zahlung der Prämie nach Kündigung 

Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats 

nach der Kündigung veranlasst wird. Wenn die Kündigung mit der Zah-

lungsfrist verbunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die Zahlung in-

nerhalb eines Monats nach Fristablauf veranlasst wird. 

Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B 1-4.4 bleibt bis zur Zahlung 

bestehen. 

B 1-5 Lastschriftverfahren 

B 1-5.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 

Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren vereinbart worden, 

hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für 

eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen. 

Konnte die fällige Prämie ohne Verschulden des Versicherungsnehmers 

vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 

rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform (z. B. E-Mail, Te-

lefax oder Brief) abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers er-

folgt. 

B 1-5.2 Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug 

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder mehrere Prä-

mien, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen werden 

können, ist der Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Text-

form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen. 

Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versi-

cherungsnehmer verpflichtet ist, die ausstehende Prämie und zukünftige 

Prämien selbst zu übermitteln. 

Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen 

Lastschrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt 

werden. 

B 1-6 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

B 1-6.1 Allgemeiner Grundsatz 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem Versicherer nur derje-

nige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versiche-

rungsschutz bestanden hat. 

B 1-6.2 Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfech-

tung und fehlendem versicherten Interesse 

B 1-6.2.1 Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung 

innerhalb von 14 Tagen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zu-

gang der Widerrufserklärung entfallenden Teil der Prämien zu erstatten. Vo-

raussetzung ist, dass der Versicherer in der Widerrufsbelehrung auf das Wi-

derrufsrecht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag 

hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versi-

cherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 

Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer 

zusätzlich die für das erste Versicherungsjahr gezahlte Prämie zu erstatten. 

Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versi-

cherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 

B 1-6.2.2 Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorvertraglichen 

Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag zurück, so steht ihm die Prämie 

bis zum Zugang der Rücktrittserklärung zu. 

Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des Versicherers beendet, 

weil die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt worden 

ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu.  

B 1-6.2.3 Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des Versi-

cherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem Versicherer die 

Prämie bis zum Zugang der Anfechtungserklärung zu. 

B 1-6.2.4 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versiche-

rung vollständig und dauerhaft weg, steht dem Versicherer die Prämie zu, 

die er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem 

Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des 

Interesses Kenntnis erlangt hat. 

B 1-6.2.5 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie 

verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung 

nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein 

künftiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse genommen 

ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Ge-

schäftsgebühr verlangen. 

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht 

versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-

schaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall die 

Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-

denden Umständen Kenntnis erlangt. 

Abschnitt B 2 Dauer und Ende des Vertrags, Kündigung  

B 2-1 Dauer und Ende des Vertrags 

B 2-1.1 Vertragsdauer 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum ab-

geschlossen. 

B 2-1.2 Stillschweigende Verlängerung 

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Ver-

trag um jeweils ein Jahr. Er verlängert sich nicht, wenn einer der Vertrags-

parteien spätestens 3 Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragslauf-

zeit eine Kündigung zugegangen ist. 

B 2-1.3 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag zum 

vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es einer Kündigung bedarf. 

B 2-1.4 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 

Bei einer Vertragsdauer von mehr als 3 Jahren kann der Versicherungsneh-

mer den Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauffolgenden 

Jahres kündigen; die Kündigung muss dem Versicherer spätestens 3 Monate 

vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen sein. 

B 2-1.5 Wegfall des versicherten Interesses 

Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der Versicherung vollstän-

dig und dauerhaft weg, endet der Vertrag bezüglich dieses Interesses zu dem 

Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis er-

langt. 

B 2-2 Kündigung nach Versicherungsfall 

B 2-2.1 Kündigungsrecht 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien 

den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Textform (z. B. 

E-Mail, Telefax oder Brief) zu erklären. Die Kündigung ist nur bis zum Ab-

lauf eines Monats seit dem Abschluss der Verhandlungen über die Entschä-

digung zulässig. 

B 2-2.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer 

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung mit ihrem Zu-

gang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch be-

stimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je-

doch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird. 

B 2-2.3 Kündigung durch Versicherer 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang 

beim Versicherungsnehmer wirksam. 

Abschnitt B 3 Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten 

B 3-1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines 

Vertreters bis zum Vertragsschluss 

B 3-1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrer-

hebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem 

Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen 

der Versicherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt hat 

und die für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit 

dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Diese Anzeigepflicht gilt auch dann, 

wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer nach seiner Vertragserklä-

rung, aber vor der Vertragsannahme Fragen im Sinn von Satz 1 in Textform 

stellt. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlos-

sen, so sind bei der Anwendung von Absatz 1 und B 3-1.2 sowohl die 
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Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist 

des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. 

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht 

vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn we-

der dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahr-

lässigkeit zur Last fällt. 

B 3-1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

B 3-1.2.1 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B 3-1.1 Ab-

satz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. Im Fall des Rück-

tritts besteht auch für die Vergangenheit kein Versicherungsschutz. 

Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs-

nehmer nachweist, dass er die unrichtigen oder unvollständigen Angaben 

weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung 

der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 

dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 

Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den 

Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer nach-

weist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 

den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Um-

fang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein 

Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 

arglistig verletzt hat. 

B 3-1.2.2 Kündigung 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B 3-1.1 Ab-

satz 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag 

kündigen. Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-

rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 

der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen ge-

schlossen hätte. 

B 3-1.2.3 Vertragsänderung 

Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B 3-1.1 Absatz 1 

nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht 

angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen ge-

schlossen, so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versiche-

rers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer 

unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der 

laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um mehr als 10 Pro-

zent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht an-

gezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-

nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne 

Einhaltung einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung hat der Versicherer 

den Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen. 

B 3-1.3 Frist und Form für die Ausübung der Rechte des Versicherers 

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung muss 

der Versicherer innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Dabei 

hat er die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt. Zur Be-

gründung kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats 

nach deren Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem 

Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht 

und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend ge-

machte Recht begründen. 

B 3-1.4 Hinweispflicht des Versicherers 

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung stehen 

dem Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch geson-

derte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf die Fol-

gen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 

B 3-1.5 Ausschluss von Rechten des Versicherers 

Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 

oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten 

Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

B 3-1.6 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung an-

zufechten, bleibt bestehen. 

B 3-1.7 Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Ver-

tragsänderung erlöschen mit Ablauf von 5 Jahren nach Vertragsschluss. 

Diese Rechte erlöschen nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser 

Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt 10 Jahre, wenn der Versicherungs-

nehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig ver-

letzt hat. 

B 3-2 Gefahrerhöhung (gilt nur für die Sachversicherung) 

B 3-2.1 Begriff der Gefahrerhöhung 

B 3-2.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Ver-

tragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen Um-

stände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalles oder 

eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruch-

nahme des Versicherers wahrscheinlicher wird. 

B 3-2.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – 

vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, nach dem der 

Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat. 

B 3-2.1.3 Eine Gefahrerhöhung nach B 3-2.1.1 liegt nicht vor, wenn sich 

die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitver-

sichert gelten soll. 

B 3-2.2 Pflichten des Versicherungsnehmers 

B 3-2.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versiche-

rungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrer-

höhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.  

B 3-2.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne 

vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenom-

men oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich an-

zeigen. 

B 3-2.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklä-

rung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer 

dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis er-

langt hat. 

B 3-2.3 Kündigung oder Vertragsänderung durch den Versicherer 

B 3-2.3.1 Kündigungsrecht 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach B 3-2.2.1, kann 

der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versicherungsneh-

mer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das 

Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versiche-

rungsnehmer zu beweisen. 

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer 

unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach B 3-2.2.2 

und B 3-2.2.3 bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 

einem Monat kündigen. 

B 3-2.3.2 Vertragsänderung 

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrer-

höhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prämie 

verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen. 

Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Pro-

zent oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, 

so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 

Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündi-

gen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf 

dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

B 3-2.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach 

B 3-2.3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des 

Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zu-

stand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 
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B 3-2.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

B 3-2.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so 

ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-

nehmer seine Pflichten nach B 3-2.2.1 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der 

Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer 

berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 

Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen ei-

ner groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

B 3.2.5.2 Nach einer Gefahrerhöhung nach B 3-2.2.2 und B 3-2.2.3 ist 

der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat nach 

dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegan-

gen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzei-

gepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine 

Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt B 3-2.5.1 Satz 2 und 3 entsprechend. 

Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefah-

rerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein 

müssen, bekannt war. 

B 3-2.5.3 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 

a) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefah-

rerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles oder den 

Umfang der Leistungspflicht war oder 

b) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist 

für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht 

erfolgt war oder 

c) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt 

der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechend er-

höhte Prämie verlangt. 

B 3-3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

B 3-3.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

B 3-3.1.1 Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versiche-

rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, sind: 

a) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertrag-

lich vereinbarten Sicherheitsvorschriften; 

b) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten Oblie-

genheiten. 

B 3-3.1.2 Rechtsfolgen 

Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine Ob-

liegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem Versi-

cherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, 

nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos 

kündigen. 

Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer 

nachweist, dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 

verletzt hat. 

B 3-3.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalles 

Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalles 

folgende Obliegenheiten zu erfüllen: 

B 3-3.2.1 Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung 

des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versicherungsnehmer Weisungen 

des Versicherers, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen – 

ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände dies 

gestatten. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versi-

cherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach 

pflichtgemäßem Ermessen zu handeln. 

B 3-3.2.2 zusätzlich zu B 3-3.2.1 gilt: 

Der Versicherungsnehmer hat 

a) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm 

Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch – 

anzuzeigen; 

b) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum un-

verzüglich der Polizei anzuzeigen; 

c) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis 

der abhanden gekommenen Sachen einzureichen; 

d) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Scha-

denstelle oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer freigegeben 

worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das Schadenbild 

nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten 

Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer aufzubewahren; 

e) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft 

in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu erteilen, die zur Feststel-

lung des Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht des 

Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache und 

Höhe des Schadens und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu ge-

statten; 

f) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Be-

schaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann. 

g) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers 

einem anderen als dem Versicherungsnehmer zu, so hat dieser die Oblie-

genheiten nach B 3-3.2.1 und B 3-3.2.2 ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm 

dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist. 

B 3-3.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 

B 3-3.3.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach 

B 3-3.1 oder B 3-3.2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflich-

tung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist 

der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das 

der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 

B 3-3.3.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Ver-

sicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist 

der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er 

den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. 

E-Mail, Telefax oder Brief) auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

B 3-3.3.3 Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn der 

Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit nicht grob fahr-

lässig verletzt hat. Dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer nach-

weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 

Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Um-

fang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt 

nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

Abschnitt B 4 Weitere Regelungen 

B 4-1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 

B 4-1.1 Anzeigepflicht 

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versi-

chert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung unverzüg-

lich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Ver-

sicherungssumme anzugeben. 

B 4-1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nach B 4-1.1.1 vor-

sätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer unter den in B 3-3 beschrie-

benen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teil-

weise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer 

vor Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen Versicherung 

erlangt hat. 

B 4-1.3 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung 

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Ge-

fahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen zusammen den 

Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der 

Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen 

Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfach-

versicherung vor. 

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner ver-

pflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm 

nach seinem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Gan-

zen nicht mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. 

Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei demselben Versicherer be-

stehen. 

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versi-

cherungsverträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt sich 

der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die Entschä-

digung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamt-

betrag der Versicherungssummen, aus denen die Beiträge errechnet wurde, 

nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei Vereinbarung 
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von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass 

aus allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als 

wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen in diesem Vertrag in De-

ckung gegeben worden wäre. 

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in 

der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvor-

teil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 

Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 

den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

B 4-1.4 Beseitigung der Mehrfachversicherung 

a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die 

Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der 

Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später ge-

schlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme unter ver-

hältnismäßiger Minderung der Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, 

der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungs-

summe und Anpassung der Prämie werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu 

dem die Erklärung dem Versicherer zugeht. 

b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die 

Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der 

mehreren Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind 

in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im 

Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der Versiche-

rungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungs-

summen und der Beiträge verlangen. 

B 4-2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung 

B 4-2.1 Form, zuständige Stelle 

Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die den 

Versicherungsvertrag betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versi-

cherer erfolgen, sind in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzu-

geben. Dies gilt nicht, soweit gesetzlich Schriftform oder in diesem Vertrag 

etwas anderes bestimmt ist. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 

oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 

bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den 

Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben bestehen. 

B 4-2.2 Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensänderung 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versi-

cherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versiche-

rungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebe-

nen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung 

gilt 3 Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt ent-

sprechend für den Fall einer dem Versicherer nicht angezeigten Namensän-

derung des Versicherungsnehmers. 

B 4-2.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung 

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines 

Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerbli-

chen Niederlassung die Bestimmungen nach B 4-2.2 entsprechend Anwen-

dung.  

B 4-3 Vollmacht des Versicherungsvertreters (gilt nur für die 

Sachversicherung) 

B 4-3.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsneh-

mer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend 

a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertra-

ges; 

b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen 

Beendigung; 

c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertra-

ges und während des Versicherungsverhältnisses. 

B 4-3.2 Erklärungen des Versicherers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausge-

fertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versicherungs-

nehmer zu übermitteln. 

B 4-3.3 Zahlungen an den Versicherungsvertreter 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen anzunehmen, 

die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder 

dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet. Eine Beschrän-

kung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gel-

ten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte 

oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 

B 4-4 Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 3 Jahren. Die 

Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch ent-

standen ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen 

und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässige Un-

kenntnis steht der Kenntnis gleich. 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer ange-

meldet worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen An-

meldung und Zugang der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 

mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit. 

Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen Vorschriften 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

B 4-5 Örtlich zuständiges Gericht 

B 4-5.1 Klagen gegen den Versicherer 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt 

sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder sei-

ner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungs-

nehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlas-

sung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt hat. 

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Sitz, 

den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 

solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Gerichte des 

Staates zuständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat. 

B 4-5.2 Klagen gegen Versicherungsnehmer 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer 

bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz, dem Sitz der 

Niederlassung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers; fehlt ein sol-

cher, nach seinem gewöhnlichen Aufenthalt. 

Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhe-

bung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen 

aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem 

Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 

Niederlassung. 

B 4-6  Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

B 4-7 Embargobestimmung 

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versiche-

rungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die Vertragsparteien di-

rekt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-

bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland ent-

gegenstehen. 

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-

bargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika im Hinblick auf den 

Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche Rechts-

vorschriften entgegenstehen. 

B 4-8 Überversicherung (gilt nur für die Sachversicherung) 

Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses 

erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsneh-

mer verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versiche-

rungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Her-

absetzungsverlangens, ist für die Höhe der Prämie der Betrag maßgebend, 

den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornhe-

rein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre. 

Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht ge-

schlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-

schaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht die Prämie bis zu 
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dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um-

ständen Kenntnis erlangt. 

B 4-9 Versicherung für fremde Rechnung (gilt nur für die Sach-

versicherung) 

B 4-9.1 Rechte aus dem Vertrag 

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Na-

men für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung 

der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und 

nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den 

Versicherungsschein besitzt. 

B 4-9.2 Zahlung der Entschädigung 

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versiche-

rungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustim-

mung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung 

nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen. 

B 4-9.3 Kenntnis und Verhalten 

B 4-9.3.1 Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsneh-

mers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde 

Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berück-

sichtigen. 

Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versi-

cherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse das 

Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn 

der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist. 

B 4-9.3.2 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn 

der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine recht-

zeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder 

nicht zumutbar war. 

B 4-9.3.3 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, 

wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten 

geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat. 

B 4-10 Aufwendungsersatz (gilt nur für die Sachversicherung) 

B 4-10.1 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens 

B 4-10.1.1 Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Ver-

sicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den Umständen nach 

zur Abwendung und Minderung des Schadens für geboten halten durfte oder 

die er auf Weisung des Versicherers macht. 

B 4-10.1.2 Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen 

unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen 

Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwen-

dungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen objek-

tiven Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und erfolgreich waren 

oder die Aufwendungen auf Weisung des Versicherers erfolgten. 

B 4-10.1.3 Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann 

er auch den Aufwendungsersatz nach B 4-10.1.1 und B 4-10.1.2 entspre-

chend kürzen; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung 

des Versicherers entstanden sind. 

B 4-10.1.4 Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Entschädi-

gung betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbar-

ter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des 

Versicherers entstanden sind. 

B 4-10.1.5 Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß B 4-

10.1.1 erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vor-

zuschießen. 

B 4-10.1.6 Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feu-

erwehr oder anderer Institutionen, wenn diese Leistungen im öffentlichen 

Interesse kostenfrei zu erbringen sind. 

B 4-10.2 Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens 

B 4-10.2.1 Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten 

für die Ermittlung und Feststellung eines von ihm zu ersetzenden Schadens, 

sofern diese den Umständen nach geboten waren. 

Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Beistand 

hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertrag-

lich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde. 

B 4-10.2.2 Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann 

er auch den Kostenersatz nach B 4-10.2.1 entsprechend kürzen. 

B 4-11 Übergang von Ersatzansprüchen (gilt nur für die Sachver-

sicherung) 

B 4-11.1 Übergang von Ersatzansprüchen 

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, 

geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer den 

Schaden ersetzt. 

Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend 

gemacht werden. 

Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Per-

son, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, 

kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person 

hat den Schaden vorsätzlich verursacht. 

B 4-11.2 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen 

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung 

dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- 

und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs 

auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit 

erforderlich mitzuwirken. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der 

Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen 

keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässi-

gen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-

tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 

entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen 

einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

B 4-12 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen (gilt nur 

für die Sachversicherung) 

B 4-12.1 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versi-

cherungsfalles 

B 4-12.1.1 Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vor-

sätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.  

Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen 

Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die 

vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen. 

B 4-12.1.2 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig 

herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 

Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Ver-

hältnis zu kürzen. 

B 4-12.2 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles 

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versiche-

rungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den Grund 

oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täu-

schen versucht. 

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Straf-

urteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversu-

ches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen. 

B 4-13 Repräsentanten (gilt nur für die Sachversicherung) 

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner 

Repräsentanten zurechnen lassen.
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A Die nachstehenden Klauseln gelten bei Vereinbarung der Tarif-

varianten Komfort-Paket oder Komfort Plus-Paket 

Anbaumöbel und -küchen  

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 7-2 AL-VGB 2016 leistet der Versicherer Entschä-

digung für Anbaumöbel und -küchen, die serienmäßig produziert und nicht 

individuell für das Gebäude gefertigt, sondern lediglich mit einem geringen 

Einbauaufwand an die Gebäudeverhältnisse angepasst worden sind.  

2. Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist,  

a) dass es sich nicht um eine vom Gebäudeeigentümer genutzte Wohnung 

handelt;  

b) der Gebäudeeigentümer die Anbaumöbel und/oder -küchen auf seine 

Kosten beschafft hat und die Gefahr trägt;  

c) dass der Versicherungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag 

keinen oder keinen vollständigen Ersatz beanspruchen kann (Subsidiärde-

ckung).  

Anprall von festen, flüssigen oder gasförmigen Stoffen 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 1.100 EUR 

1. Der Versicherer leistet in Erweiterung A 1-1 AL-VGB 2016 Ersatz für 

die Kosten der Beseitigung der Beschädigung des versicherten Gebäudes 

durch Anprall fester, flüssiger und gasförmiger Stoffe.. 

2. Nicht versichert sind Schäden durch 
a) Erdsenkung oder Erdrutsch 

b) Plansch- Gieß- oder Reinigungswasser; 

c) Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Hochwasser und 

Witterungsniederschläge oder durch diese Ursachen hervorgerufenen 

Rückstau 

d) durch den Umbau oder durch Reparaturarbeiten an einem versicherten 
Gebäude 

e) Sturmflut und Lawinen. 
f) Glasbruch 

Anprall von fremden Kraft-, Schienen- oder Wasserfahrzeugen 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 1-1 AL-VGB 2016 leistet der Versicherer Entschä-

digung für versicherte Sachen, die durch Fahrzeuganprall zerstört oder be-

schädigt werden oder infolge eines solchen Ereignisses abhandenkommen. 

2. Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berührung von Gebäuden durch 

Kraft-, Schienen- oder Wasserfahrzeuge, die nicht vom Versicherungsneh-

mer bzw. von Bewohnern oder Besuchern des Gebäudes gelenkt wurden. 

3. Nicht versichert sind Schäden an Fahrzeugen, Zäunen, Straßen und We-

gen, sofern diese nicht über weiteres Zubehör und sonstige Grundstücksbe-

standteile mitversichert gelten. 

4. Die Versicherung erstreckt sich des Weiteren nicht auf Schäden, die durch 

den Versicherungsnehmer oder dessen Repräsentanten und/oder durch auf 

den Versicherungsnehmer zugelassene Kraftfahrzeuge anlässlich deren 

rechtmäßigen Verwendung verursacht werden. 

Anprall/Absturz unbemannter Flugkörper 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

In Erweiterung von A 1-1 AL-VGB 2016 leistet der Versicherer Entschädi-

gung auch für Schäden durch Anprall oder Absturz eines unbemannten 

Flugkörpers, seiner Teile oder seiner Ladung. 

Silvesterraketen und -feuerwerk sowie geworfene Objekte zählen nicht zu 

den unbemannten Flugkörpern. 

Aufräumungs- und Wiederaufforstungskosten für umgestürzte Bäume 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 10.000 EUR 

In Erweiterung von A 11 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer die notwen-

digen Kosten für das Entfernen, den Abtransport, die Entsorgung sowie die 

Wiederaufforstung durch eine versicherte Gefahr nach A 1 AL-VGB 2016 

umgestürzter Bäume des Versicherungsgrundstücks, soweit eine natürliche 

Regeneration nicht zu erwarten ist. Bereits abgestorbene Bäume sind von 

der Versicherung ausgeschlossen. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag be-

grenzt. 

Beseitigung von Graffiti 

Tarifvariante Versicherungsschutz – Ein-/ Zweifamilienhaus 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

  

Tarifvariante Versicherungsschutz – Mehrfamilienhaus 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 10.000 EUR 

1. Der Versicherer ersetzt die notwendigen Kosten für die Beseitigung von 

Schäden durch Graffiti (Verunstaltung durch Farben oder Lacke), die durch 
unbefugte Dritte an Außenseiten von versicherten Sachen im Sinne von A 6 

und A 7 AL-VGB 2016 verursacht werden. 

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 

begrenzt. 

3. Ein Leistungsanspruch aus dieser Klausel ergibt sich nur durch eine dem 

Versicherer vorliegende polizeiliche Anzeigebestätigung. 

4.  Der Versicherungsnehmer hat den Schaden unverzüglich bei der zustän-

digen Polizei anzuzeigen und dem Versicherer die polizeiliche Anzeigebe-

stätigung im Anschluss vorzulegen. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Obliegenheit, so ist der Versicherer nach Maßgabe der in B 3-3.1.2 

und B 3-3.3 (Gemeinsamer Allgemeiner Teil) beschriebenen Voraussetzun-

gen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 
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Blindgängerschäden 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Abweichend von A 2-1 AL-VGB 2016 leistet der Versicherer Entschädi-

gung für Brand- und Explosionsschäden an versicherten Sachen, die durch 

eine kontrollierte Sprengung oder eine unkontrollierte Explosion entstehen. 

Der Versicherungsschutz ist begrenzt auf Ereignisse und Schäden innerhalb 

der Bundesrepublik Deutschland, die durch unentdecktes Vorhandensein 

konventioneller Kampfmittel des 1. und 2. Weltkrieges entstanden sind.  

Nicht versichert sind – ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen – alle 

Schäden, Verluste, Kosten oder Aufwendungen die sich in Zusammenhang 

mit atomaren, biologischen oder chemischen Kampfmitteln (ABC-Waffen) 

ergeben. 

Kosten die z. B. durch den Abbau, Abriss oder durch eine Evakuierung von 

Gebäuden, Gebäudeteilen oder ähnlichen entstehen, um den Blindgänger 

entschärfen zu können, sind nicht mitversichert. 

Bruchschäden an Armaturen 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket 300 EUR 

Komfort Plus-Paket 1.000 EUR 

In Erweiterung von A 4-3.2 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer auch 

sonstige Bruchschäden an Armaturen. 

Armaturen sind: Ablauf, Ab- und Überlaufgarnituren, Ausdehnungsgefäß, 

Boiler, Brauseschlauch, Druckbehälter, Druckmesser, Druckspüler, Durch-
lauferhitzer, Geruchsverschluss, Hähne, Hebeanlage, Heizkörper, Misch-

batterie, Rückstauklappe/-ventil, Schieber, Speicher, Spülkasten, Thermos-

tat, Umwälzpumpe, Ventile aller Art, Wasserfilter, Wasserzähler, Warm-

wasserspeicher. 

Ausgeschlossen sind Bruchschäden an bereits defekten Armaturen. 

Weiterhin ersetzt der Versicherer die Kosten für den Austausch der zuvor 

genannten Armaturen, soweit dieser Austausch infolge eines Versiche-

rungsfalles gemäß A 4-3.1 AL-VGB 2016 im Bereich der Rohrbruchstelle 

notwendig ist. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag be-

grenzt. 

Bruchschäden an Waschmaschinen- und Spülmaschinenschläuchen 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

In Erweiterung von A 4-3 AL-VGB 2016 sind geplatzte Waschmaschinen- 

und Spülmaschinenschläuche mitversichert. 

Bruch von Gasrohren 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

In Erweiterung von A 4-3.1 und A 4-4 AL-VGB 2016 leistet der Versicherer 

Entschädigung für frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren der 
Gasversorgung innerhalb und außerhalb des Gebäudes, soweit die Rohre der 

Versorgung versicherter Anlagen dienen und der Versicherungsnehmer 

hierfür die Gefahr trägt. 

Datenrettungskosten 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 1.000 EUR 

 

 

 

1. Datenrettungskosten 

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles am Versicherungsort-
tatsächlich entstandenen, notwendigen Kosten für die technische Wieder-

herstellung – und nicht der Wiederbeschaffung – von elektronisch gespei-

cherten, ausschließlich für die private Nutzung bestimmten Daten  

(maschinenlesbare Informationen) und Programme. 

Voraussetzung ist, dass die Daten und Programme durch eine ersatzpflich-

tige Substanzbeschädigung an dem Datenträger, auf dem sie gespeichert wa-

ren, verloren gegangen, beschädigt oder nicht mehr verfügbar sind. 

Ersetzt werden auch die Kosten einer versuchten technischen Wiederher-

stellung. 

2. Ausschlüsse 

a) Nicht ersetzt werden derartige Wiederherstellungskosten für 

aa) Daten und Programme, zu deren Nutzung der Versicherungsnehmer 

nicht berechtigt ist (z. B. so genannte Raubkopien); 

bb) Programme und Daten, die der Versicherungsnehmer auf einem Rück-

sicherungs- oder Installationsmedium vorhält; 

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für die Kosten eines neuer-

lichen Lizenzerwerbs. 

3. Entschädigungsgrenze 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag be-

grenzt. 

Dekontamination von Erdreich  

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 11 VGB 2016 ersetzt der Versicherer die notwen-

digen Kosten, die dem Versicherungsnehmer aufgrund behördlicher Anord-

nungen infolge eines Versicherungsfalls entstehen, um  

a) Erdreich des Versicherungsgrundstücks zu untersuchen oder zu dekon-

taminieren oder auszutauschen; 

b) den Aushub in die nächstgelegene geeignete Deponie zu transportieren 

und dort abzulagern oder zu vernichten; 

c) insoweit den Zustand des im Versicherungsschein bezeichneten Grund-

stücks vor Eintritt des Versicherungsfalles wiederherzustellen. 

2. Die Aufwendungen gemäß Nr. 1 werden nur ersetzt, sofern die behördli-

chen Anordnungen 

a) aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen sind, die vor Ein-

tritt des Versicherungsfalles erlassen waren und; 

b) eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge dieses Versiche-

rungsfalles entstanden ist; 

c) innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versicherungsfalles ergan-

gen sind. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer den 

Zugang einer behördlichen Anordnung ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfris-

ten unverzüglich zu melden.  

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so ist der Versicherer 
nach Maßgabe der in B 3-3.1.2 und B 3-3.3 (Gemeinsamer Allgemeiner 

Teil) beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch 

ganz oder teilweise leistungsfrei. 

3. Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Kontamination des 

Erdreichs erhöht, so werden nur die Aufwendungen ersetzt, die den für eine 

Beseitigung der bestehenden Kontamination erforderlichen Betrag überstei-
gen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den 

Versicherungsfall aufgewendet worden wäre. Die hiernach nicht zu erset-

zenden Kosten werden nötigenfalls durch Sachverständige festgestellt. 

4. Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnungen oder auf-

grund sonstiger Verpflichtungen des Versicherungsnehmers einschließlich 

der so genannten Einliefererhaftung werden nicht ersetzt. 

5. Kosten gemäß Nr. 1 gelten nicht als Aufräumungskosten gemäß A 11-1 

und A 12-1 AL-VGB 2016. 

6. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 

begrenzt. 

7. Eine Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versicherungsnehmer 

aus einem anderen Versicherungsvertrag keinen oder keinen vollständigen 

Ersatz beanspruchen kann (Subsidiärdeckung). 
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Diebstahl von außen am Gebäude angebrachten Sachen 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 5.000 EUR 

1. In Erweiterung der AL-VGB 2016 (Teil A) sind fest am Gebäude außen 
angebrachte Sachen (z. B. Satellitenanlagen, Markisen, Briefkästen, Son-

nensegel, Lampen) gegen Diebstahl versichert. 

Garagen, Carports und Gartenhäuser auf demselben Grundstück stehen dem 

Gebäude gleich. 

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 

begrenzt. 

3. Eine Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versicherungsnehmer 

aus einem anderen Versicherungsvertrag keinen oder keinen vollständigen 

Ersatz beanspruchen kann (Subsidiärdeckung). 

4. Ein Leistungsanspruch aus dieser Klausel ergibt sich nur durch eine dem 

Versicherer vorliegende polizeiliche Anzeigebestätigung. 

5. Der Versicherungsnehmer hat den Schaden unverzüglich bei der zustän-

digen Polizei anzuzeigen und dem Versicherer die polizeiliche Anzeigebe-

stätigung im Anschluss vorzulegen. Verletzt der Versicherungsnehmer 

diese Obliegenheit, so ist der Versicherer nach Maßgabe der in B 3-3.1.2 

und B 3-3.3 (Gemeinsamer Allgemeiner Teil) beschriebenen Voraussetzun-

gen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 

Einhaltung der Mindeststandards des Arbeitskreises Beratungspro-

zesse 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket gilt vereinbart 

Komfort Plus-Paket gilt vereinbart 

Die diesem Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Bedingungen wei-

chen ausschließlich zum Vorteil des Versicherungsnehmers von den durch 
den Arbeitskreis Beratungsprozesse empfohlenen Mindeststandards für die 

Wohngebäudeversicherung vom 13.12.2018 ab. 

E-Ladestationen (Wallboxen) für E-Autos  

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket mitversichert 

Komfort Plus-Paket mitversichert 

In Erweiterung von A 6 AL-VGB 2016 sind auf dem Versicherungsgrund-

stück fest installierte E-Ladestationen (Wallboxen) mitversichert. 

Erweiterte Rohrleitungsversicherung für Ableitungsrohre 

Tarifvariante 
Versicherungsschutz – Ein-/ Zweifamilienhaus 

sowie Mehrfamilienhaus 

Komfort-Paket 600 EUR 

Komfort Plus-Paket 5.000 EUR 

In Erweiterung von A 4-4 AL-VGB 2016 leistet der Versicherer Entschädi-

gung für außerhalb von Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige 

Bruchschäden an den Ableitungsrohren der Wasserversorgung, die der Ent-
sorgung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen. Dies gilt jedoch nur so-

weit der Versicherungsnehmer nachweislich zur Unterhaltung dieser Rohre 

verpflichtet ist. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag be-

grenzt. 

Erweiterte Rohrleitungsversicherung für Zuleitungsrohre 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 4-4 AL-VGB 2016 leistet der Versicherer Entschä-

digung für außerhalb von Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an den 

Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepum-

pen-, oder Solarheizungsanlagen, sofern der Versicherungsnehmer die Ge-

fahr trägt. 

2. Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen Zwecken die-

nen. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 

begrenzt. 

Feuerlöschkosten  

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 11 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer die in-

folge eines Versicherungsfalls notwendigen Feuerlöschkosten. 

2. Feuerlöschkosten sind Aufwendungen zur Brandbekämpfung, zu deren 

Übernahme der Versicherungsnehmer verpflichtet ist. 

3. Freiwillige Zuwendungen des Versicherungsnehmers an Personen, die 

sich bei der Brandbekämpfung eingesetzt haben, sind nur zu ersetzten, wenn 

der Versicherer vorher zugestimmt hatte. 

4. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 

begrenzt. 

Feuer-Rohbauversicherung 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket 12 Monate 

Komfort Plus-Paket 36 Monate 

Die im Versicherungsvertrag genannten Gebäude und die zu ihrer Errich-

tung notwendigen auf dem Baugrundstück befindlichen Baustoffe sind, so-
weit der Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt, während der Zeit des 

Rohbaus bis zur bezugsfertigen Herstellung, längstens bis zum Ablauf des 

vereinbarten Zeitraums, gegen Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explo-

sion versichert. 

Der Versicherungsschutz gegen Leitungswasser, Rohrbruch, Frost sowie 

gegen Sturm, Hagel tritt erst in Kraft, wenn das versicherte Gebäude be-

zugsfertig ist. 

Bezugsfertig ist ein Gebäude, wenn sein normaler Gebrauch ohne größere 
Erschwernisse und Einschränkungen möglich ist, unabhängig davon, ob es 

tatsächlich bereits bezogen ist. 

Erweiterung um Leitungswasser und Sturm/Hagel 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket 12 Monate 

Komfort Plus-Paket 36 Monate 

Mitversichert sind  

a) in der Leitungswasserversicherung Schäden durch Leitungswasser vor 

Bezugsfertigkeit mit Ausnahme von Frostschäden. Die Bestimmungen von 

A 22-1 AL-VGB 2016 bleiben unberührt; 

b) in der Sturmversicherung Schäden durch Sturm vor Bezugsfertigkeit 

wenn 

 das Gebäude fertig gedeckt ist und; 

 alle Türen eingesetzt sind und; 

 alle Fenster verglast oder in anderer Weise gleichwertig verschlossen 

sind; 

bis zu dem im Vertragsdokument genannten Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit, 

längstens jedoch bis zum Ablauf des vereinbarten Zeitraums. Liegt die tat-
sächliche Bezugsfertigkeit vor dem im Vertragsdokument genannten Zeit-

punkt, so ist dies dem Versicherer in Textform anzuzeigen. 

Gartenhäuser 

Tarifvariante 
Versicherungsschutz – Ein-/ Zweifamilienhaus 

sowie Mehrfamilienhaus 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

In Erweiterung von A 6-4 und A 7-4 AL-VGB 2016 gelten Gartenhäuser 

(ohne Gewächshäuser) mit einer Grundfläche bis zu 25 qm als Grundstücks-

bestandteile mitversichert, soweit sie sich auf dem versicherten Grundstück 

befinden. 
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Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag be-

grenzt. 

Gebäudebeschädigung infolge Einbruch durch unbefugte Dritte  

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket 5.000 EUR 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 11 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer die not-

wendigen Kosten, die dem Versicherungsnehmer für die Beseitigung von 
Schäden an Türen, Schlössern, Fenstern, Rollläden und Schutzgittern 

dadurch entstanden sind, dass ein unbefugter Dritter 

a) in das Gebäude eingebrochen, eingestiegen oder mittels falscher Schlüs-

sel oder anderer Werkzeuge eingedrungen ist; 

b) versucht, durch eine Handlung gemäß a) in ein versichertes Gebäude 

einzudringen. 

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 

begrenzt. 

3. Eine Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versicherungsnehmer 
aus einem anderen Versicherungsvertrag keinen oder keinen vollständigen 

Ersatz beanspruchen kann (Subsidiärdeckung). 

Genereller Unterversicherungsverzicht 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket für den 1. Schaden 

Komfort Plus-Paket für den 1. Schaden 

Abweichend von A 19-8 AL-VGB 2016 nimmt der Versicherer keinen Ab-

zug wegen Unterversicherung vor, wenn der ersatzpflichtige Schaden ma-

ximal die vereinbarte Höhe beträgt. 

Gewächshäuser 

Tarifvariante 
Versicherungsschutz – Ein-/ Zweifamilienhaus 

sowie Mehrfamilienhaus 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

In Erweiterung von A 6 und A 7 AL-VGB 2016 gelten Gewächshäuser mit 

einer Grundfläche bis zu 10 qm als Grundstücksbestandteile mitversichert, 

soweit sie sich auf dem versicherten Grundstück befinden. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag be-
grenzt. 

Geothermie- und Solarthermieanlagen 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

In Ergänzung von A 6 und A 7 AL-VGB 2016 gelten Solarthermieanlagen 
und oberflächennahe geothermische Anlagen (z. B. Wärmepumpenanlagen 

mit Erdwärmekollektoren oder Erdwärmesonden) als mitversichert, soweit 

sich diese Anlagen auf dem Versicherungsgrundstück befinden und der Ver-

sicherungsnehmer hierfür die Gefahr trägt.  

Grobe Fahrlässigkeit 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so 
verzichtet der Versicherer darauf, seine Leistung gemäß B 4-12.1.2 (Ge-

meinsamer Allgemeiner Teil) in einem der Schwere des Verschuldens des 

Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

2. Dieser Verzicht gilt nicht für die Verletzung vertraglicher Bestimmungen. 

 

 

 

Grob fahrlässige Obliegenheitsverletzung 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket bis zu einer Versicherungsleistung von 5.000 EUR 

Abweichend von A 22-2 AL-VGB 2016 und B 3-3.3.1 (Gemeinsamer All-
gemeiner Teil) verzichtet der Versicherer bei grob fahrlässiger Verletzung 

der Obliegenheiten nach A 22-1 AL-VGB 2016 und der grob fahrlässigen 

Verletzung der gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten 
Sicherheitsvorschriften nach B 3-3.1.1 a) (Gemeinsamer Allgemeiner Teil) 

bis zu der vereinbarten Versicherungsleistung darauf, in einem der Schwere 

des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 

kürzen. 

Das Recht auf Leistungskürzung bleibt darüber hinaus unberührt. 

Der Verzicht auf die Leistungskürzung gilt nicht für vereinbarte Er-

weiterungen des Versicherungsschutzes (z. B.  Paket Photovoltaik). 

Hotelkosten 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zu 50 EUR pro Tag, maximal für 120 Tage 

Komfort Plus-Paket bis zu 200 EUR pro Tag, maximal für 365 Tage 

1. In Erweiterung von A 11 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer die not-

wendigen Hotelkosten oder Kosten für eine ähnliche Unterbringung ohne 

Nebenkosten (z. B. Frühstück, Telefon), wenn die eigengenutzte Wohnung 
durch einen Versicherungsfall unbewohnbar wurde und/oder die Nutzung 

von Teilen der Wohnung unzumutbar ist.  

2. Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohnung 

wieder bewohnbar ist, längstens für die vereinbarte Dauer. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 

begrenzt. 

4. Eine Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versicherungsnehmer 

aus einem anderen Versicherungsvertrag keinen oder keinen vollständigen 

Ersatz beanspruchen kann (Subsidiärdeckung). 

5. Sollte ein Anspruch auf eine Leistung aus dem mitversicherten Mietwert 

nach A 13-1 AL-VGB 2016 bestehen, wird der zu ersetzende Mietwert auf 

die Entschädigung angerechnet. 

6. Erweiterung um Pflegegeld 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 100 EUR pro Tag, maximal für 365 Tage 

Der Versicherer zahlt für im Haushalt des Versicherungsnehmers lebende 
pflegebedürftige Personen mit Einstufung in Pflegegrad 2 im Sinne der Pfle-

geversicherung oder höher für jeden Tag der Unbewohnbarkeit den verein-

barten Betrag. 

Innenliegende Regenfallrohre  

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 4-5.1 AL-VGB 2016 gelten Nässeschäden als ver-

sichert, die durch Wasser entstehen, welches aus innerhalb des Gebäudes 

verlaufenden Regenfallrohren bestimmungswidrig ausgetreten ist. 

2. In Erweiterung von A 4-3.1 AL-VGB 2016 sind frostbedingte und sons-

tige Bruchschäden an im Gebäude verlaufenden Regenfallrohren versichert. 

Innere Unruhen, Streik oder Aussperrung 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Abweichend von A 2 AL-VGB 2016 leistet der Versicherer Entschädigung 

für versicherte Sachen, die durch Innere Unruhen, Streik oder Aussperrung 

zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkommen. 
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1. Innere Unruhen liegen vor, wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile 

des Volkes in einer die öffentliche Ruhe oder Ordnung störenden Weise in 
Bewegung geraten und Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen ver-

üben. 

2. Streik ist eine planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes Ziel gerich-
tete, gemeinsame Arbeitseinstellung einer verhältnismäßig großen Zahl von 

Arbeitnehmern. 

Aussperrung ist eine auf ein bestimmtes Ziel gerichtete, planmäßige Aus-

schließung einer verhältnismäßig großen Anzahl von Arbeitnehmern. 

3. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden 

durch 

a) Arbeitnehmer des Versicherungsnehmers, es sei denn, dass die Tat nur 

außerhalb des Versicherungsortes oder nur zu einer Zeit vorbereitet und be-

gangen worden ist, zu der die als Versicherungsort vereinbarten Räume für 

diese Personen geschlossen waren; 

b) andere Personen, die den Versicherungsort berechtigterweise betreten 

hatten; 

c) Brand, Explosion, Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach Einbruch, 

Raub oder Leitungswasser, es sei denn, sie sind infolge Innerer Unruhen 

entstanden. 

4. Ein Anspruch auf Entschädigung für Schäden durch Innere Unruhen, 

Streik oder Aussperrung besteht insoweit nicht, als Schadenersatz aufgrund 

öffentlich-rechtlichen entschädigungsrechts beansprucht werden kann. 

Innovationsklausel/künftige Bedingungsverbesserungen 

tarifvariante versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket gilt vereinbart 

wird das dem gruppenversicherungsvertrag zugrundeliegende bedingungs-
werk zur wohngebäudeversicherung komfort-plus paket (allgemeine versi-

cherungsbedingungen, besondere bedingungen und Risikobeschreibungen, 

Zusatzbedingungen, Klauseln und die Leistungsbeschreibung zum Versi-
cherungsschutz) für Neuverträge vom Versicherer geändert, so gilt das neue 

Bedingungswerk unter folgenden Voraussetzungen automatisch auch für 

den bestehenden Vertrag:  

a. das neue Bedingungswerk enthält im Vergleich zum zugrundeliegenden 

Bedingungswerk ausschließlich Leistungsverbesserungen (das kann z. B. 

eine Erweiterung des Versicherungsschutzes oder der Wegfall eines Aus-

schlussgrundes oder einer Obliegenheit sein)  

und  

b. die im neuen Bedingungswerk enthaltenen Leistungsverbesserungen für 
Neuverträge führen im Vergleich zum bestehenden Vertrag nicht zu einer 

nachteiligen Änderung der Tarifierungskriterien oder Berechnungsgrund-

lage.  

Das neue Bedingungswerk findet auf den bestehenden Vertrag ab Beginn 

des nächsten Versicherungsjahres Anwendung, das auf den Zeitpunkt folgt, 

zu dem der Versicherer das neue Bedingungswerk für Neuverträge verwen-

det. 

Keine Mindestwindstärke für die Sturmgefahr 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Abweichend von A 5-1.1 AL-VGB 2016 ist jede wetterbedingte Luftbewe-
gung - unabhängig der Windstärke - eine versicherte Gefahr im Sinne dieser 

Bedingungen. 

Konditionsdifferenzdeckung 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket 15 Monate 

Komfort Plus-Paket 15 Monate 

1.  Vertragsgrundlagen  

Es gelten die vereinbarten Allgemeinen Wohngebäude-Versicherungsbe-

dingungen (AL-VGB 2016) sowie die vereinbarten Besonderen Bedingun-
gen und Klauseln, soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nicht etwas 

anderes ergibt.  

2.  Gegenstand der Konditionsdifferenzdeckung  

Diese Konditionsdifferenzdeckung ergänzt eine anderweitig bestehende 
Wohngebäudeversicherung für dasselbe Risiko im nachstehend beschriebe-

nen Umfang. Der Versicherungsschutz aus der anderweitig bestehenden 

Wohngebäudeversicherung geht dem Versicherungsschutz aus dem vorlie-

genden Vertrag vor.  

3. Leistungsumfang  

Die Konditionsdifferenzdeckung leistet für Schadenereignisse, die in der 
anderweitig bestehenden Wohngebäudeversicherung nicht oder nicht im 

vollen Umfang versichert sind, bis zur Höhe des im vorliegenden Vertrag 

vereinbarten Versicherungsschutzes (zum Beispiel: Haftungserweiterun-
gen, Entschädigungsgrenzen und Selbstbeteiligungen). Die Konditionsdif-

ferenzdeckung leistet nicht für bestehende Versicherungssummendifferen-

zen zwischen diesem und dem anderweitig bestehenden Vertrag. Vertrag-
lich vereinbarte und sonstige Leistungen aus der anderweitig bestehenden 

Wohngebäudeversicherung werden abgezogen. Soweit im vorliegenden 

Vertrag eine Selbstbeteiligung vereinbart gilt, wird der sich nach der vorste-
henden Berechnungsmethode ergebende Betrag jedoch um die vereinbarte 

Selbstbeteiligung gekürzt.  

Maßgeblich für die vertraglich vereinbarten Leistungen aus der anderweitig 

bestehenden Wohngebäudeversicherung ist der Umfang des Versicherungs-

schutzes des anderen Vertrages, der zum Zeitpunkt der Antragstellung der 

Konditionsdifferenzdeckung bestanden hat. Nachträglich vorgenommene 
Änderungen an der anderweitig bestehenden Wohngebäudeversicherung 

bewirken keine Erweiterung der Konditionsdifferenzdeckung.  

Abweichend zu den vorgenannten Bestimmungen besteht jedoch Versiche-

rungsschutz im Rahmen der Konditionsdifferenzdeckung für Weitere Na-

turgefahren (Elementargefahren) im Rahmen der vereinbarten Allgemeinen 
Wohngebäude-Versicherungsbedingungen (AL-VGB 2016) sowie der ver-

einbarten Besonderen Bedingungen und Klauseln, auch wenn in der ander-

weitig bestehenden Wohngebäudeversicherung bislang keine weiteren Na-
turgefahren (Elementargefahren) versichert waren, jedoch im vorliegenden 

Vertrag versichert werden. Die entsprechenden Bestimmungen der Bedin-

gungen bzgl. Wartezeit und Selbstbeteiligungen gelten unverändert. 

Ergänzend zu den Bestimmungen der AL-VGB 2016 werden Leistungen 

aus der Konditionsdifferenzdeckung nicht erbracht, wenn  

a) zum Zeitpunkt der Antragstellung der Konditionsdifferenzdeckung keine 

anderweitige Wohngebäudeversicherung bestanden hat;  

b) die Leistung des anderen Versicherers infolge eines Vergleichs zwischen 

dem anderweitigen Versicherer und dem Versicherungsnehmer nicht zum 
vollen Ersatz des Schadens führt. Gleiches gilt, wenn aufgrund fehlender 

Nachweise über die Schadenhöhe durch den anderweitigen Versicherer le-

diglich eine pauschale Entschädigung erbracht wird. 

Ist der anderweitige Versicherer infolge – Nichtzahlung der Prämie, – Ob-

liegenheitsverletzung, – arglistiger Täuschung von seiner Leistungspflicht 

ganz oder teilweise befreit, so wird dadurch keine Erweiterung des Leis-
tungsumfangs der Konditionsdifferenzdeckung bewirkt. Leistungen aus der 

Konditionsdifferenzdeckung werden dann nur insoweit erbracht, wie sie 

entstanden wären, wenn keiner der vorgenannten Gründe für den Wegfall 

oder die Reduzierung der Leistung vorgelegen hätte.  

4. Verhalten im Schadenfall  

Der Versicherungsnehmer hat einen Schadenfall  

a) zunächst dem Versicherer der anderweitig bestehenden Wohngebäude-

versicherung anzuzeigen und dort seine Ansprüche geltend zu machen;  

b) zur Konditionsdifferenzdeckung unverzüglich zu melden, sobald er von 
dem anderweitigen Versicherer informiert wurde, dass ein gemeldeter Scha-

denfall dort nicht oder nicht in vollem Umfang unter die Leistungspflicht 

fällt.  

Die übrigen in B 3-3.2 (Gemeinsamer Allgemeiner Teil) genannten Oblie-

genheiten, welche im Versicherungsfall zu beachten sind, bleiben unbe-

rührt; insbesondere hat der Versicherungsnehmer nach Aufforderung durch 
den Versicherer die erforderlichen Auskünfte zur Feststellung der Entschä-

digungspflicht zu erteilen sowie die zur Feststellung der Leistungshöhe not-

wendigen Unterlagen des anderen Versicherers einzureichen.  

5. Dauer der Konditionsdifferenzdeckung  

Der vorliegende Wohngebäudeversicherungsvertrag wird zu dem im Versi-

cherungsschein genannten Beendigungstermin der anderweitig bestehenden 
Wohngebäudeversicherung durch den Wegfall der Bestimmungen über die 

Konditionsdifferenzdeckung auf den vollen Versicherungsschutz umge-

stellt. Gleiches gilt, wenn die anderweitig bestehende Wohngebäudeversi-
cherung vor dem genannten Beendigungstermin endet. Die vorzeitige Be-

endigung der anderweitig bestehenden Wohngebäudeversicherung ist un-

verzüglich mitzuteilen.  
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Die maximale Dauer der Konditionsdifferenzdeckung ist für Weitere Natur-

gefahren (Elementargefahren) auf max. 6 Monate, für die übrigen Bestim-

mungen der Konditionsdifferenzdeckung auf max. 15 Monate begrenzt. 

Kosten durch Fehlalarm eines Rauchmelders 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket 5.000 EUR 

Komfort Plus-Paket 10.000 EUR 

In Erweiterung von A 11 AL-VGB 2016 und B 4-10.1 (Gemeinsamer All-

gemeiner Teil) ersetzt der Versicherer die nachgewiesenen Kosten  

a) eines Feuerwehreinsatzes; 

 
b) für die Beseitigung von Gebäudeschäden durch gewaltsamen Zutritt von 

Polizei oder Feuerwehr in das versicherte Gebäude; 

 
die dadurch entstehen, dass Rauchmelder, die nach anerkannten Regeln der 

Technik eingebaut und mit einer funktionsfähigen Batterie ausgestattet sind, 

bedingt durch einen technischen Defekt Alarm geben. 
 

Nicht versichert sind Kosten, die dadurch entstehen, dass der Fehlalarm 

durch Tabakrauch, Kochdünste oder dergleichen verursacht wurde. 
 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag be-

grenzt. 
 

Eine Entschädigung wird nur geleistet, sofern nicht anderweitig Ersatz er-

langt werden kann (z. B. von der Gemeinde). 

Kosten für Transport und Lagerung 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 11 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer die Kos-
ten für Transport und Lagerung von in versicherten Gebäuden befindlichen, 

versicherten Sachen, wenn das Gebäude infolge eines Versicherungsfalls 

unbenutzbar wurde und eine Lagerung in einem benutzbaren Teil des Ge-

bäudes dem Versicherungsnehmer nicht zumutbar ist. 

2. Die Kosten für die Lagerung werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, indem 

das Gebäude wieder benutzbar oder eine Lagerung in einem benutzbaren 
Teil des Gebäudes dem Versicherungsnehmer wieder zumutbar ist, längs-

tens für die Dauer von 12 Monaten. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 

begrenzt. 

4. Eine Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versicherungsnehmer 

aus einem anderen Versicherungsvertrag keinen oder keinen vollständigen 

Ersatz beanspruchen kann (Subsidiärdeckung). 

Kosten für provisorische Maßnahmen (Notreparaturen) 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

In Erweiterung von A 11 AL-VGB 2016 sind Kosten für provisorische Re-
paraturen mitversichert, soweit diese durch einen Versicherungsfall verur-

sacht wurden und zum Schutz der versicherten Sachen notwendig sind. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag be-

grenzt. 

Leckortungskosten  

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket 500 EUR 

Komfort Plus-Paket 1.000 EUR 

In Erweiterung von A 4-3 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer bei Nässe-
schäden die Kosten einer Leckortung, auch wenn sich kein Versicherungs-

fall im Sinne dieser Bedingungen ereignet hat.  

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag be-

grenzt. 

 

Leistungsgarantie GDV-Musterbedingungen 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket gilt vereinbart 

Komfort Plus-Paket gilt vereinbart 

Die diesem Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen weichen ausschließlich zum Vorteil des Versiche-

rungsnehmers von den entsprechenden Musterbedingungen ab, wie sie zum 

Stichtag 15.11.2018 vom Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-

wirtschaft e.V. (GDV) empfohlen werden. 

Mehrkosten für alters- und behindertengerechten Wiederaufbau 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 10.000 EUR 

1. In Erweiterung von A 11 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer die not-
wendigen Mehrkosten für den alters-/behindertengerechten Wiederaufbau 

der vom Schaden betroffenen Sachen, sofern der Schaden 25.000 EUR über-

steigt. 

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 

begrenzt. 

Mietausfall bei Nachbarschaftsschäden 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 36 Monate 

In Erweiterung von A 13-1.1 AL-VGB 2016 besteht Versicherungsschutz 

für Mietausfall des Versicherungsnehmers, wenn aufgrund eines über die-

sen Vertrag versicherten Schadenfalls, auf einem unmittelbar an das Versi-

cherungsgrundstück angrenzenden Nachbargrundstück, die Räumung des 

versicherten Gebäudes durch eine zuständige Behörde angeordnet wird. 

Der beschriebene Mietausfall wird bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die 

Wohnung wieder benutzbar ist, höchstens jedoch für die vereinbarte Dauer 

seit Eintritt des Versicherungsfalls. Der Mietausfall wird nur insoweit er-

setzt, wie der Versicherungsnehmer die mögliche Wiederbenutzung nicht 

schuldhaft verzögert. 

Eine Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versicherungsnehmer aus 

einem anderen Versicherungsvertrag keinen oder keinen vollständigen Er-

satz beanspruchen kann (Subsidiärdeckung). 

Mutwillige Beschädigung 

Tarifvariante Versicherungsschutz - Ein-/ Zweifamilienhaus 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 50.000 EUR 

  

Tarifvariante Versicherungsschutz - Mehrfamilienhaus 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 50.000 EUR, Selbstbeteiligung 2.500 EUR 

Der Versicherer ersetzt Schäden an versicherten Sachen, die durch mutwil-

lige Beschädigung zerstört oder beschädigt werden. 

1. Als mutwillige Beschädigung gilt jede vorsätzliche Beschädigung oder 

Zerstörung von Sachen 

2. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden 

durch 

a) Verunstaltung versicherter Sachen durch Farben oder Lacke (Graffiti);  

b) Arbeitnehmer des Versicherungsnehmers, es sei denn, dass die Tat nur 

außerhalb des Versicherungsortes oder nur zu einer Zeit vorbereitet und be-
gangen worden ist, zu der die als Versicherungsort vereinbarten Räume für 

diese Personen geschlossen waren; 

c) andere Personen, die den Versicherungsort berechtigterweise betreten 

hatten; 

d) Brand, Explosion, Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach Einbruch, 

Raub oder Leitungswasser. 
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3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall ist auf den vereinbarten Be-

trag begrenzt. 

4. Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungs-

fall um die vereinbarte Selbstbeteiligung gekürzt. 

5. Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer 
Frist von drei Monaten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres durch 

Erklärung in Textform verlangen, dass dieser Versicherungsschutz für mut-

willige Beschädigung mit Beginn des nächsten Versicherungsjahres entfällt. 

6. Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Versi-

cherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Er-

klärung des Versicherers zum Ende des laufenden Versicherungsjahres kün-

digen.  

7. Eine Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versicherungsnehmer 

aus einem anderen Versicherungsvertrag keinen oder keinen vollständigen 

Ersatz beanspruchen kann (Subsidiärdeckung). 

Nachhaltige Kapitalanlage 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket gilt vereinbart 

Komfort Plus-Paket gilt vereinbart 

Die Alte Leipziger Versicherung AG berücksichtigt bei der Kapitalanlage 
neben den Aspekten der Rendite, Sicherheit und Liquidität auch nachhaltige 

Aspekte als Entscheidungskriterium. Zudem hat die Alte Leipziger Versi-

cherung AG, als Mitglied der ALH Gruppe, 2020 die Principles for respon-
sible Investments (PRI) unterzeichnet und sich verpflichtet diese Prinzipien 

in ihren Kapitalanlagestrategien anzuwenden. 

Der Investitionsschwerpunkt der Alte Leipziger Versicherung AG liegt da-
bei auf der Förderung des sozialen Wohnungsbaus und der energetischen 

Sanierung von Wohngebäuden, bspw. durch die Investitionen in Schuldver-
schreibungen von Wohnungsbaugesellschaften – auch speziell in der Form 

von Greenbonds zur Förderung abgegrenzter Projekte, in Schuldverschrei-

bungen von Förderbanken sowie in Hypothekenpfandbriefe. Darüber hinaus 
fördert die Alte Leipziger Versicherung AG den Ausbau der nachhaltigen 

Infrastruktur, indem sie in die Erzeugung und Verteilung von erneuerbaren 

Energien, die digitale Kommunikation und nachhaltige Transportinfrastruk-
tur investiert. Zudem setzt sich die Alter Leipziger Versicherung mit den 

weiteren Mitgliedern der ALH Gruppe über einen Dienstleister für eine bes-

sere Nachhaltigkeit bei den investierten Unternehmen ein. 

Nässeschäden aufgrund undichter Fugen oder Fliesen  

Tarifvariante Versicherungsschutz – Ein-/ Zweifamilienhaus 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

  

Tarifvariante Versicherungsschutz – Mehrfamilienhaus 

Komfort-Paket 5.000 EUR 

Komfort Plus-Paket 5.000 EUR 

Abweichend von A 4-5.10 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer innerhalb 

privat genutzter Wohnräume den Nässeschaden durch Eintritt von Leitungs-

wasser in gefliesten und verfugten Bereichen innerhalb von Duschen oder 

im Bereich von Badewannen. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag be-

grenzt. 

Nässeschäden durch Witterungsniederschläge (Regen- oder Schmelz-

wasser)  

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 5.000 EUR 

Abweichend von A 4-5.4 AL-VGB 2016 sind Nässeschäden durch Witte-

rungsniederschläge in Form von Regen- oder Schmelzwasser versichert.  

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag be-

grenzt. 

 

 

 

Photovoltaikanlagen 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Abweichend von A 7-5.1 AL-VGB 2016 sind auf dem Hausdach befestigte 
sowie in den Baukörper integrierte Photovoltaikanlagen der im Versiche-

rungsvertrag genannten Gebäude mitversichert. 

Zur Photovoltaikanlage gehören Solarmodule, Montagerahmen, Befesti-
gungselemente, Mess-, Steuer- und Regeltechnik, Wechselrichter, Strom-

speicher und Verkabelung. 

Rauch- und Rußschäden  

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 1 AL-VGB 2016 gilt jede unmittelbare Zerstörung 

oder Beschädigung versicherter Sachen durch Rauch oder Ruß, der plötzlich 

bestimmungswidrig aus den auf dem Versicherungsgrundstück befindlichen 

Feuerungs-, Heizungs-, Koch- oder Trockenanlagen austritt, mitversichert. 

2. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die durch dauernde 

Einwirkung von Rauch und Ruß entstehen. 

Regenwasseraufbereitungsanlagen (Zisternen) 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Schäden durch Wasser, 

das aus Regenwasseraufbereitungsanlagen (Zisternen) bestimmungswidrig 

ausgetreten ist. 

2. Innerhalb versicherter Gebäude sind versichert 

a) Frost- und sonstige Bruchschäden an den Rohren der in Nr. 1 genannten 

Anlagen; 

3. Außerhalb versicherter Gebäude sind versichert Frost- und sonstige 

Bruchschäden an unterirdisch verlegten Rohren der in Nr. 1 genannten An-
lagen, soweit diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude oder Anla-

gen dienen und sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden. 

4. Nicht versichert sind die in Nr. 1 bis Nr. 3 genannten Rohre, sofern es 

sich um Leitungen zur Zisterne handelt. Die zur Reinigung des Regenwas-

sers genutzten Filter sind nicht mitversichert. 

Sachverständigenkosten 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Soweit der entschädigungspflichtige Schaden in seiner Höhe den vereinbar-

ten Betrag von 10.000 EUR übersteigt, ersetzt der Versicherer die durch den 
Versicherungsnehmer nach A 20-6 AL-VGB 2016 zu tragenden Kosten des 

Sachverständigenverfahrens, maximal den vereinbarten Betrag. 

Radioaktive Isotope  

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Eingeschlossen sind Schäden an versicherten Sachen, die als Folge eines 

unter die Versicherung fallenden Schadenereignisses durch auf dem Grund-

stück, auf dem der Versicherungsort liegt, betriebsbedingt vorhandene oder 
verwendete radioaktive Isotope entstehen, insbesondere Schäden durch 

Kontamination und Aktivierung. Dies gilt nicht für radioaktive Isotope von 

Kernreaktoren. 
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Seng- und Schmorschäden 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

In Erweiterung von A 3-1 AL-VGB 2016 sowie abweichend von A 3-7.2 

AL-VGB 2016 sind Seng- und Schmorschäden mitversichert. 

Schäden an elektrischen Anlagen, Dämmungen und Unterspannbah-

nen durch wildlebende Säugetiere 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 1 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer auch Schä-

den an elektrischen Leitungen und elektrischen Anlagen innerhalb versi-

cherter Gebäude sowie Schäden an Dämmungen und Unterspannbahnen 
von Dächern, die unmittelbar durch Beißen, Kratzen, Nisten oder Urinieren 

wildlebender Säugetiere entstehen. 

2. Insbesondere Schäden durch Amphibien, Fische, Gliederfüßer (u. a. In-
sekten, Spinnen), Haustiere und Reptilien sowie Folgeschäden aller Art, z. 

B. durch Fehlen elektrischer Spannung, fallen nicht unter den Versiche-

rungsschutz. 

Unklare Zuständigkeit bei Versicherungswechsel 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket gilt vereinbart 

Komfort Plus-Paket gilt vereinbart 

Ist zum Zeitpunkt der Schadenmeldung unklar, ob ein Sachschaden während 

der Gültigkeit dieser Versicherung eingetreten ist oder in die Zuständigkeit-
der bis zu diesem Zeitpunkt bestehenden Vorversicherung fällt, wird die 

Schadenbearbeitung nicht wegen des fehlenden Nachweises der Zuständig-

keit abgelehnt. Kann sich die ALTE LEIPZIGER Versicherung AG nicht 
mit dem Vorversicherer einigen, welche Gesellschaft für den Schaden zu-

ständig ist, tritt die ALTE LEIPZIGER Versicherung AG im Rahmen des 

mit ihr vereinbarten Versicherungsschutzes in Vorleistung, sofern und so-
weit die Leistung auch im Falle einer unverändert fortgeführten Vorversi-

cherung erbracht worden wäre. Dies setzt voraus, dass Sie die ALTE 
LEIPZIGER Versicherung AG soweit wie möglich bei der Klärung des 

Sachverhaltes unterstützen und Ihre diesbezüglichen Ansprüche gegen den 

Vorversicherer an die ALTE LEIPZIGER Versicherung AG abtreten.  

Sollte sich im Rahmen der Geltendmachung der an die ALTE LEIPZIGER 

Versicherung AG abgetretenen Ansprüche herausstellen, dass der Schaden 

tatsächlich nicht in die Zuständigkeit der ALTE LEIPZIGER Versicherung 
AG fiel und der Vorversicherer ebenfalls nicht oder nur eingeschränkt zur 

Leistung verpflichtet war, kann die ALTE LEIPZIGER Versicherung AG 

von Ihnen die zu viel erbrachten Leistungen zurückverlangen. 

Bleibt hingegen unklar, welche Gesellschaft für den Schaden zuständig ist, 

erbringt die ALTE LEIPZIGER Versicherung AG auch eine sich gegenüber 

der Vorversicherung ergebende Mehrleistung, sofern festgestellt werden 
kann, dass es zum Zeitpunkt des Abschlusses bei der ALTE LEIPZIGER 

Versicherung AG noch keine Anzeichen für einen bereits eingetretenen 

Schaden gab. 

Überschallknall 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

In Erweiterung von A 1-1 AL-VGB 2016 leistet der Versicherer Entschädi-

gung für versicherte Sachen, die durch den Überschallknall eines Flugzeu-
ges zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines solchen Ereignisses 

abhandenkommen. 

Als Schaden durch Überschallknall gilt jede unmittelbare Zerstörung oder 

Beschädigung versicherter Sachen, die direkt auf der durch den Überschall-

knall eines Flugzeuges entstehenden Druckwelle beruhen. 

 

 

 

Unbenannte Gefahren 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1.  Versicherte Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch eine 

plötzliche, unvorhergesehene, von außen einwirkende Ursache zerstört oder 

beschädigt werden oder abhandenkommen. Unvorhergesehen sind Schäden, 
die der Versicherungsnehmer weder rechtzeitig vorhergesehen hat noch hät-

ten vorhersehen können.  

2.  Ausschlüsse 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf: 

a) Schäden, die bei der ALTE LEIPZIGER Versicherung AG gegen Prä-

mienzuschlag versicherbar sind (z. B. über Weitere Naturgefahren (Elemen-
targefahren), über das Paket Photovoltaik oder über das Paket Haus- und 

Wohnungsschutzbrief); 

b) Schäden, die im Rahmen dieser Versicherungsbedingungen explizit aus-

geschlossen sind; 

c) Vom Versicherungsnehmer oder dessen Repräsentanten vorsätzlich her-

beigeführte Schäden; 

d) Schäden durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung bereits vor-

handen waren und dem Versicherungsnehmer oder dessen Repräsentant be-

kannt sein mussten; 

e) Schäden durch Krieg oder kriegsähnliche Ereignisse jeder Art sowie 

Schäden durch hoheitliche Eingriffe oder behördliche Anordnungen; 

f) Schäden durch Kernenergie oder radioaktive Strahlung, jedoch sind Schä-
den durch auf dem Versicherungsgrundstück befindliche radioaktive Iso-

tope mitversichert; 

g) Schäden durch natürliche oder mangelhafte Beschaffenheit, Konstrukti-

ons- und Planungsfehler, Verseuchung oder Vergiftung, jedoch sind mitver-

sichert Schäden durch Verseuchung oder Vergiftung als Folge von Brand, 
Blitzschlag, Explosion oder Anprall von Luftfahrzeugen, deren Teile oder 

Ladung; 

h) Schäden durch Reißen, Setzen, Schrumpfen oder Dehnen der versicher-
ten Gebäude, Gebäudebestandteile und Fundamente einschließlich Hof- und 

Gehsteigbefestigungen aufgrund von baulichen oder statischen Mängeln so-

wie Verstößen gegen bauliche Vorschriften; 

i) Schäden an Maschinen und technischen Einrichtungen, die entweder ohne 

äußere Einwirkung oder durch deren Bedienung, Wartung, Umbau und Re-

paratur entstehen; 

j) Ausfall oder Fehlfunktion von EDV- oder elektronisch gesteuerten Anla-

gen der Energieversorgung, der Klima-, Mess- oder Regeltechnik; 

k) Schäden an versicherten Sachen durch Bearbeitung; 

l) Schäden durch allmähliche Einwirkungen auf versicherte Sachen, unab-

hängig von der Ursache oder mitwirkenden Umständen; 

m) Schäden durch normale oder vorzeitige Abnutzung, Alterung, Ver-
schleiß, Rost, Korrosion und Erosion, jedoch sind versichert Schäden durch 

Rohrbruch; 

n) Schäden durch Verderb, Verfall, Ungeziefer, Fäulnis, Schwamm, Pilz, 
Substanzverlust, Verfärbung oder Strukturveränderung, es sei denn, es han-

delt sich um einen Folgeschaden eines versicherten Ereignisses; 

o) Schäden an versicherten Sachen, solange das versicherte Gebäude nicht 

bezugsfertig ist; 

p) Schäden durch Sturmflut; 

q) Schäden durch Rückstau von Wasser aus Rohren der öffentlichen Ab-
wasserkanalisation, es sei denn, es handelt sich um einen Folgeschaden ei-

nes versicherten Ereignisses; 

r) Bruchschäden an Zu-/Ableitungsrohren, die außerhalb des Versicherung-
sortes verlegt sind und nicht der Ver- und Entsorgung versicherter Gebäude 

oder Anlagen dienen oder für die der Versicherungsnehmer die Gefahr nicht 

trägt; 

s) Schäden durch Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch 

nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster oder Außentüren oder durch an-

dere Öffnungen, es sei denn, dass diese Öffnungen durch ein versichertes 

Ereignis entstanden sind und einen Gebäudeschaden darstellen; 
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t) Schäden an und durch Bau- und Montageleistungen, jedoch sind mitver-

sichert Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion und Anprall von Luft-

fahrzeugen, deren Teile oder Ladung, Leitungswasser, Sturm/Hagel; 

u) Schäden, die durch Fahrzeuge verursacht werden, die vom Versiche-

rungsnehmer, seinen Repräsentanten, Mietern, deren Besuchern oder sons-

tigen im Gebäude berechtigt anwesenden Personen betrieben werden; 

v) Schäden durch einfachen Diebstahl versicherter Sachen. 

3.  Selbstbeteiligung 

Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall 

um die vereinbarte Selbstbeteiligung von 300 EUR gekürzt. 

Unter Erdgleiche verlegte Regenwasserableitungsrohre 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 5.000 EUR 

a)  In Erweiterung von A 4-5.1 AL-VGB 2016 gelten Nässeschäden als ver-

sichert, die durch Wasser entstehen, welches aus unterhalb der Erdgleiche-

verlaufenden Regenwasserableitungsrohren bestimmungswidrig ausgetre-
ten ist; 

b) In Erweiterung von A 4-3.1 AL-VGB 2016 sind frostbedingte und sons-

tige Bruchschäden an unterhalb der Erdgleiche verlaufenden Regenwas-

serableitungsrohren versichert. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag be-

grenzt. 

Verkehrssicherungsmaßnahmen 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Entsteht durch den Eintritt des Versicherungsfalls eine Gefahr innerhalb 

und/oder außerhalb des Versicherungsortes, zu deren Sicherung der Versi-
cherungsnehmer aufgrund gesetzlicher und öffentlich-rechtlicher Vorschrif-

ten verpflichtet ist, so ersetzt der Versicherer die hierfür erforderlichen Kos-

ten für Sicherungsmaßnahmen. 

Verpuffung 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

In Ergänzung von A 3-4 AL-VGB 2016 sind Schäden an versicherten Sa-

chen durch Verpuffung mitversichert. 

Verpuffung ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen und Dämp-

fen beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung mit nur geringer Ge-

schwindigkeit und Druckwirkung. 

Verstopfung von Ableitungs- und Regenfallrohren innerhalb von Ge-

bäuden 

Tarifvariante Versicherungsschutz – Ein-/ Zweifamilienhaus 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

  

Tarifvariante Versicherungsschutz - Mehrfamilienhaus 

Komfort-Paket 1.000 EUR 

Komfort Plus-Paket 1.000 EUR 

1. In Erweiterung von A 4 AL-VGB 2016 sind die notwendigen angefalle-

nen Kosten für die Beseitigung von Verstopfungen von Ableitungsrohren 
innerhalb versicherter Gebäude sowie auf dem Versicherungsgrundstück 

mitversichert. 

2. Weiterhin sind in Erweiterung von A 4 AL-VGB 2016 die notwendigen 
angefallenen Kosten für die Beseitigung von Verstopfungen von Regenfall-

rohren innerhalb versicherter Gebäude mitversichert. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 

begrenzt. 

Vorsorgeschutz für wertsteigernde bauliche Maßnahmen 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket gilt vereinbart 

Komfort Plus-Paket gilt vereinbart 

1. Wenn sich durch wertsteigernde bauliche Maßnahmen innerhalb der Ver-
sicherungsperiode der Wert der im Versicherungsschein bezeichneten Ge-

bäude erhöht, besteht bis zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode 

auch insoweit Versicherungsschutz. 

2. Die Bestimmungen zur Bezugsfertigkeit in A 4-5 und A 5-5 AL-VGB 

2016 werden hiervon nicht berührt und gelten unverändert. 

Vorversicherungsgarantie 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket gilt vereinbart 

Komfort Plus-Paket gilt vereinbart 

1. Versicherungsumfang 

Versicherungsschutz im Rahmen dieser Klausel wird gewährt, wenn in ei-

nem Versicherungsfall eine Leistung aus diesem Vertrag im Vergleich zum 

unmittelbaren Vorvertrag bei einer anderen Versicherungsgesellschaft 

a) nicht oder 

b) mit einer geringeren Entschädigungsgrenze 

versichert ist. Die Entschädigung aus der Vorversicherungsgarantie ist je 
Versicherungsfall auf die im aktuellen Versicherungsvertrag vereinbarte 

Versicherungssumme begrenzt. 

Die Begrenzung der Gesamtleistung aus einem Versicherungsfall ein-
schließlich Entschädigungen im Rahmen der Vorversicherungsgarantie 

bleibt gemäß A 19 AL-VGB 2016 unverändert. 

2. Voraussetzungen für den Versicherungsschutz 

2.1 Der unmittelbare Vorvertrag muss mindestens für ein volles Jahr bestan-

den haben. 

2.2 Beträgt der Zeitraum zwischen Erlöschen des unmittelbaren Vorvertrags 
und Beginn dieses Vertrages mehr als 3 Monate, findet die Vorversiche-

rungsgarantie keine Anwendung. 

2.3 Der Vorvertrag muss dem deutschen Versicherungsvertragsrecht unter-

liegen und auf Basis der Allgemeinen-Wohngebäudeversicherungsbedin-

gungen (VGB) geschlossen sein. 

2.4 Der Versicherungsnehmer im Vorvertrag und in diesem Vertrag ist iden-

tisch. 

2.5 Die Grund-Versicherungssumme des aktuellen Versicherungsvertrages 
ist bei gleichem Risiko mit der Versicherungssumme des Vorvertrages iden-

tisch. 

2.6 Der Vorvertrag wurde nicht durch den Vorversicherer gekündigt. 

2.7 Der Vorversicherer und die Versicherungsscheinnummer sind von dem 

Versicherungsnehmer bei Antragstellung angegeben worden. 

Im Schadenfall hat der Versicherungsnehmer den Nachweis über eine De-
ckung im Rahmen des Vorvertrages durch Einreichung der Vorversiche-

rungsunterlagen (Versicherungsschein bzw. letzter Nachtrag inklusive der 

Allgemeinen und Besondere Bedingungen sowie vereinbarten Klauseln) zu 

erbringen. 

3. Begrenzungen des Versicherungsschutzes 

Die Vorversicherungsgarantie umfasst nicht: 

3.1 Leistungen aus einer Allgefahrendeckung oder aus der Mitversicherung 

von unbenannten Gefahren 

3.2 Schäden durch Glasbruch 

3.3 Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland gelegene Risiken 

3.4 Weitere Naturgefahren (Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erd-

senkung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch und Starkre-

gen) 

3.5 Assistanceleistungen 

3.6 Leistungen, die bei der ALTE LEIPZIGER Versicherung AG oder dem 

Vorversicherer nur gegen Prämienzuschlag versicherbar sind 



 Seite 31 von 37 

Ist der Versicherer aufgrund der zugrunde liegenden Bedingungen von der 

Leistungspflicht im Schadenfall befreit (z. B. Prämienverzug, vorsätzlicher 
oder grob fahrlässiger Verletzung von Obliegenheiten, Gefahrerhöhung, 

Herbeiführung des Versicherungsfalles, arglistiger Täuschung) so erfolgt 

auch aus dieser Klausel keine Leistung. 

Die vertraglich vereinbarten und in den Versicherungsbedingungen festge-

legten Obliegenheiten zum Schadenfall bleiben durch die Vorversiche-

rungsgarantie unberührt. 

Einzelvertragliche und/oder tariflich vereinbarte Selbstbeteiligungen sowie 

Klauseln, die im aktuellen Versicherungsvertrag bei Vertragsschluss verein-

bart wurden oder Vereinbarungen, die nach Vertragsschluss erfolgen (z. B. 
Sanierungsmaßnahmen) gehen der Vorversicherungsgarantie vor und kön-

nen diese nachträglich einschränken bzw. ausschließen. 

4. Kündigung 

Sowohl der Versicherungsnehmer als auch die ALTE LEIPZIGER Versi-

cherung AG können diese Klausel jederzeit in Textform kündigen. Die Kün-

digung wird eine Woche nach Zugang wirksam. Kündigt der Versicherer, 
so kann der Versicherungsnehmer den gesamten Vertrag innerhalb eines 

Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum selben Zeitpunkt 

kündigen. 

Wasseraustritt aus Schwimmbecken, Zimmerbrunnen, Wassersäulen 

oder Terrarien 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

In Erweiterung von A 4-2 AL-VGB 2016 gilt als Leitungswasser auch Was-
ser, das aus Schwimmbecken, Zimmerbrunnen, Wassersäulen oder Terra-

rien bestimmungswidrig ausgetreten ist. 

Wasser- und Gasverlust 

Tarifvariante 
Versicherungsschutz – Ein-/ Zweifamilien- so-

wie Mehrfamilienhaus 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 11 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer den 

Mehrverbrauch von Frischwasser, der infolge eines Rohrbruchs entsteht und 

den das Wasserversorgungsunternehmen in Rechnung stellt.  

2. In Erweiterung von A 11 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer den 

Mehrverbrauch von Gas, der infolge eines Rohrbruchs entsteht und den das 

Versorgungsunternehmen in Rechnung stellt. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall für Nr. 1 und Nr. 2 auf den 

vereinbarten Betrag begrenzt. 

Weitere Grundstücksbestandteile 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 6 AL-VGB 2016 sind versichert: 

 Garagen und Carports, 

 Grundstückseinfriedungen (auch Hecken), 

 Hof- und Gehwegbefestigungen,  

 Hundehütten und -zwinger,  

 Masten- und Freileitungen,  

 Wege- und Gartenbeleuchtungen, 

 Schutz- und Trennwände, 

 Pergolen, Terrassenbefestigungen und freistehende Terrassenüberdach-

ungen. 

2. Darüber hinaus sind versichert, soweit der Versicherungsnehmer dafür 
die Gefahr trägt und aus einer Inhaltsversicherung keine Entschädigung be-

ansprucht werden kann: 

Gewerbliche Markisen, Firmenschilder, Transparente und Leuchtröhrenan-

lagen. 

Wiederaufbau bei Totalschaden an einem anderen Ort 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

1. In Erweiterung von A 19-6 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer in der 
Gleitenden Neuwertversicherung Plus die Wiederherstellung der versicher-

ten Sache in gleicher Art und Güte im neuwertigen Zustand (Neuwert), 

wenn im Totalschadenfall der Versicherungsnehmer die versicherte Sache 
mit gleicher Zweckbestimmung an einem anderen Ort innerhalb der Bun-

desrepublik Deutschland wiederherstellt. 

2. Die Entschädigung ist auf die tatsächlich angefallenen und nachgewiese-

nen Kosten beschränkt, maximal auf den vereinbarten Betrag. 

Wiederherstellung von Gartenanlagen 

Tarifvariante 
Versicherungsschutz – Ein-/ Zweifamilien- so-

wie Mehrfamilienhaus 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 5.000 EUR 

1. In Erweiterung von A 11 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer notwen-
dige und tatsächlich angefallene Kosten für die Wiederherstellung von Gar-

tenanlagen (z. B. Blumenbeete, Wege) des Versicherungsgrundstücks, die 

infolge eines Versicherungsfalles zerstört oder beschädigt werden.  

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 

begrenzt. 

3. Kein Versicherungsschutz besteht für Aufräumungs- und Wiederauffors-

tungskosten für Bäume. 

Wiederaufbau von Hausrat 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket nicht versichert 

Komfort Plus-Paket bis zur Höhe der Versicherungssumme 

In Erweiterung von A 11 AL-VGB 2016 ersetzt der Versicherer die Kosten 
für den Wiederaufbau anderer Sachen, wenn diese zum Zwecke der Wie-

derherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen bewegt werden 

mussten. 

Zubehör der hauswirtschaftlichen Selbstversorgung 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket mitversichert 

Komfort Plus-Paket mitversichert 

In Erweiterung von A 6 AL-VGB 2016 gilt ebenso Zubehör für die haus-
wirtschaftliche Selbstversorgung auf dem Versicherungsgrundstück mitver-

sichert. Insbesondere zählt hierzu: 

 Bienenvölker, die artgerecht gehalten werden 

 Rankhilfen für Nutzpflanzen und Hochbeete 

 Kräuter, Obst- und Gemüsepflanzen. 

 

B Anpassung der Prämie bei Neubauten, Anpassung der Prämie 

Anpassung der Prämie bei Neubauten 

Der Neubaurabatt wird ausschließlich für reine Neubauten gewährt. Hier-

unter sind Wohngebäude zu verstehen, deren Baujahr dem Jahr des Versi-

cherungsbeginns entspricht. Der Neubaurabatt in Höhe von 40 % wird für 

die Dauer von 5 Jahren ab dem Bezug des Gebäudes gewährt. 

Anpassung der Prämie 

Wenn zu dem Vertrag in einem Zeitraum von 2 Jahren mehr als 2 Schäden 

angefallen sind, ist der Versicherer berechtigt, die Prämie um bis zu 50 Pro-
zent zur nächsten Hauptfälligkeit und mit einer Ankündigungsfrist von 1 

Monat anzupassen. Der Versicherte ist dann berechtigt, den Vertrag unter 

Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. 
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C Die nachstehend genannten Klauseln gelten nur bei Vereinba-

rung von Weitere Naturgefahren (Elementargefahren) 

Wartezeit 

Abweichend von B 1-1 (Gemeinsamer Allgemeiner Teil) beginnt der Ver-

sicherungsschutz für die Naturgefahren Überschwemmung, Rückstau, Erd-
beben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen, Dachlawinen, Vul-

kanausbruch mit dem Ablauf von 4 Wochen ab Versicherungsbeginn (War-

tezeit).  

Dachlawinen 

In Erweiterung von A 5-4 AL-VGB 2016 sind auch Schäden durch Dachla-

winen mitversichert. 

Dachlawinen sind von Hausdächern herabstürzende Schnee- oder Eismas-

sen.  

Gefahrenberatung bei Überschwemmung 

1. In Folge eines versicherten Schadens aufgrund Überschwemmung ersetzt 

der Versicherer ab einer Schadenhöhe von 10.000 EUR Kosten für die Er-

stellung eines Gefahrengutachtens/Hochwasserpasses z. B. durch einen qua-
lifizierten Sachverständigen/Gutachter oder einen ausgewiesenen Sachkun-

digen des HochwasserKompetenzCentrum e. V. (HKC).  

2. Das Gefahrengutachten/ der Hochwasserpass ist innerhalb von 30 Tagen 

nach Schadenseintritt zu beauftragen. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 1.000 EUR begrenzt. 

Kostenübernahme für Trocknung 

1. Abweichend von A 5-5.3 AL-VGB 2016 entschädigt der Versicherer bei 

Schäden durch Grundwasser, soweit infolge von Witterungsniederschlägen 
oder Ausuferung von oberirdischen Gewässern nicht an die Erdoberfläche 

gedrungen, die tatsächlich angefallenen und nachgewiesenen Trocknungs-

kosten.  

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.000 EUR begrenzt. 

Verpflegungskosten für Helfer 

In Erweiterung von A 5-4 AL-VGB 2016 leistet der Versicherer infolge ei-

nes versicherten Elementarschadens eine finanzielle Unterstützung von bis 
zu 500 EUR für Kosten, die dem Versicherungsnehmer für die Verpflegung 

von freiwilligen Helfern entstehen. 

 

D Die nachstehend genannten Klauseln gelten nur bei Vereinba-

rung des Paketes Garten & Co. 

1 Garten-, Teich- und Poolzubehör 

1.1 Versicherungsumfang 

Versichert sind die unter Ziffer 1.3 genannten versicherten Sachen auf dem 

im Versicherungsschein bezeichneten Grundstück. 

1.2 Versicherte Gefahren 

Versicherungsschutz besteht für die versicherten Sachen gegen die in A 1-

1, A 1-2 und A 1-3 AL-VGB 2016 genannten Gefahren Brand, Blitzschlag, 

Überspannung durch Blitz, Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz ei-

nes Luftfahrzeugs, seiner Teile oder Ladung, Leitungswasser, Sturm, Hagel 

sowie weitere Naturgefahren (nur sofern vereinbart). 

Darüber hinaus erstreckt sich der Versicherungsschutz auch gegen Schäden 

durch Diebstahl. 

Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich bei der zuständi-

gen Polizei anzuzeigen und dem Versicherer die polizeiliche Anzeigebestä-

tigung im Anschluss vorzulegen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese 
Obliegenheit, so ist der Versicherer nach Maßgabe der in B 3-3.1.2 und B 

3-3.3 (Gemeinsamer Allgemeiner Teil) beschriebenen Voraussetzungen zur 

Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 

1.3 Versicherte Sachen 

Als versicherte Sachen gelten: 

 Gartenmöbel, 

 Gartenschläuche und Schlauchwagen bzw. Aufrolleinrichtungen 

 Wasserverteiler, 

 Wasserpumpen (auch für Teich- und Poolanlagen), 

 Teichgrundkonstruktionen, 

 Teich- und Poollampen, 

 mobile und fest installierte Pools (ohne Abdeckungen), Whirlpools und 

Hot Tubs 

 Saunen, 

 Hängematten und Strandkörbe, 

 Pavillons, 

 Rasenmäher und -roboter sowie Vertikutierer,  

 Grills und Feuerschalen,  

 Trampoline, Schaukeln, Rutschen, 

 Basketballkörbe, Fußballtore, Tischtennisplatten und Volleyballnetze, 

 Insektenhotels, Vogelkästen und Bienenstöcke, 

 Freilaufgehege für Haustiere (z. B. für Kaninchen oder Katzen), 

 Fußmatten, 

 Regenfässer und oberirdische Zisternen, 

 Hochbeete, Blumenkästen sowie -kübel und Kompost-Stationen. 

1.4 Entschädigung 

1.4.1 Ermittlung der Entschädigung 

Bei zerstörten oder abhandengekommenen Sachen entschädigt der Versi-

cherer den Neuwert. Das ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen 

gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand wiederzubeschaffen. 

Bei beschädigten Sachen entschädigt der Versicherer die tatsächlich ange-

fallenen und nachgewiesenen Reparaturkosten. 

1.4.2 Voraussetzung für die Entschädigung 

Die Entschädigung wird bei zerstörten oder abhandengekommenen Sachen 

erst geleistet, sobald die Wiederbeschaffung der Sache nachgewiesen 

wurde.  

1.4.3 Entschädigungsgrenze 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.500 EUR begrenzt. 

1.5 Subsidiarität 

Eine Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versicherungsnehmer aus 

einem anderen Versicherungsvertrag keinen oder keinen vollständigen Er-

satz beanspruchen kann (Subsidiärdeckung). 

2 Neue Bepflanzung des Gartens 

2.1 Versicherungsfall 

Wenn die Bewässerungsanlage des Gartens ausfällt und infolge dessen 

Pflanzen vertrocknen, ersetzt der Versicherer die tatsächlich angefallenen 

und nachgewiesenen Kosten einer Neu-Bepflanzung. 

Zur Bewässerungsanlage zählt auch eine damit verbundene Zeitschaltuhr. 

2.2 Entschädigungsgrenze 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.500 EUR begrenzt. 

2.3 Versicherte Mehrkosten 

2.3.1 Kosten durch eine nachhaltige Gestaltung des Gartens 

Gestaltet der Versicherungsnehmer den Garten nach einem Versicherungs-
fall gemäß Ziffer 2.1 nachhaltig um, so erhöht sich die Entschädigungsleis-

tung um bis zu 20 % für die Kosten der Umgestaltung, sofern sie nachweis-

lich tatsächlich angefallen sind. 

Nachhaltige Gestaltungen des Gartens sind: 

 Anlage einer Bienen- und Hummelwiese 

 Anschaffung Insektenhotel, Vogelkasten oder Bienenstock 

 Rückbau Steingarten/Kiesgarten 

 Anlage Kompost-Station 

 Rückbau Zäune und Anlage von Hecken  

 Bau einer Teichanlage 

 Wassertränken für Tiere aller Art 

 Umbau eines Ziergartens in einen Nutzgarten 
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Nach Rücksprache mit dem Versicherer können weitere Umgestaltungen als 

nachhaltig gelten. 

2.3.2 Kosten für eine Gartenberatung 

Darüber hinaus leistet der Versicherer bis zu 500 EUR für tatsächlich ange-

fallene und nachgewiesene Kosten einer Gartenberatung durch eine zertifi-

zierte Fachfirma. 

3 Pflege des Gartens durch eine Fachfirma 

Erleidet der Versicherungsnehmer während der Vertragslaufzeit eine 

schwerwiegende und unvorhergesehene Verletzung oder Krankheit, die Ihn 

an der Pflege des Gartens hindert, so beteiligt sich der Versicherer an den 

Kosten für die Pflege des Gartens durch eine zertifizierte Fachfirma. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500 EUR und für die Ge-

samtlaufzeit des Vertrags auf 2.500 EUR begrenzt. 

Eine dauerhafte Verletzung oder Krankheit zählt als ein Versicherungsfall. 

4 Finanzielle Unterstützung zur Beilegung eines Nachbarschafts-

streites 

Bei Streitigkeiten mit einem Nachbarn über Anlagen (z. B. Zäune) oder Be-

pflanzungen des Versicherungsgrundstücks zahlt der Versicherer eine fi-

nanzielle Unterstützung von bis zu 250 EUR für Kosten, die dem Versiche-

rungsnehmer zur Beilegung des Streites entstehen (z. B. durch eine Online-

Rechtsberatung oder das Zurückschneiden einer Hecke). 

E Die nachstehend genannten Klauseln gelten nur bei  

Vereinbarung des Paketes Photovoltaik 

1  Vertragsgrundlage 

Vertragsgrundlage sind die Allgemeinen Wohngebäudeversicherungsbe-

dingungen (AL-VGB), soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nicht 
etwas anderes ergibt. 

2  Versicherte Sachen 

Versichert sind die auf dem Hausdach befestigten sowie in den Baukörper 
integrierten, betriebsfertigen Photovoltaikanlagen der im Versicherungs-

schein genannten Gebäude. Die Anlagen können auch auf im Versiche-

rungsschein genannten Nebengebäuden oder Bauten (z. B. Garage, Carport 
etc.) befestigt sein. 

Betriebsfertig ist die Anlage, sobald sie erprobt oder ein vorgesehener Pro-

bebetrieb beendet ist. Sie muss sich in Betrieb befinden, zumindest aber zur 
Arbeitsaufnahme bereit sein. 

 

Zur Photovoltaikanlage gehören Photovoltaikmodule, Montagerahmen, Be-
festigungselemente, Wechselrichter und die Verkabelung. Dazu gehört auch 

die mit der Photovoltaikanlage verbundene und der Versorgung des Gebäu-

des dienende Stromspeicheranlage, sofern sie von einem qualifizierten 
Fachbetrieb installiert wurde. 

 

Der Versicherungsschutz besteht auch, wenn die Betriebsfertigkeit zu einem 
späteren Zeitpunkt unterbrochen ist. Dies gilt ebenfalls während einer De- 

oder Remontage sowie während eines Transports der Anlage innerhalb des 

Versicherungsorts.  

3  Ergänzende Technische Gefahren 

3.1 Versicherte Gefahren und Schäden 

3.1.1 Der Versicherer entschädigt für unvorhergesehene Beschädigungen 
oder Zerstörungen von versicherten Photovoltaikanlagen. Darüber hinaus 

entschädigt er für diese Anlagen oder deren Teile, wenn sie durch Diebstahl, 

Einbruchdiebstahl, Raub oder Plünderung abhandenkommen. 

3.1.2 Als unvorhergesehen gilt ein Schaden, wenn folgende Voraussetzun-

gen vorliegen: 

Der Versicherungsnehmer hat den Schaden nicht rechtzeitig vorhergesehen 
bzw. war der Schaden für den Versicherungsnehmer mit dem für den Be-

trieb der Photovoltaikanlage erforderlichen Fachwissen nicht vorhersehbar. 

3.1.3 Insbesondere entschädigt der Versicherer für Schäden durch  

 Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz Dritter;  

 Kurzschluss, Überstrom;  

 Wasser, Feuchtigkeit; 

 Schwelen, Glimmen, Glühen; 

 Frost, Eisgang.  

3.2 Elektronische Bauelemente 

Elektronische Bauelemente sind Einheiten, die im Reparaturfall üblicher-

weise auszutauschen sind. Der Versicherer entschädigt diese nur in folgen-

den Fällen:  

3.2.1 Eine versicherte Gefahr hat nachweislich von außen auf eine Austau-

scheinheit oder auf die versicherte Anlage insgesamt eingewirkt.  

Kann dieser Beweis nicht erbracht werden, genügt die überwiegende Wahr-
scheinlichkeit, dass der Schaden auf die Einwirkung einer versicherten Ge-

fahr von außen zurückzuführen ist. 

3.2.2 Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten werden aber entschä-
digt. 

3.3 Nicht versicherte Gefahren und Schäden 

Der Versicherer entschädigt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen 

nicht: 

3.3.1 Schäden durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung bereits 

vorhanden waren und dem Versicherungsnehmer bekannt sein mussten. 

3.3.2 Schäden durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vor-

zeitige Abnutzung oder Alterung der versicherten Anlage. 

3.3.3 Schäden durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vor-
zeitige Abnutzung oder Alterung an Austauscheinheiten. Folgeschäden an 

weiteren Austauscheinheiten werden aber entschädigt. Die Entschädigungs-

regelung für elektronische Bauteile nach Ziffer 3.2 bleibt bestehen. 

3.3.4 Schäden durch Nutzung einer Sache, von der dem Versicherungsneh-

mer bekannt sein musste, dass sie reparaturbedürftig ist. 

Der Versicherer entschädigt aber in folgenden Fällen: 

Der Schaden wurde nicht durch die Reparaturbedürftigkeit verursacht. 

Die Sache war zur Zeit des Schadens mit Zustimmung des Versicherers we-

nigstens behelfsmäßig repariert. 

3.3.5 Schäden durch Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler. 

Versichert sind allerdings hieraus resultierende Folgeschäden an weiteren 

Bauteilen der Photovoltaikanlage. 

3.3.6  Schäden durch Weitere Naturgefahren (Elementargefahren). 

3.3.7 Schäden durch die Gefahren Feuer, Leitungswasser oder Sturm/Hagel. 

3.4 Gefahrendefinitionen  

3.4.1 Raub ist in folgenden Fällen gegeben: 

 Anwendung von Gewalt 

Der Räuber wendet gegen den Versicherungsnehmer Gewalt an, um dessen 

Widerstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen auszuschalten.  

Gewalt liegt nicht vor, wenn versicherte Sachen ohne Überwindung eines 
bewussten Widerstandes entwendet werden (einfacher Diebstahl/Trickdieb-

stahl). 

 Androhung einer Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben 

Der Versicherungsnehmer gibt versicherte Sachen heraus oder lässt sie sich 

wegnehmen, weil der Räuber eine Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben 

androht. 

  

Dem Versicherungsnehmer stehen geeignete Personen gleich, die vorüber-

gehend die versicherten Sachen für ihn aufbewahren.  

3.4.2 Einbruchdiebstahl ist in folgenden Fällen gegeben:  

 Unberechtigtes Eindringen in einen Raum eines Gebäudes 

Das liegt vor, wenn der Dieb in einen Raum eines Gebäudes einbricht, ein-
steigt, mit falschem Schlüssel oder mit Hilfe von anderen Werkzeugen ein- 

dringt. 

Ein Schlüssel ist falsch, wenn seine Anfertigung für das Schloss nicht von 
einer dazu berechtigten Person veranlasst oder gebilligt wurde.  

 Unberechtigtes Eindringen mit richtigem Schlüssel 

Der Dieb dringt in den Raum eines Gebäudes mit einem richtigen Schlüssel 
ein. Den richtigen Schlüssel hat sich der Dieb vorher durch Einbruchdieb-

stahl oder Raub nach Ziffer 3.4.1 beschafft. Der Einbruchdiebstahl oder 

Raub dieses Schlüssels kann auch außerhalb des Versicherungsorts erfolgt 
sein.  

4 Entschädigungsermittlung 

4.1  Grundlagen 

Bei Gefahren nach Ziffer 3.1 richtet sich die Entschädigung nach A 19 AL-

VGB 2016. 
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Bei Gefahren nach Ziffer 3.2 richtet sich die Entschädigung nach A 19-2 bis 

A 19-6 sowie A 19-9 AL-VGB 2016. 

4.2 Wiederherstellungskosten 

Im Schadenfall wird zwischen Teilschaden und Totalschaden unterschie-

den. 

Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Wiederherstellungskosten zuzüglich des 

Werts des Altmaterials nicht höher sind als der Neuwert der versicherten 

Anlage.  
 

Sind die Wiederherstellungskosten höher, so liegt ein Totalschaden vor.  

4.3 Teilschaden  

Der Versicherer entschädigt alle erforderlichen Aufwendungen, um den 

früheren betriebsfertigen Zustand wiederherzustellen. Der Wert des Altma-
terials wird davon abgezogen. 

4.3.1 Aufwendungen zur Wiederherstellung sind insbesondere  

 Kosten für Ersatzteile und Reparaturstoffe;  

 Lohnkosten und lohnabhängige Kosten, einschließlich übertarifliche 

Lohnanteile und Zulagen, Mehrkosten durch tarifliche Zuschläge für 

Überstunden sowie für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeiten;  

 De- und Remontagekosten;  

 Transportkosten einschließlich Mehrkosten für Expressfrachten;  

 Kosten, die entstehen, um das Betriebssystem wiederherzustellen, das für 

die Grundfunktion der versicherten Anlage erforderlich ist;  

 Kosten, die entstehen, um die versicherte Anlage oder deren Teile auf-

zuräumen und zu dekontaminieren; 

 Kosten, die entstehen, um Teile der versicherten Anlage zu vernichten. 

Dazu gehören auch Kosten, um diese Teile in die nächstgelegene geeig-

nete Abfallbeseitigungsanlage abzutransportieren. Das gilt nicht für Kos-
ten, die aus oder aufgrund der Haftung durch eine nicht fachgerechte Ent-

sorgung entstehen (Einliefererhaftung).  

4.3.2 Bei folgenden Sachen werden Wertverbesserungen von den Wieder-

herstellungskosten abgezogen:  

 Hilfs- und Betriebsstoffe;  

 Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmittel; 

 Werkzeuge aller Art;  

 sonstige Teile, die während der Lebensdauer der versicherten Anlage er-

fahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt werden müssen. Dies gilt nur, 
soweit diese Teile zur Wiederherstellung der versicherten Anlage zer-

stört oder beschädigt werden.  

4.3.3  Der Versicherer entschädigt nicht  

 Kosten einer Überholung oder sonstiger Maßnahmen, die auch unabhän-

gig von dem Versicherungsfall erforderlich gewesen wären;  

 Mehrkosten durch Änderungen oder Verbesserungen, die über die Wie-

derherstellung hinausgehen;  

 Kosten einer Wiederherstellung in eigener Regie, soweit die Kosten nicht 

auch durch Arbeiten in fremder Regie entstanden wären;  

 entgangenen Gewinn infolge von Arbeiten in eigener Regie;  

 Mehrkosten durch behelfsmäßige oder vorläufige Wiederherstellung.  

4.4 Totalschaden  

Der Versicherer entschädigt den Neuwert der Anlage. Der Wert des Altma-

terials wird davon abgezogen. 

4.5 Entschädigungsbegrenzung auf den Zeitwert  

Abweichend von Ziffer 4.3 und 4.4 ist die Entschädigungsleistung in fol-

genden Fällen auf den Zeitwert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls be-

grenzt:  

4.5.1 Die Anlage wird bei einem Teilschaden nicht wiederhergestellt oder 

bei einem Totalschaden nicht wiederbeschafft.  

4.5.2 Für die versicherte Anlage können serienmäßig hergestellt Er-
satzteile nicht mehr beschafft werden. 

 

Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert zum Zeitpunkt des Versiche-

rungsfalls durch einen Abzug insbesondere für Alter, Abnutzung und tech-

nischen Zustand. 

4.6 Neuwertanteil 

Der Versicherungsnehmer erwirbt den Anspruch auf Zahlung des Teils der 

Entschädigung, der den Zeitwertschaden nach Ziffer 4.5 übersteigt (Neu-
wertanteil) nur unter folgender Voraussetzung: 

Die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung ist innerhalb eines Zeit-

raums von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalls sichergestellt. 

4.7 Unterbrechungsschaden (für Ertragsausfall und/oder Kosten für 

Fremdstrombezug) 

Ist der Betrieb einer versicherten Photovoltaikanlage und/oder einer versi-
cherten Stromspeicheranlage infolge eines Versicherungsfalls nach Ziffer 3 

oder nach den AL-VGB unterbrochen oder beeinträchtigt, ersetzt der Versi-

cherer pro Ausfalltag 0,50 € je ausgefallenem Kilowatt Peak (kWp) Nenn-
leistung der Photovoltaikanlage und 0,50 € je ausgefallener Kilowattstunde 

(kWh) Nennkapazität der Stromspeicheranlage. 

 

Der Unterbrechungsschaden wird ab dem 1. Tag des Ausfalls bis zur Wie-

derherstellung der Benutzbarkeit der Anlage, höchstens aber für 6 Monate 

ersetzt. Bei einem Totalschaden des versicherten Gebäudes durch Brand er-
höht sich dieser Zeitraum auf 12 Monate. 

4.8 Entschädigungsberechnung bei Unterversicherung 

Der Versicherer nimmt im Schadenfall einen Abzug wegen Unterversiche-
rung vor, sofern die Photovoltaikanlage eine höhere Leistung erzielen kann 

als im Versicherungsvertrag vereinbart wurde. 

 

Die vom Versicherer zu zahlende Entschädigung berechnet sich in diesen 

Fällen wie folgt: 

Entschädigung =  Gesamtschadenbetrag x 

 

 
Leistung der Photovoltaikanlage gemäß Versicherungsvertrag

Leistung der Photovoltaikanalge tatsächlich
 

4.9 Abzug im Schadenfall für Stromspeicheranlagen und Wechselrichter 

4.9.1 Die Entschädigungsleistung für die Wiederherstellung (Teilschaden) 

oder Wiederbeschaffung (Totalschaden) von Stromspeicheranlagen verrin-

gert sich ab einer Nutzungsdauer von 5 Jahren monatlich um  

a) 2 % für Blei-Gel-Stromspeicher;   

b) 1 % für andere Speichertechnologien wie z. B. Lithium-Ionen-Strom-

speicher. 

Der Abzug beträgt maximal 70 %.  

Die Nutzungsdauer beginnt mit der erstmaligen Inbetriebnahme durch den 

ersten Nutzer der Stromspeicheranlage.   

4.9.2 Die Entschädigungsleistung für die Wiederherstellung (Teilschaden) 
oder Wiederbeschaffung (Totalschaden) eines vom Schaden betroffenen 

Wechselrichters verringert sich ab einer Nutzungsdauer von 5 Jahren mo-

natlich um 1 %. 

Der Abzug beträgt maximal 70 %. 

4.10 Selbstbeteiligung 

Für die ergänzenden technischen Gefahren gemäß Ziffer 3 gilt je Schaden-

fall eine Selbstbeteiligung in Höhe von 300 EUR. 

5 Wiederherbeigeschaffte Sachen  

5.1 Anzeigepflicht  

Erlangt der Versicherer oder der Versicherungsnehmer Kenntnis über den 

Verbleib abhandengekommener Sachen, hat er dies dem Vertragspartner 
unverzüglich anzuzeigen.  

Die Anzeige muss in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) erfolgen.  

5.2 Entschädigung  

Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhandengekommenen Sa-

che wiedererhalten, so gilt für die Entschädigung dieser Sache: 

5.2.1 Vor Zahlung der abschließenden Entschädigung  

Der Versicherungsnehmer behält den Anspruch auf die Entschädigung.  

Das setzt voraus, dass er dem Versicherer die Sache innerhalb von 2 Wo-

chen zur Verfügung stellt.  
Andernfalls ist eine zwischenzeitlich geleistete Entschädigung für diese Sa-

che zurückzuzahlen. Das gilt auch für eine anteilig geleistete Entschädi-

gung. 

5.2.2 Nach Zahlung der abschließenden Entschädigung  

Der Versicherungsnehmer kann innerhalb von 2 Wochen nach Empfang ei-

ner Aufforderung des Versicherers wählen, die Entschädigung zurückzu-

zahlen und die Sache zu behalten. Andernfalls gelten folgende Regelungen: 

5.2.2.1 Bei Entschädigung der Sache in voller Höhe des Versicherungswerts 
kann er dem Versicherer die Sache zur Verfügung stellen. Dieses Wahlrecht 
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muss er innerhalb von 2 Wochen nach Empfang der Aufforderung des Ver-

sicherers ausüben. Tut der Versicherungsnehmer das nicht, geht das Wahl-

recht auf den Versicherer über. 

5.2.2.2 Bei Entschädigung der Sache in bedingungsgemäß anteiliger Höhe 

des Versicherungswerts muss er sie im Einvernehmen mit dem Versicherer 

öffentlich meistbietend verkaufen lassen.  

Der Versicherer erhält von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten höchs-

tens den Anteil, den er bereits für die Sache entschädigt hat.  

5.3 Beschädigte Sachen  

Behält der Versicherungsnehmer wiederherbeigeschaffte Sachen und sind 

diese beschädigt worden, kann er auch die bedingungsgemäße Entschädi-
gung in Höhe der Reparaturkosten verlangen oder behalten. 

5.4 Mögliche Rückerlangung 

Ist es dem Versicherungsnehmer möglich, den Besitz einer abhandenge-
kommenen Sache zurück zu erlangen, ohne dass er davon Gebrauch macht, 

gilt die Sache als zurückerhalten. 

5.5 Übertragung der Rechte  

Muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen zur 

Verfügung stellen, gilt:  

Er hat dem Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte 
zu übertragen, die ihm an diesen Sachen zustehen.  

6 Besonderen Obliegenheiten  

6.1 Obliegenheiten  

Der Versicherungsnehmer hat zusätzlich zu B 3-3 (Gemeinsamer Allgemei-

ner Teil) folgende vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten zu er-
füllen: 

  

6.1.1 Er hat alle Vorgaben der jeweiligen Hersteller- und Sicherheitsdaten-
blätter, der Betriebsanleitung, sowie der Wartungsvorgaben und -empfeh-

lungen einzuhalten. 

 
6.1.2 Er hat die Photovoltaikanlage regelmäßig – mindestens alle 14 Tage – 

auf ihre Funktionstüchtigkeit und ihren Ertrag zu überprüfen. Dabei festge-

stellte Störungen sind unverzüglich zu beheben.  

6.2 Folgen einer Obliegenheitsverletzung  

Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, gilt unter 

den Voraussetzungen nach B 3-3.1.2 und B 3-3.3 (Gemeinsamer Allge-

meiner Teil) folgendes:  

Der Versicherer ist berechtigt zu kündigen. Außerdem kann er ganz oder 

teilweise leistungsfrei sein.  

7 Besondere gefahrerhöhende Umstände 

7.1  Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung 

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß B 3-2 (Gemeinsamer All-

gemeiner Teil) kann insbesondere dann vorliegen, wenn sich ein Umstand 

ändert, nach dem der Versicherer vor Vertragsabschluss gefragt hat. 

7.2  Folgen einer Gefahrerhöhung 

Zu den Folgen einer Gefahrerhöhung siehe B 3-2.3 bis 3-2.5 (Gemeinsa-

mer Allgemeiner Teil).  

8  Kündigung  

8.1 Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer 

Frist von 3 Monaten das Paket Photovoltaik in Textform (z. B. E-Mail, Te-

lefax oder Brief) kündigen. 
  

8.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass seine 

Kündigung erst zum Schluss des laufenden Versicherungsjahres wirksam 
wird. 

 

8.3 Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer den Wohn-
gebäudeversicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Er-

klärung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen.  

9 Beendigung der Wohngebäudeversicherung  

Mit Beendigung des Wohngebäudeversicherungsvertrags erlischt auch der 

Versicherungsschutz über das Paket Photovoltaik. 

F Haus- und Grundbesitzer-Haftpflicht- nur soweit besonders ver-

einbart 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket Nicht versichert 

Komfort Plus-Paket 
10 Mio. EUR pauschal für Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden 

 

ist nur versichert, wenn besonders vereinbart (siehe Ziffer 13 der Besonde-

ren Bedingungen und Risikobeschreibungen zur Haftpflichtversicherung 
für Privatpersonen, Haus- und Grundbesitzer). 

 

G Gewässerschaden-Haftfpflicht - nur soweit besonders vereinbart 

Tarifvariante Versicherungsschutz 

Komfort-Paket 
10 Mio. EUR pauschal für Personen-, Sach- und 

Vermögensschäden 

Komfort Plus-Paket 
10 Mio. EUR pauschal für Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden 

 

ist nur versichert, wenn besonders vereinbart (siehe Ziffer 13.9 der Beson-

deren Bedingungen und Risikobeschreibungen zur Haftpflichtversicherung 
für Privatpersonen, Haus- und Grundbesitzer). 

 

H Die nachstehend genannten Klauseln gelten nur bei Vereinbarung 

des Paketes Haus- und Wohnungsschutzbrief 

1 Service und Kostenersatz nach Meldung an das ALTE 

LEIPZIGER Notfall-Telefon  

1.1 Wenn ein Schadenereignis eintritt, organisiert der Versicherer die in Zif-

fer 4 bis 16 genannten Leistungen als Service und übernimmt die in Ziffer 
4 bis 13 genannten Kosten der organisierten Serviceleistungen. Die Leistung 

gemäß Ziffer 17 ist unabhängig vom Eintritt eines Schadenereignisses.  

1.2 Voraussetzung für die Erbringung der Serviceleistungen und den Kos-
tenersatz ist, dass der Versicherungsnehmer oder eine sonstige mitversi-

cherte Person das Schadenereignis dem Versicherer über das Notfall-Tele-

fon der ALTE LEIPZIGER Versicherung AG melden und dem Versicherer 
die unverzügliche Organisation der Leistung überlassen. Das Notfall-Tele-

fon steht hierfür unter der Rufnummer 0211 - 536 33784 an allen Tagen des 

Jahres rund um die Uhr zur Verfügung. 

2 Versicherungsort, versicherte Wohnung, versicherte Personen  

2.1 Die Serviceleistungen erbringt der Versicherer ausschließlich für die im 

Versicherungsschein genannte Wohnung (Versicherungsort). 

2.2 Alle Leistungen dieses Schutzbriefs stehen dem Versicherungsnehmer 

und den Personen, die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemein-

schaft leben, zu (mitversicherte Personen). 

3 Entschädigungsgrenzen, Jahreshöchstentschädigung und sons-

tige Beschränkungen 

3.1 Für die in den Ziffer 4 bis 13 genannten Serviceleistungen übernimmt 

der Versicherer jeweils Kosten von höchstens 500 EUR je Versicherungs-

fall.  

3.2 Der Ersatz von Kosten ist in diesen Fällen auf 1.500 EUR für alle Scha-
denereignisse begrenzt, die der Versicherungsnehmer oder eine mitversi-

cherte Person innerhalb eines Versicherungsjahres an das Notfall-Telefon 

der ALTE LEIPZIGER Versicherung AG melden (Jahreshöchstentschädi-
gung).  

3.3 Sofern der Versicherer einen Dienstleister für die Erbringung der ver-

einbarten Leistung einsetzt, zahlt der Versicherer die zu übernehmenden 
Kosten direkt an den Dienstleistungsbetrieb. Sofern jedoch die vom Versi-

cherer vertraglich zu übernehmenden Kosten nicht ausreichen oder die je-

weilige Jahreshöchstentschädigung überschritten wird, stellt der Dienstleis-
tungsbetrieb dem Versicherungsnehmer den darüber hinausgehenden Be-

trag direkt in Rechnung. Der Versicherer trägt keine Verantwortung für die 

ordnungsgemäße Ausführung der Tätigkeiten für die beauftragten oder ver-
mittelten Unternehmen. 

4 Schlüsseldienst im Notfall 

4.1 Der Versicherer organisiert das Öffnen der Wohnungstür durch eine 
Fachfirma (Schlüsseldienst), wenn der Versicherungsnehmer oder eine mit-

versicherte Person nicht in die versicherte Wohnung gelangen können, weil 

der Schlüssel für die Wohnungstür abhandengekommen oder abgebrochen 
ist oder weil der Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person sich 

versehentlich ausgesperrt haben.  
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4.2 Der Versicherer übernimmt die Kosten für das Öffnen der Wohnungstür 

durch den Schlüsseldienst sowie die Kosten für ein provisorisches Schloss, 
wenn das Türschloss durch das Öffnen der Tür funktionsunfähig werden 

sollte bis zu einer Höhe von 500 EUR je Versicherungsfall. 

5 Rohrreinigungsservice im Notfall 

5.1 Der Versicherer organisiert den Einsatz einer Rohrreinigungsfirma, 

wenn in der versicherten Wohnung Abflussrohre von Bade- oder Dusch-

wannen, Wasch- oder Spülbecken, WCs, Urinalen, Bidets oder Bodenab-
läufen verstopft sind und dies nicht ohne eine fachmännische Behebung be-

seitigt werden kann (Rohrverstopfung).  

5.2 Der Versicherer übernimmt die Kosten für die Notfallreparatur und 
Schadenbegrenzung der Rohrverstopfung bis zu einer Höhe von 500 EUR 

je Versicherungsfall.  

5.3 Der Versicherer erbringt keine Leistungen, wenn die Rohrverstopfung 
bereits vor Beginn des Vertrags vorhanden war oder die Ursache für die 

Rohrverstopfung für den Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte 

Person erkennbar außerhalb der versicherten Wohnung lag. 

6 Sanitär-Installateurservice im Notfall 

6.1 Der Versicherer organisiert den Einsatz eines Sanitär-Installateurbetrie-

bes, wenn aufgrund eines Defekts an einer Armatur, an einem Boiler, an der 
Spülung eines WCs oder Urinals oder am Haupthahn der versicherten Woh-

nung das Kalt- oder Warmwasser nicht mehr abgestellt werden kann, die 

Kalt- oder Warmwasserversorgung unterbrochen ist.  

6.2 Der Versicherer übernimmt die Kosten für die Notfallreparatur und die 

Schadenbegrenzung bis zu einer Höhe von 500 EUR je Versicherungsfall.  

6.3 Der Versicherer erbringt keine Leistungen für die Behebung von Defek-

ten, die bereits vor Beginn des Versicherungsschutzes vorhanden waren, 

den Austausch defekter Dichtungen und verkalkter Bestandteile oder Zube-
hör von Armaturen und Boilern sowie die ordentliche Instandhaltung bezie-

hungsweise Wartung der Sanitär-Installationen. 

7 Heizungs-Installateurservice im Notfall 

7.1 Der Versicherer organisiert den Einsatz eines Heizungs-Installateurbe-

triebes, wenn in der versicherten Wohnung die Heizung aufgrund eines De-

fektes nicht in Betrieb genommen werden kann oder Heizkörper aufgrund 

eines Bruchschadens oder einer Undichtigkeit repariert oder ersetzt werden 

müssen.  

7.2 Der Versicherer übernimmt die Kosten für die Notfallreparatur und die 
Schadenbegrenzung bis zu einer Höhe von 500 EUR je Versicherungsfall.  

7.3 Der Versicherer erbringt keine Leistungen für die Behebung von Defek-

ten, die bereits vor Beginn des Versicherungsschutzes vorhanden waren, 
von Defekten an Heizungsrohren sowie von Schäden durch Korrosion. Der 

Versicherer erbringt außerdem keine Leistung für die Behebung von Defek-

ten an Heizkesseln, Brennern und Tanks von gemeinschaftlich genutzten 
Heizungsanlagen, außer der Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte 

Person tragen hierfür die alleinige Gefahr. 

8 Notdienst bei Ausfall von Elektrogroßgeräten 

8.1 Der Versicherer organisiert bei Ausfall eines Elektrogroßgerätes (Kühl-

schrank, Tiefkühlgerät, Waschmaschine, Wäschetrockner, Geschirrspülma-

schine, Backofen, Herd, TV-Gerät) den Einsatz eines Technikers zur Ein-

schätzung der Reparaturmöglichkeiten und ggf. Durchführung der Repara-

tur. 

8.2 Der Versicherer übernimmt die Kosten für die Anfahrt und die erste Ar-
beitsstunde des Technikers, maximal jedoch 500 EUR je Versicherungsfall. 

8.3 Der Versicherer übernimmt keine Kosten für die Behebung von Defek-

ten, für die der Hersteller oder der Lieferant gesetzlich oder vertraglich haf-
ten (zum Beispiel nach Gewährleistungs- oder Garantiebestimmungen) so-

wie für Material und Ersatz- oder Austauschteile, die zur Reparatur benötigt 

werden. 

9  Elektro-Installateurservice im Notfall (Stromausfall) 

9.1 Der Versicherer organisiert den Einsatz eines Elektro-Installateurbetrie-

bes bei Defekten an der Elektro-Installation der versicherten Wohnung.  

9.2 Der Versicherer übernimmt die Kosten für die Notfallreparatur und die 

Schadenbegrenzung bis zu einer Höhe von 500 EUR je Versicherungsfall.  

9.3 Der Versicherer erbringt keine Leistungen für die Behebung von Defek-
ten an Elektro-Installationen, wenn der Defekt bereits vor Beginn des Ver-

sicherungsschutzes vorhanden war, elektrischen und elektronischen Geräten 

wie zum Beispiel Waschmaschinen, Trocknern, Geschirrspülmaschinen, 
Herden sowie Backöfen einschließlich Dunstabzugshauben, Heizkesseln, 

Heizungssteuerungsanlagen, Kühlschränken, Tiefkühlgeräten, Lampen ein-

schließlich Leuchtmitteln, Computern, Telefonanlagen, Fernsehgeräten, 
Stereoanlagen, Video- und DVD-Playern sowie Stromverbrauchszählern. 

10 Schädlingsbekämpfung 

10.1 Der Versicherer organisiert den Einsatz einer Fachfirma für die Schäd-
lingsbekämpfung, wenn die versicherte Wohnung in einem Ausmaß durch 

Schädlinge befallen wurde, welches nur fachmännisch beseitigt werden 

kann.  

10.2 Der Versicherer übernimmt die Kosten für die Schädlingsbekämpfung 

bis zu einer Höhe von 500 EUR je Versicherungsfall.  

10.3 Als Schädlinge gelten ausschließlich Schaben (z. B. Kakerlaken), Rat-
ten, Mäuse, Motten, Ameisen und Silberfischchen.  

10.4 Der Versicherer erbringt keine Leistung, wenn der Befall der versicher-

ten Wohnung durch Schädlinge bereits vor Beginn des Vertrages für den 
Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person erkennbar war. 

11 Entfernung von Wespen-, Hornissen- oder Bienennestern 

11.1 Der Versicherer organisiert die fachmännische Entfernung bzw. die 
Umsiedlung von Wespen-, Hornissen- oder Bienennestern, die sich im Be-

reich der versicherten Wohnung befinden. 

11.2 Der Versicherer übernimmt die Kosten für die Entfernung bzw. Um-
siedlung des Wespen-, Hornissen- oder Bienennestes bis zu einer Höhe von 

500 EUR je Versicherungsfall. 

11.3 Der Versicherer erbringt keine Leistung, wenn die Existenz des Wes-
pen-, Hornissen- oder Bienennestes bereits vor Beginn des Vertrages für den 

Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person erkennbar war, das 

Wespen-, Hornissen- oder Bienennest sich in einem räumlichen Bereich be-
findet, der nicht der versicherten Wohnung zugeordnet werden kann oder 

dies aus rechtlichen Gründen, z. B. aus Gründen des Artenschutzes, nicht 
zulässig ist. 

12 Kinderbetreuung im Schadenfall 

12.1 Der Versicherer organisiert innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
die Betreuung von Kindern unter 16 Jahren, die mit dem Versicherungsneh-

mer in häuslicher Gemeinschaft leben, wenn der Versicherungsnehmer oder 

eine mitversicherte Person durch ein versichertes Schadenereignis an der 
Betreuung der Kinder gehindert ist und der Versicherungsnehmer oder eine 

andere Person zur Betreuung nicht zur Verfügung stehen. Die Betreuung der 

Kinder erfolgt nach Möglichkeit in der versicherten Wohnung. 

12.2 Der Versicherer übernimmt die Kosten für die Betreuung der Kinder 

bis zu einer Höhe von 500 EUR je Versicherungsfall. 

13 Psychologische Erstberatung im Schadenfall 

13.1 Der Versicherer organisiert nach einem Einbruchdiebstahl oder einem 

Brandschaden die psychologische Beratung durch einen Psychologen oder 

Psychotherapeuten zur Behandlung der durch das Schadenereignis verur-
sachten psychischen Beschwerden beim Versicherungsnehmer oder einer 

mitversicherten Person. 

13.2 Der Versicherer übernimmt die Kosten für die psychologische Erstbe-
ratung bis zu einer Höhe von 500 EUR je Versicherungsfall. 

14 Organisation einer Übernachtungsmöglichkeit im Schadenfall 

14.1 Der Versicherer organisiert eine Unterbringung (Hotel oder hotelähn-
lich), wenn die versicherte Wohnung unvorhergesehen unbewohnbar wurde 

(zum Beispiel durch Brand- oder Wasserschaden) und wenn für den Versi-

cherungsnehmer oder eine mitversicherte Person die Beschränkung auf ei-
nen bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist. 

14.2 Die Übernachtungskosten hat der Versicherungsnehmer oder eine mit-

versicherte Person selbst zu tragen. 

15 Organisation einer Haustierbetreuung im Schadenfall 

15.1 Der Versicherer organisiert innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-

land die Unterbringung und Versorgung von Haustieren wie Hunden, Kat-
zen, Vögeln, Hamstern, Meerschweinchen, Kaninchen, Fischen und Schild-

kröten, die in der versicherten Wohnung leben, wenn der Versicherungsneh-

mer oder eine mitversicherte Person durch ein versichertes Schadenereignis 
an der Betreuung der Tiere gehindert ist und eine andere Person zur Betreu-

ung nicht zur Verfügung steht. 

15.2 Die Unterbringung erfolgt in einer Tierpension oder einer ähnlichen 
Unterbringung. Die Organisation der Unterbringung ist nur möglich, wenn 

für das Tier ein gültiger Impfpass vorhanden ist und das Tier keine anste-

ckenden Krankheiten und/oder Parasitenbefall aufweist. 

15.3 Die Unterbringungskosten für das Haustier hat der Versicherungsneh-

mer oder eine mitversicherte Person selbst zu tragen. 

16 Organisation der Rückreise im Schadenfall 

16.1 Der Versicherer organisiert die notwendigen Maßnahmen einer Rück-

reise, sofern sich anlässlich eines erheblichen Versicherungsfalls gemäß 
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AL-VHB 2016 (Teil A) die Rückkehr des Versicherungsnehmers oder einer 

mitversicherten Person von einer Auslandsreise innerhalb Europas im geo-
graphischen Sinne als notwendig erweist. 

16.2 Die Kosten für die Rückreise hat der Versicherungsnehmer oder eine 

mitversicherte Person selbst zu tragen. 

17 24-Stunden Handwerkerservice 

17.1 Unabhängig von einem Schadenfall steht dem Versicherungsnehmer 

und den mitversicherten Personen ein Handwerker-Netzwerk zur Verfü-
gung. Auf Wunsch werden vom Versicherer Handwerker aus folgenden Ge-

werken benannt: Sanitärinstallateure, Dachdecker, Elektroinstallateure, 

Gas- und Heizungsinstallateure, Glaser, Schlüsseldienste, Haushüter, Fach-
leute für Alarmanlagen, Rohrreinigungsfirmen. 

17.2 Die Kosten für den Handwerker hat der Versicherungsnehmer oder 

eine mitversicherte Person selbst zu tragen. 

18 Kündigung 

Der Versicherungsnehmer und der Versicherer sind berechtigt, das Paket 

Haus- und Wohnungsschutzbrief mit einer Frist von 3 Monaten zum Ablauf 

des jeweiligen Versicherungsjahres zu kündigen. Die Kündigung ist in Text-

form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu erklären. 

Kündigt der Versicherer das Paket Haus- und Wohnungsschutzbrief, so 

kann der Versicherungsnehmer den davon unabhängig bestehen bleibenden 

Hauptvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Erklärung zum glei-

chen Zeitpunkt kündigen. 

 

 

 

I Die nachstehend genannten Klauseln gelten nur auf Grund be-

sonderer Vereinbarung 

Makler 

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzei-

gen und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers entgegenzuneh-
men. Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den 

Versicherer weiterzuleiten. 

Auflagen bei Versicherung von überwiegend oder komplett leer 

stehenden Gebäuden 

In Ergänzung der vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften gilt Fol-

gendes: 

1. Das Objekt ist gegen unbefugten Zutritt in angemessener Form zu sichern.  

2. Zusätzlich ist eine wöchentliche Kontrolle vorzunehmen sowie für die 

Einhaltung der Sicherheitsvorschriften Sorge zu tragen. 

3. Komplett leer stehende Gebäude, die sich nicht in Sanierung befinden, 

sind besenrein zu halten.  

Verletzt der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant eine dieser Ob-

liegenheiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe der in dem Vertrag zu-

grunde liegenden Allgemeine Wohngebäude-Versicherungsbedingungen 

beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz 

oder teilweise leistungsfrei. 

Selbstbehalt bei ungekürzter Gebäude-Versicherungssumme  

Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird 
je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. Dies gilt 

nicht für Schadenabwendungs- oder Schadenminderungskosten (siehe B 4-
10 Gemeinsamer Allgemeiner Teil)), die auf Weisung des Versicherers an-

gefallen sind. 

Auf die Positionen des Paketes Ableitungsrohre und des Paketes Elementar 

findet diese Bestimmung keine Anwendung. 
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Umfang des Versicherungsschutzes 

1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos für 

den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses (Ver-

sicherungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden 

Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund  

g e s e t z l i c h e r   H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n  

p r i v a t r e c h t l i c h e n   I n h a l t s  

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen wird. 

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung des 

Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der Schaden-

verursachung, die zum Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an. 

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn es sich 

um gesetzliche Ansprüche handelt, 

(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, 

Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung; 

(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung durch-

führen zu können; 

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder 

wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges; 

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungs-

gemäße Vertragserfüllung; 

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leistung; 

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistungen.  

1.3  Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – 

Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die 

Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder 

Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der 

Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.  

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. 

Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf 
den Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche 

Rechtsvorschriften entgegenstehen. 

2 Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen 

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung erweitert 

werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des 

Versicherungsnehmers wegen 

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch Sach-

schäden entstanden sind; 

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden dann 

die Bestimmungen über Sachschäden Anwendung. 

3 Versichertes Risiko 

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht 

(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen 

Risiken des Versicherungsnehmers, 

(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein und 
seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem 

Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder 

Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder 

Deckungsvorsorgepflicht unterliegen, 

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der 

Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversicherung) und die in Ziffer 4 

näher geregelt sind. 



3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des 

versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer 

Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den 

Voraussetzungen von Ziffer 21 kündigen. 

4 Vorsorgeversicherung 

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu entste-

hen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort versichert. 

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des 

Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen. Die 
Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der 

Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der Versicherungs-

schutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde, so 

hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach 
Abschluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, 

zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war. 

(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen ange-
messenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe des 

Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige 

nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rück-

wirkend ab dessen Entstehung. 

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung 

bis zur Einigung im Sinne von Ziffer 4.1 (2) auf den Betrag von 
1.000.000 EUR für Personenschäden und 500.000 EUR für Sachschäden 

und – soweit vereinbart – 50.000 EUR für Vermögensschäden begrenzt, 

sofern nicht im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen 

festgesetzt sind. 

4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken 

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines  Kraft-, Luft- 

oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führer-

schein- oder Versicherungspflicht unterliegen; 

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen; 

(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen; 

(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen von 

kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind. 

Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt bei privaten 

Haftpflichtversicherungen außerdem nicht für Risiken aus betrieblicher, 

beruflicher, dienstlicher und amtlicher Tätigkeit. 

5 Leistungen der Versicherung 

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage, 

die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die Freistellung 
des Versicherungsnehmers von berechtigten Schadensersatzverpflichtun-

gen. 

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der Versiche-
rungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses 

oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und der Versicherer 

hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Ver-
sicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder 

geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch 

auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit binden-

der Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den 

Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten 

freizustellen. 

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des 

Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmäßig erschei-

nenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. 

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über Scha-

densersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer 
zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen des 

Versicherungsnehmers auf seine Kosten. 

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereignisses, das 
einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur 

Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versiche-
rungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der 

Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders 

vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers. 

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das Recht, 
die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist 

der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevollmächtigt. 

6 Begrenzung der Leistungen  

6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versiche-

rungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. Dies gilt 

auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-

gungspflichtige Personen erstreckt. 

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschädi-

gungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres auf das Zweifache der vereinbarten Versicherungs-

summen begrenzt. 

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 

Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des 

ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese 

◼ auf derselben Ursache, 

◼ auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und 

zeitlichem, Zusammenhang oder 

◼ auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln beruhen. 

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer 

bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungsschein festgelegten 
Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbstbehalt). Auch wenn die 

begründeten Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungsfall die 

Versicherungssumme übersteigen, wird die Selbstbeteiligung vom Betrag 
der begründeten Haftpflichtansprüche abgezogen. Ziff. 6.1 bleibt unberührt. 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer auch bei 

Schäden, deren Höhe die Selbstbeteiligung nicht übersteigt, zur Abwehr 

unberechtigter Schadensersatzansprüche verpflichtet. 

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht auf die 

Versicherungssummen angerechnet. 

6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem Ver-

sicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versicherer die Prozess-

kosten im Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamthöhe dieser 

Ansprüche. 

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlungen 

zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die Versiche-
rungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem 

Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungs-

summe, so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versiche-
rungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom 

Versicherer erstattet. 

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vorschrift der 
Verordnung über den Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-

Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des 

Versicherungsfalles. 

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungsnehmer 

an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der 

Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen 
verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, werden die sonstigen 

Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versicherungssumme abge-

setzt. 

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-

pflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am 

Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den 
von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Entschädigungs-

leistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

7 Ausschlüsse 

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich 

etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung ausgeschlossen: 

7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätzlich 

herbeigeführt haben. 

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden dadurch 
verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder 



Schädlichkeit 

◼ Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 

◼ Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder Zusagen 

über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers 

hinausgehen. 

7.4 Haftpflichtansprüche  

(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 7.5 benannten 

Personen gegen die Mitversicherten, 

(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versiche-

rungsvertrages, 

(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versicherungsver-

trages. 

7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 

(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in häuslicher 

Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag mitver-

sicherten Personen gehören; 

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebens-

partnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht 

anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, 
Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und Enkel, 

Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein 

familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und 

Kinder miteinander verbunden sind). 

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der 

Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige 

oder betreute Person ist; 

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsnehmer 

eine juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht 

rechtsfähiger Verein ist; 

(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern, wenn 

der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommandit-

gesellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist; 

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine einge-

tragene Partnerschaftsgesellschaft ist; 

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern; 

zu Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5: 

Die Ausschlüsse unter Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5 (2) bis 7.5 (6) erstrecken 
sich auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort genannten 

Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben. 

7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versicherungs-

nehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene 

Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen 

Verwahrungsvertrages sind. 

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen 

sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn 

(1) die Schäden durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit des 

Versicherungsnehmer an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur, Be-

förderung, Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen Sachen 
gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen 

unmittelbar von der  Tätigkeit betroffen waren; 

(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer 
diese Sachen zur Durchführung seiner betrieblichen oder beruflichen 

Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) 

benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, 
als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der Benutzung 

betroffen waren; 

(3) die Schäden durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmer entstanden sind und sich diese Sachen oder - sofern 

es sich um unbewegliche Sachen handelt - deren Teile im unmittelbaren 

Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben; dieser Ausschluss gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum Zeitpunkt der 

Tätigkeit offensichtlich notwendige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung 

von Schäden getroffen hatte. 

zu Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7: 

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7 in 

der Person von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten 

oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleich-
falls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versicherungs-

nehmer als auch für die durch den Versicherungsvertrag etwa mitver-

sicherten Personen. 

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungsnehmer 

hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen 

infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, 

wenn die Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder 

in einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder 

Vernichtung der Sache oder Leistung führt. 

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auftrag 
oder für Rechnung des Versicherungsnehmers die Herstellung oder 

Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen über-

nommen haben. 

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schadenereig-

nissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind jedoch mitver-

sichert. 

7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen Um-

weltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder anderer auf der EU-

Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen Umsetz-
ungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn der 

Versicherungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haft-

pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch 

solche Umweltschäden entstandenen Kosten in Anspruch genommen wird. 

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, die 

auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler Um-

setzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 

privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend gemacht 

werden könnten. 

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater Haft-

pflichtrisiken. 

7.10 (b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung. 

Dieser Ausschluss gilt nicht 

(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken 

oder 

(2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder 

gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige 
Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der 

Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht). 

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden durch Umweltein-
wirkung, die aus der Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demon-

tage, Instandhaltung oder Wartung von 

◼ Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, 
zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten 

(WHG-Anlagen); 

◼ Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz 

(UmweltHG-Anlagen); 

◼ Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen 

einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen; 

◼ Abwasseranlagen 

oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt sind. 

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige 

Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind. 

7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder 

mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden 

Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen). 



7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen sind auf 

(1) gentechnische Arbeiten, 

(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 

(3) Erzeugnisse, die 

◼ Bestandteile aus GVO enthalten, 

◼ aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen durch 

(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer handelt, 

(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen,  

(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer. 

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der Über-

mittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, soweit es sich handelt 

um Schäden aus 

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Veränderung 

von Daten, 

(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten, 

(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch, 

(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder Na-

mensrechtsverletzungen. 

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane, 

Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen. 

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der Über-

tragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren. Das Gleiche 

gilt für Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer 

gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. In 
beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer 

beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat. 

8 Beginn des Versicherungsschutzes, Beitrag und Versicherung-

steuer 

8.1 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 

angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder 

einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziffer 9.1 zahlt. 

8.2 Die Beiträge können je nach Vereinbarung in einem einzigen Betrag 

(Einmalbetrag), durch Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres- oder Jahresbei-
träge (laufende Beiträge) entrichtet werden. Die Versicherungsperiode 

umfasst bei unterjähriger Beitragszahlung entsprechend der Zahlungsweise 

einen Monat, ein Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr. 

8.3 Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die 

der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu 

entrichten hat. 

9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger 

Beitrag 

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von 

zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig. 

9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 

nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der 

Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu ver-

treten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags ein-
treten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er 

den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder 

durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechts-

folge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat. 

9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 

nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange 
der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn 

der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu 

vertreten hat. 

10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag 

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am 

Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein 

oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versiche-

rungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete 

Zahlung nicht zu vertreten hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstan-

denen Schadens zu verlangen. 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist 

bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung 

ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen 
und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach 

den Ziffer 10.3 und 10.4 mit dem Fristablauf verbunden sind. 

10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch 

mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung 

kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach 

Ziffer 10.2 Absatz 3 darauf hingewiesen wurde. 

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch 

mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der 

Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 Absatz 3 darauf hingewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach 
innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. 

Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der 

Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. Die 

Leistungsfreiheit des Versicherers nach Ziffer 10.3 bleibt unberührt. 

11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die 
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen 

werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung 

nicht widerspricht. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers 

vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 

rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen 

Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versiche-

rungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat, oder hat der 
Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag 

nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig 

Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versiche-
rungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er 

vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 

12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 

Gestrichen. 

13 Beitragsregulierung 

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, ob und 
welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber den früheren 

Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch durch einen 

Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf Wunsch 

des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des 

Versicherers kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in 
dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies 

gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der 

Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft. 

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers oder 

sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt der 

Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versicherter 
Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim 

Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch nicht 

unterschritten werden. Alle entsprechend Ziffer 15.1 nach dem Versiche-
rungsabschluss eingetretenen Erhöhungen und Ermäßigungen des 

Mindestbeitrags werden berücksichtigt. 

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung, kann 

der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben zu machen waren, 

eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung 



gestellten Beitrages verlangen. Werden die Angaben nachträglich gemacht, 

findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versicherungsnehmer zuviel 

gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von 

zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten. 

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 

Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre. 

14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit durch 

Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des 
Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz 

bestanden hat. 

15 Beitragsangleichung 

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsangleichung. 

Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme berechnet 
werden, findet keine Beitragsangleichung statt. Mindestbeiträge unterliegen 

unabhängig von der Art der Beitragsberechnung der Beitragsangleichung. 

Sie wird jeweils ab Beginn desjenigen Versicherungsjahres wirksam, das ab 

dem 1. Juli beginnt. 

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung für die 

Beiträge der ab dem 1. Juli beginnenden Versicherungsjahre, um welchen 
Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der 

Schadenzahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtver-

sicherung zugelassenen Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr 
erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die 

nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen 

gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen Schadenfall veranlassten 
Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe der 

Versicherungsleistungen. 

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die Summe der 
in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der 

im gleichen Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle. 

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer 
Verminderung verpflichtet, die Folgebeiträge um den sich aus Ziffer 15.2 

ergebenden Prozentsatz zu verändern (Beitragsangleichung). Der 

veränderte Folgebeitrag wird dem Versicherungsnehmer mit der 

Beitragsrechnung bekannt gegeben. 

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in jedem 

der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Prozentsatz als 
denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach 

Ziffer 15.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer die Folgebeiträge nur um 

den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner 
Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseigenen Zahlen im letzten 

Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, 

die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde. 

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziffer 15.2 oder 15.3 unter 5 %, entfällt 

eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden 

Jahren zu berücksichtigen. 

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung 

16 Dauer und Ende des Vertrages 

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit 

abgeschlossen. 

16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich 

der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragsdauer eine Kündigung 

zugegangen ist. 

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, 

ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 

Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes 
darauf folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss dem Versicherer 

spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen 

sein. 

 

17 Wegfall des versicherten Risikos 

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so erlischt 

die Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem Versicherer steht der 

Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung dieser 
Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er vom 

Wegfall Kenntnis erlangt. 

18 Kündigung nach Beitragsangleichung 

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung gemäß 

Ziffer 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes ändert, 

kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger 

Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die 

Beitragserhöhung wirksam werden sollte. 

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das 

Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versicherungs-

nehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Beitrags-

erhöhung zugehen. 

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündigungsrecht. 

19 Kündigung nach Versicherungsfall 

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn 

◼ vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde 

◼ der Versicherer den Anspruch des Versicherungsnehmers auf 

Freistellung zu Unrecht abgelehnt hat, oder 

◼ dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Ver-
sicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zugestellt 

wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätestens einen 
Monat nach der Schadensersatzzahlung, der Ablehnung oder der Zustellung 

der Klage zugegangen sein. 

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach 
ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann 

jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu jedem späteren Zeitpunkt, 

spätestens jedoch zum Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres, wirksam 

wird. 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang 

beim Versicherungsnehmer wirksam. 

20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung besteht, 

an einen Dritten veräußert, tritt dieser an Stelle des Versicherungsnehmers 
in die während der Dauer seines Eigentums sich aus dem Versicherungs-

verhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein. 

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, eines 
Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten 

übernommen wird. 

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 

◼ durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von 

einem Monat, 

◼ durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wirkung 
oder zu jedem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ablauf des 

jeweiligen Versicherungsjahres 

in Textform gekündigt werden. 

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 

◼ der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt 

an ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten Kenntnis 

erlangt; 

◼ der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang ausübt, 

wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats von dem 

Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung 

Kenntnis erlangt. 

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden 
Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht gekün-

digt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte für den 

Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner. 



20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den 

bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich anzuzeigen. 

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Ver-
sicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach 

dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen 

müssen, und der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag 

mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versiche-

rungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt eintreten, in dem 
der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn 

der Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht keinen 

Gebrauch gemacht hat. 

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht 

weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, 

in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. 

21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder 

Erlass von Rechtsvorschriften 

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder 

Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer berechtigt, das 

Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu 
kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 

Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versicherer 

von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 

22 Mehrfachversicherung 

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehreren 

Versicherungsverträgen versichert ist. 

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass 

der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung des später 

geschlossenen Vertrages verlangen. 

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es 

nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem er von der Mehr-

fachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem 
Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem 

Versicherer zugeht. 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche 

Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem 

Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen 

der Versicherer in Textform gefragt hat und die für den Entschluss des 
Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 

schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 

verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme 

der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss 

des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem 

vereinbarten Inhalt abzuschließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 

geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich der 
Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon 

Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen. 

23.2 Rücktritt 

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen 

Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag 

zurückzutreten. 

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs-

nehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder unvoll-

ständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung 

der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 

dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 

Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den 

Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer 

nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder 

für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 

Umfang der Leistung ursächlich war. 

Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der 

Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirk-

samwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verletzung 

einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 

beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 

einem Monat in Schriftform kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 

angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 

hätte. 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den Vertrag 

auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen 

Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der 

Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die 

anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode Ver-

tragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10 % oder 

schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 

Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos kündigen. 

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 23.2 und 23.3 zustehenden Rechte 

innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit 

dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das 

von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die 
Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich 

weitere Umstände zur Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für 

diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffer 23.2 und 23.3 nur zu, 

wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 

auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffer 23.2 und 23.3 genannten 

Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder 

die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

23.4 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 

anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht dem 

Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der 

Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf 

Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. 

Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen 
Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, 

gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend. 

25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 

25.1 Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine Schadenersatz-

ansprüche erhoben worden sind, dem Versicherer innerhalb einer Woche 

anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versicherungsnehmer 

Haftpflichtansprüche geltend gemacht werden. 

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Ab-

wendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers 

sind dabei zu befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer zumutbar 

ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße 

Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und -
regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des 

Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mit-

geteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden. 

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwaltschaftliches, 



behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid 

erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies unverzüglich 

anzuzeigen. 

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwaltungs-

behörden auf Schadensersatz muss der Versicherungsnehmer fristgemäß 

Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer 

Weisung des Versicherers bedarf es nicht. 

25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch 

gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens dem 
Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen des 

Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer 

muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte 

erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem 

Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der 

Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der 
Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein 

Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 

Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 

beruhte. 

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, 

verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob 
fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 

seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-

nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei 

Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden 

Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der 
Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 

Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob 

fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungs-

nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Fest-

stellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 

ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 

Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 

Versicherer ein ihm nach Ziffer 26.1 zustehendes Kündigungsrecht ausübt. 

Weitere Bestimmungen 

27 Mitversicherte Person 

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche gegen 

andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für ihn 

geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten entsprechend anzu-

wenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziffer 4) 
gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Mitversicherten 

entsteht. 

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht aus-
schließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den Mitversicherten 

für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 

28 Abtretungsverbot 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung ohne 

Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet werden. 

Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig. 

29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen 

sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versiche-

rungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Ge-

schäftsstelle gerichtet werden. 

29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem 
Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem 

Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 

eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. 
Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als 

zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung des 

Versicherungsnehmers. 

29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Betrieb 

abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der betrieblichen Niederlassung 

die Bestimmungen der Ziffer 29.2 entsprechende Anwendung. 

30 Verjährung 

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften 

des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer 
angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem 

Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem 

Anspruchsteller in Textform zugeht. 

31 Zuständiges Gericht 

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers 

oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ferner 

ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer 
zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder 

seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt hat. Verlegt jedoch der Versiche-rungsnehmer nach 
Vertragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz 

oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins 

Ausland, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem der Versicherer 

seinen Sitz hat. 

31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen 

aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, 
das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines 

gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine 

juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz 
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn 

der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, 

Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine 

eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist. 

31.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der 

Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer 

nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag 

zuständigen Niederlassung. 

32 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

33 Begriffsbestimmung 

Versicherungsjahr: 

Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen Zeitraum von zwölf 

Monaten. Besteht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch nicht aus ganzen 

Jahren, wird das erste Versicherungsjahr entsprechend verkürzt. Die 

folgenden Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertragsablauf sind 

jeweils ganze Jahre
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13.1  Versichert ist  
 

Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AL-AHB 2008) und der nachfolgenden Bestimmun-
gen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Haus- und/oder Grundstücksbesitzer, z. B. als Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer 
oder Nutznießer für das im Versicherungsschein und seinen Nachträgen beschriebene Gebäude oder Grundstück. 
 

Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in den oben genannten Eigenschaften obliegen (z. B. 
bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen). 

 

13.2  Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
 

13.2.1 des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand; 
 

13.2.2 der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragten Personen für 
Ansprüche, die gegen sie aus Anlass der Ausführung dieser Verrichtungen erhoben werden. 

 

Das Gleiche gilt für Familienangehörige des Versicherungsnehmers oder andere Personen, die gefälligkeitshalber diese Tätigkeit ausüben; 
 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß Sozialgesetzbuch VII handelt; 

 

13.2.3 der Zwangs- oder Insolvenzverwalter in dieser Eigenschaft; 
 

13.2.4 aus dem Besitz und Gebrauch von folgenden nicht zulassungspflichtigen und nicht versicherungspflichtigen Fahrzeugen 
 

a)  Kraftfahrzeuge und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit, die nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkeh-
ren1; 

b) Kraftfahrzeuge bis 6 km/h bauartbestimmter Höchstgeschwindigkeit; 
c)  selbstfahrenden Arbeitsmaschinen - nicht jedoch Turmdrehkräne - bis 20 km/h bauartbestimmter Höchstgeschwindigkeit (z. B. selbstfah-

rende Rasenmäher, Schneeräumgeräte, Kehrmaschinen);2  
 

Hierfür gilt:  
Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in Ziffer 3.1 (2) und in Ziffer 4.3 (1) AL-AHB 2008.  
 

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des 
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unbe-
rechtigten Fahrer gebraucht wird. 
 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versi-
cherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaub-
nis hat. 

 

13.2.5 des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten); 
 

Hierbei ist mitversichert 
 

a) bei Neubauten die gesetzliche Haftpflicht als Besitzer des zu bebauenden Grundstücks für die Dauer der Bauzeit; 
b)  die gesetzliche Haftpflicht der vom Versicherungsnehmer beim Bau beschäftigten Personen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer  

 dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verursachen; 
 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des  
Versicherungsnehmers gemäß Sozialgesetzbuch VII handelt. 

 

c) aus Besitz und Verwendung von Kraftfahrzeugen, selbstfahrenden Arbeitsmaschinen (nicht jedoch Turmdrehkräne) im Umfang von Ziffer 
3.2.4; 

 

Nicht versichert sind 
 

(1)  die Bauplanung und Bauleitung; 
(2)  Haftpflichtansprüche aus Veränderungen der Grundwasserverhältnisse. 
(3)  Bau einer Erdwärmeanlage 
 
Mitversichert ist hier im Rahmen der Ziffer 1.3 e) und f) die gesetzliche Haftpflicht als Bauherr seiner Photovoltaik- oder Solarthermieanlage. 
 

  

 
1 Hinweis: Bei Grundstücken und Grundstücksteilen (z. B. Privatweg), die Besuchern oder Lieferanten zugänglich sind, handelt es sich um sog. beschränkt öffentliche Verkehrs-

flächen. Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 km/h und selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit einer Höchstgeschwindigkeit von mehr als 20 km/h, die ausschließlich oder gelegentlich 

auf solchen Grundstücken oder Baustellen verkehren, sind versicherungspflichtig mit der Folge, dass eine Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung nach Maßgabe der Allgemeinen 

Bedingungen für die Kraftfahrtversicherung (AKB) abgeschlossen werden muss. Auch bei einer behördlicherseits erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht – Ausnahmege-

nehmigung nach § 70 Abs. 1 Ziffer 2 StVZO – bleibt die Versicherungspflicht bestehen. 
 

2 Selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung von Arbeit nicht 

zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind und die zu einer vom Bundesminister für Verkehr bestimmten Art solcher Fahrzeuge gehören. 

Obwohl nicht zulassungspflichtig, müssen Arbeitsmaschinen beim Verkehr auf öffentlichen Straßen amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre durch die Bauart bestimmte Höchst-

geschwindigkeit 20 km/h übersteigt. Diese sind dann ausschließlich nach dem K-Tarif zu versichern. 



13.3   Für Gemeinschaften von Wohnungseigentümern im Sinne des Gesetzes vom 15.03.1951 gilt außerdem  Folgendes: 

Versicherungsnehmer ist die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. 
 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer aus dem gemeinschaftlichen Eigentum. 
 

Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Verwalters und der Wohnungseigentümer bei Betätigung im Interesse und für Zwe-
cke der Gemeinschaft. 

 

13.3.1 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.5 AL-AHB 2008  
 

a)  Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen den Verwalter; 
b) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer; 
c) gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentümern bei Betätigung im Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft. 

 

13.3.2 Ausgeschlossen bleiben Schäden am Gemeinschafts-, Sonder- und Teileigentum. 
 

Versicherungsschutz für die gesetzliche Haftpflicht aus Sondereigentum kann den einzelnen Wohnungseigentümern nur im Rahmen einer von 
ihnen gesondert abzuschließenden Privat-Haftpflichtversicherung gewährt werden. 

13.4  Nicht versicherte Risiken 
 

13.4.1 Von der Versicherung ausgenommen und besonders zu versichern ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich in Versicherung gegeben oder 
nach Besonderen Bedingungen oder Risikobeschreibungen ohne Beitrag mitversichert ist, insbesondere die Haftpflicht 
 

a)  aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Risiko eigen noch ihm sonst zuzurechnen sind; 
b)  aus Überlassen von selbstfahrenden Arbeitsmaschinen und Abgabe von Kraft an Dritte; 
c)  aus der Herstellung, Verarbeitung und Beförderung von Sprengstoffen oder aus ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken sowie aus Veran-

staltung oder Abbrennen von Feuerwerken; 
d)  aus Besitz und Betrieb von Bahnen zur Beförderung von Personen oder Sachen sowie aus der selbständigen und nicht selbständigen Teil-

nahme am Eisenbahnbetrieb. 
 

13.4.2 Nicht versichert wird die Haftpflicht bei Baumfällen aus Beschädigung von Bauwerken, Telefon-, Telegrafen- und elektrischen Leitungen, Mas-
ten und dgl. in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des zu fällenden Baumes entspricht. 

 

13.4.3 Nicht versichert sind Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch bewusst ge-
setz-, vorschrifts- oder sonst pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen Stoffen verursachen. 

 

13.5 Kraft-, Luft- und Wassersportfahrzeugklausel 

Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, Halters oder Führers eines Kraft-, Luft- oder Wassersportfahrzeugs 
wegen Schäden, die durch den Gebrauch des Fahrzeugs verursacht werden – siehe jedoch Ziffer 13.2.4 – . 

 

Versichert ist jedoch der Gebrauch von 
 

a) Luftfahrzeugen, die nicht der Versicherungspflicht unterliegen 
b)  Wassersportfahrzeugen, ausgenommen eigene Segelboote und eigene oder fremde Wassersportfahrzeuge mit Motoren – auch Hilfs- und 

Außenbordmotoren –  oder Treibsätzen. 

13.6  Vorsorgeversicherung 
Abweichend von Ziffer 4 AL-AHB 2008 gelten die vereinbarten Versicherungssummen auch für die Vorsorgeversicherung.  

 

13.7 Vermögensschäden 

13.7.1  Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziffer 2.1 AL-AHB 2008 aus Versi-
cherungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind. 

 

13.7.2  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
 

(1)  durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen, er-
brachte Arbeiten oder sonstigen Leistungen; 

(2) aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfender oder gutachtlicher Tätigkeit; 
(3) aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 
(4) aus Vermittlergeschäften aller Art; 
(5) aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstaltung; 
(6) aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, 

aus Kassenführung sowie aus Untreue und Unterschlagung; 
(7) aus Rationalisierung und Automatisierung; 
(8) aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts; 
(9) aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor-, Kostenanschlägen; 
(10) aus Pflichtverletzung, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Bei-

rat oder anderer vergleichbaren Leitungs- oder Aufsichtsgremien / Organe im Zusammenhang stehen; 
(11) aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftragsgebers oder 

aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung; 
(12) aus Abhandenkommen von Sachen, auch z.B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen; 
(13) aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. Geräusche, Gerüche, Erschütterungen); 
 

Die AL-AHB 2008 finden sinngemäß Anwendung, soweit nicht die vorstehenden Bedingungen für Vermögensschäden entgegenstehen. 
 

13.8 Gewässerschäden (Versicherungssumme wie Komfort-Paket) 

13.8.1 Gewässerschaden-Restrisiko 

Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögensschäden wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers für unmittelbare oder mittelbare Folgen von Veränderungen der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffen-
heit eines Gewässers einschließlich des Grundwassers (Gewässerschäden) mit Ausnahme der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung 
von gewässerschädlichen Stoffen und aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe.  
 

Versicherungsschutz hierfür wird ausschließlich durch besondere Vereinbarung gewährt. 
 

13.8.2 Gewässerschaden-Anlagenrisiko für Kleingebinde 

Versichert ist abweichend von Ziffer 13.8.1 die gesetzliche Haftpflicht  
 

als Inhaber (z.B. Eigentümer oder Mieter) von Anlagen zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen (z.B. haushaltsübliche Stoffe wie Farben, 
Lacke, Ölfarben, Verdünner etc.) in Kleingebinden, soweit das Gewicht von 150 Liter / kg je Behältnis nicht überschritten wird und die Gesamt-
lagermenge je mitversichertem Grundstück unter 5.000 Liter / kg liegt, und aus der Verwendung dieser Stoffe für unmittelbare oder mittelbare 



Folgen (Personen-, Sach- und Vermögensschäden) von Veränderungen der physikalischen, chemischen  oder biologischen Beschaffenheit eines 
Gewässers einschließlich des Grundwassers (Gewässerschäden). 
 

Mitversichert sind die Personen, die der Versicherungsnehmer durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und sonstigen 
Betreuung der Grundstücke beauftragt hat für den Fall, dass sie aus Anlass dieser Verrichtungen in Anspruch genommen werden. 
 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß Sozialgesetzbuch VII handelt. 

 

13.8.3 Vorsorgeversicherung 

Werden die genannten Mengen überschritten, so entfällt die Mitversicherung. Ziffer 3.1(2) – Erhöhungen und Erweiterungen – und Ziffer 3.1 
(3) und Ziffer 4 AL-AHB 2008 – Vorsorgeversicherung – finden keine Anwendung. Der Versicherungsschutz bedarf insoweit besonderer Verein-
barung. 

 

13.8.4 Versicherungsleistungen  

Das Gewässerschaden-Anlagenrisiko für Kleingebinde ist begrenzt auf die beantragte Versicherungssumme pauschal für Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden je Versicherungsfall. 
 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt das Zweifache dieser Summe. 
 

 

13.9 Gewässerschaden – Anlagenrisiko 
  

 Falls besonders vereinbart, gilt folgendes: 
 

13.9.1 Versicherte Anlagen 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Inhaber einer privat genutzten häuslichen Abwassergrube, eines Heiz-
öltanks oder eines oberirdischen Flüssiggastanks zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen und aus der Verwendung dieser gelagerten 
Stoffe mit einem Fassungsvermögen bei Heizöltanks von maximal 10.000 Liter (Batterietanks gelten als ein Tank) bzw. einem Nennfüllgewischt 
bei Flüssiggastanks von maximal 4 Tonnen in einem mitversicherten selbstbewohnten Einfamilienhaus (bzw. einer Doppelhaushälfte) oder 
eines Wohnhauses – sofern sich in diesem nicht mehr als zwei abgeschlossene Wohnungen befinden – für unmittelbare oder mittelbare Folgen 
(Personen-, Sach- und Vermögensschäden) von Veränderungen der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewäs-
sers einschließlich des Grundwassers (Gewässerschäden).  

Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass die unter Ziffer 13.8.1 genannten Anlagen im Inland der EU oder EFTA gelegen sind. Soweit 
im Versicherungsschein und seinen Nachträgen sowie im Folgenden nichts anders bestimmt ist, finden die AL AHB 2008 Anwendung. 

Mitversichert sind die Personen, die der Versicherungsnehmer durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und sonstigen 
Betreuung der Grundstücke beauftragt hat für den Fall, dass sie aus Anlass dieser Verrichtungen in Anspruch genommen werden. 

 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß Sozialgesetzbuch VII handelt. 

 

13.9.2  Versicherungsleistungen  

Die Versicherungsleistungen für das Gewässerschadenanlagenrisiko ist im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme begrenzt auf 
10 Mio. € pauschal für Personen-, Sach- und Vermögensschäden je Versicherungsfall.  
Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt höchstens das Zweifache dieser Summe. 

 

13.9.3 Vorsorgeversicherung 

Werden die genannten Mengen überschritten, so entfällt die Mitversicherung, Ziffer 3.1 (2) – Erhöhungen und Erweiterungen -, Ziffer 3.1 (3) und 
Ziffer 4 AL-AHB 2008 – Vorsorgeversicherung – finden keine Anwendung. Der Versicherungsschutz bedarf insoweit besonderer Vereinbarung.  

 

13.9.4 Eingeschlossene Schäden  
Eingeschlossen sind abweichend von Ziffer 1 der AL-AHB 2008 – auch ohne dass ein Gewässerschaden droht oder eintritt – Schäden an unbe-
weglichen Sachen des Versicherungsnehmers, die dadurch verursacht werden, dass die gewässerschädlichen Stoffe bestimmungswidrig aus der 
Anlage (gemäß Ziffer 13.9.1) ausgetreten sind. Dies gilt abweichend von Ziffer 7.1.4 (1) AL-AHB 2008 auch bei Schäden durch Abwässer. Der 
Versicherer ersetzt die Aufwendungen zur Wiederherstellung des Zustands, wie er vor Eintritt des Schadens bestand. Eintretende Wertverbesse-
rungen sind abzuziehen. 
 

Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Anlage (gemäß Ziffer 12.3.1) selbst. 
 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 250 EUR selbst zu tragen. 
 

13.9.5  Rettungskosten  
Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte (Rettungskosten) sowie außergerichtliche Gutachterkosten werden vom Versicherer insoweit übernommen, als sie zusammen mit 
der Entschädigungsleistung die Versicherungssumme nicht übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung der Allge-
meinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AL-AHB 2008) 
 

Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zusam-
men mit der Entschädigung die Versicherungssumme übersteigen. Eine Billigung des Versicherers von Maßnahmen des Versicherungsnehmers 
oder Dritter zur Abwendung oder Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers. 

 

13.9.6 Pflichtwidrigkeiten/Verstöße 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch 
vorsätzliches Abweichen von dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen 
Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben. 

 

13.9.7 Gemeingefahren 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlun-
gen, Aufruhr, Inneren Unruhen, Generalstreik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt 
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

 
  



Zu Ziffer 13 gilt Folgendes: Risikobeschreibungen  

Die Gewässerschadenversicherung im Umfange dieser Bedingung bezieht sich nicht nur auf die Haftpflicht aus § 22 des Wasserhaushaltsgesetzes, sondern auch 
auf alle anderen gesetzlichen Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts. Nicht zum versicherten Risiko gehört, was nicht ausdrücklich in Versicherung 
gegeben oder nach besonderen Vereinbarungen beitragsfrei eingeschlossen ist. 
 

Mitversichert ist auch die Haftpflicht aus Gewässerschäden, die dadurch entstehen, dass aus den versicherten Behältern gewässerschädliche Stoffe in Abwässer 
und mit diesen in Gewässer gelangen. Die Verbindung oder Vermischung gewässerschädlicher Stoffe mit Wasser gilt nicht als allmähliche Einwirkung von Feuch-
tigkeit. 
 

Rettungskosten gemäß Ziffer 13.8.5 entstehen bereits dann, wenn der Eintritt des Versicherungsfalles ohne Einleitung von Rettungsmaßnahmen als unvermeid-
bar angesehen werden durfte. Für die Erstattung von Rettungskosten ist es unerheblich, aus welchem Rechtsgrund (öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich) der 
Versicherungsnehmer zur Zahlung dieser Kosten verpflichtet ist. Rettungskosten sind auch Aufwendungen zur Wiederherstellung des Zustands von Grundstücks- 
und Gebäudeteilen - auch des Versicherungsnehmers -, wie er vor Beginn der Rettungsmaßnahmen bestand. Eintretende Wertverbesserungen oder Kosten, die 
zur Erhaltung, Reparatur oder Erneuerung der Anlage selbst ohnehin entstanden wären, sind abzuziehen. 

Abweichend von Ziffer 13.7.6 sind Familienangehörige des Versicherungsnehmers oder andere Personen, die gefälligkeitshalber diese Tätigkeiten ausüben, mit-
versichert für den Fall, dass sie aus Anlass dieser Verrichtungen in Anspruch genommen werden.  

 
13.10  Umweltschadensversicherung (Ökoschutzversicherung)  

13.10.1  Mitversichert sind abweichend von Ziffer 1.1 AL-AHB 2008 öffentlich-rechtliche Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung von Umweltschäden 
gemäß Umweltschadensgesetz (USchadG), soweit während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages  

■ die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, unfallartig und bestimmungswidrig in die Umwelt gelangt sind oder  

■ die sonstige Schadenverursachung plötzlich, unfallartig und bestimmungswidrig erfolgt ist.  

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursachung besteht Versicherungsschutz für Umweltschäden durch Lagerung, Verwendung oder 
anderen Umgang von oder mit Erzeugnissen Dritter ausschließlich dann, wenn der Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Produktions- oder 
Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehr-
bringens der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht hätte erkannt werden können (Entwicklungsrisiko).  

Umweltschaden ist eine Schädigung  

■ von geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen,  

■ des Gewässers einschließlich Grundwasser,  

■ des Bodens.  

Mitversichert sind, teilweise abweichend von Ziffer 7.6 AL-AHB 2008, Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden an eigenen, gemieteten, 
geleasten, gepachteten oder geliehenen Grundstücken, soweit diese Grundstücke vom Versicherungsschutz dieses Vertrages erfasst sind.  

13.10.2  Nicht versichert sind  

13.10.2.1 Pflichten und Ansprüche, soweit sich diese gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter) richten, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anord-
nungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen.  

13.10.2.2 Pflichten und Ansprüche wegen Schäden  

■ die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen;  

■ für die der Versicherungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag (z.B. Gewässerschadenhaftpflichtversicherung) Versicherungsschutz 
hat oder hätte erlangen können.  

13.10.3  Die Versicherungssumme und die Jahreshöchstersatzleistung betragen im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme 3.000.000 EUR.  

13.10.4  Ausland  

Versichert sind abweichend von Ziffer 7.9 AL-AHB 2008 und Ziffer 5. im Umfang dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle.  

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von Ziffer 7.9 AL-AHB 2008 auch für Pflichten und Ansprüche gemäß nationalen Umset-
zungsgesetzen anderer EU-Mitgliedstaaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang der o.g. EU-Richtlinie nicht überschreiten. 
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Information nach der Verordnung über Informationspflichten  
bei Versicherungsverträgen (VVG-Info V) 
 

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 
die Rechtsverordnung zu den Informationspflichten (§ 7  
Versicherungsvertragsgesetz) regelt den Umfang der Verbrau-
cherinformation zu Versicherungsverträgen. Nachfolgend er-
halten Sie diese Informationen bzw. einen Überblick  
darüber, wo Sie diese entnehmen können. 

1. Identität des Versicherers  
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG  
Alte Leipziger-Platz 1 
61440 Oberursel 
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Christoph Bohn  
Vorstand: Kai Waldmann, Sven Waldschmidt  
Sitz Oberursel (Taunus) 
Rechtsform Aktiengesellschaft 
Amtsgericht Bad Homburg v.d.H. HRB 1585 
Alle für uns bestimmten Anzeigen und Willenserklärungen 
sind, sofern nicht etwas anderes bestimmt ist, in Textform an 
diese Anschrift zu richten. Die Vertreter sind zu deren Entge-
gennahme nicht bevollmächtigt. 

2. Identität eines Vertreters des Versicherers in der  
Europäischen Union in dem Sie Ihren Wohn- oder  
Geschäftssitz haben 

– entfällt – 

3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers  
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG  
Alte Leipziger-Platz 1 
61440 Oberursel 
Vorstand: Kai Waldmann, Sven Waldschmidt 

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers und  
zuständiges Aufsichtsamt 

Unsere Hauptgeschäftstätigkeit besteht im Betrieb von Haft-
pflicht-, Unfall-, Kraftfahrt- und Sachversicherungen. 
Zuständiges Aufsichtsamt: 
Bundesamt für Finanzdienstleistungsaufsicht  
Bereich Versicherungsaufsicht  
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 

5. Angaben für das Bestehen eines Garantiefonds u. ä. 
Bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im Betrieb 
von Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt- und Sachversicherungen 
besteht, entfällt das Erfordernis für einen Garantiefonds u. ä. 

6. Angaben über die wesentlichen Merkmale  
der Versicherungsleistung, insbesondere 

a) die für das Versicherungsverhältnis geltenden Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen einschließlich der  
Tarifbestimmungen 

b) Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der 
Leistung des Versicherers. 

Zu a): 
Es gelten – je nach beantragtem Versicherungsumfang – die 
nachfolgenden Versicherungsbedingungen: 

 Hausratversicherung 
Druckstück S H4 

Allgemeine Bedingungen für Hausratversicherung  
(AL-VHB), Deklaration der versicherten Sachen, Hin-
weise, sowie die je nach beantragtem Umfang gültigen 
Klauseln und Besonderen Bedingungen. 

 Wohngebäudeversicherung 
Druckstück S W0 
Allgemeine Bedingungen für die Wohngebäudeversiche-
rung (AL-VGB), Deklaration der versicherten Sachen, 
Hinweise, sowie die je nach beantragtem Umfang gültigen 
Klauseln und Besonderen Bedingungen. 

 Glasversicherung 

Druckstück S 72 
Allgemeine Bedingungen für die Glasversicherung  
(AL-AGlB), Deklaration der versicherten Sachen,  
Hinweise, sowie die je nach beantragtem Umfang gültigen 
Klauseln. 

 Haftpflichtversicherung 
Druckstück S H7, S T4, S P5, SN6, S G8 
Allgemeine Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AL-PHV, AL-THV Hund, AL-THV Pferd, AL-HGH, 
AL-GsH).  
Druckstücke H 3 und H 51 (Jagd-Haftpflicht). 
Allgemeine Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AL-AHB) und BBR zur Haftpflichtversicherung für  
Jäger 
Druckstücke H 3 und H 20 (Wassersport-Haftpflicht) 
Allgemeine Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AL-AHB) und BBR zur Haftpflichtversicherung für Was-
sersportfahrzeuge zu Privatzwecken. 

 Private Unfallversicherung 
Druckstück S U0 
Allgemeine Bedingungen für die Unfallversicherung  
(AL-AUB), Deklaration des Versicherungsschutzes sowie 
je nach beantragtem Umfang gültigen Besondere  
Bedingungen, Zusatzbedingungen und Geschriebene  
Bedingungen. 

 Unfallversicherung für das Gesundheitswesen 
Druckstücke U 22, U 31, U 38, U 40, U 45, U 57 
Allgemeine Bedingungen für die Unfallversicherung  
(AL-AUB) sowie die je nach beantragtem Umfang  
gültigen Besondere Bedingungen. 

 Bauleistungsversicherung 
Druckstücke BL 01.5, BL 228 
Allgemeine Bedingungen für Bauleistungsversicherung 
(AL-ABN), Deklaration der versicherten Sachen, Hin-
weise, sowie die je nach beantragtem Umfang gültigen 
Klauseln und Besonderen Bedingungen. 

Zu b): 

 Hausratversicherung 
Wir ersetzen Ihnen Schäden, die durch Feuer, Blitzschlag, 
Explosion, Implosion, Einbruchdiebstahl (einschließlich 
Vandalismus), Raub, Leitungswasser, Sturm/Hagel und 
(sofern vereinbart) weitere Elementargefahren entstehen. 
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 Wohngebäudeversicherung: 
Die Versicherung umfasst zahlreiche Gefahren, denen das 
Wohngebäude ausgesetzt ist, so vor allem Brand, Blitz-
schlag, Explosion, Implosion, Leitungswasser, Frost, 
Sturm/Hagel und (sofern vereinbart) weitere Elementarge-
fahren. 

 Glasversicherung 
Die Glasversicherung schützt Sie vor den finanziellen Fol-
gen bei Schäden an der Gebäude- und/oder Mobiliarver-
glasung. 

 Haftpflichtversicherung 
Wir schützen Sie als Privatperson aus den Gefahren des 
täglichen Lebens bzw. in der Jagdhaftpflicht aus erlaubter 
jagdlicher Betätigung vor gesetzlichen Haftpflicht- 
ansprüchen Dritter. 

 Unfallversicherung 
Die Unfallversicherung unterstützt Sie finanziell, um die 
Folgen eines Unfalles für die versicherte Person abzumil-
dern. 

 Bauleistungsversicherung 
Wir ersetzen im Schadenfall alle Kosten, die anfallen, um 
das Baugrundstück oder den Bau aufzuräumen bzw. den 
Zustand vor Schadeneintritt wiederherzustellen. 

Fälligkeit der Leistung 
Sie erhalten die vereinbarte Leistung nach Eintritt des Versi-
cherungsfalls und Feststellung unserer Leistungspflicht. 

Erfüllung der Leistung 
Wir zahlen im Versicherungsfall bis zur Höhe der jeweils ver-
einbarten Versicherungssumme bzw. Entschädigungsgrenze. 

Hinweis: 
Weitere Einzelheiten zu Art, Umfang und Fälligkeit sowie Er-
füllung unserer Leistungen sind, je nach beantragtem  
Umfang, in den allgemeinen Versicherungsbedingungen, De-
klarationen, Klauseln, Besondere Bedingungen, Risikobe-
schreibungen, Zusatzbedingungen und Geschriebene  
Bedingungen geregelt. 

7. Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller 
Steuern und sonstigen Preisbestandteile 

Diese Angaben entnehmen Sie bitte unserem Vorschlag bzw. 
dem Antrag. Die zu zahlende Prämie enthält die zum Zeit-
punkt der Antragstellung gültige Versicherungsteuer. 

8. Zusätzlich anfallende Kosten sowie weitere Steuern, 
Gebühren oder Kosten 

Gebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages werden 
nicht erhoben. 
Im Rahmen eines ordnungsgemäßen Vertragsverlaufs fallen 
keine weiteren Kosten an. Wir weisen darauf hin, dass bei 
Prämienverzug zusätzliche Kosten, wie z. B. Mahngebühren 
entstehen können. 

9. Einzelheiten zur Prämienzahlung und Zahlungsweise 
Damit wir Ihnen Versicherungsschutz gewähren können, sind 
die vereinbarten Prämien im Voraus zu zahlen. Beachten Sie, 
dass die Erstprämie von den unter Ziffer 7 aufgeführten  
Prämien abweichen kann. 
Versicherungsbeginn und -ablauf entnehmen Sie bitte unse-
rem Vorschlag bzw. dem Antrag. 

 Erste oder einmalige Prämie 
Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem 
Bestehen eines Widerrufsrechts – unverzüglich nach dem 
Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein 
angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns 
vor Vertragsabschluss, so müssen Sie die erste oder 

einmalige Prämie unverzüglich nach Zugang des Versi-
cherungsscheines zahlen.  
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag oder den  
getroffenen Vereinbarungen ab, ist die erste oder einma-
lige Prämie frühestens einen Monat nach Zugang des Ver-
sicherungsscheines zu zahlen. 
Bitte lesen Sie die wichtige Belehrung über die Folgen  
einer Nichtzahlung der ersten oder einmaligen Prämie: 

Zahlen Sie die erste oder einmalige Prämie nicht recht-
zeitig, beginnt der Versicherungsschutz frühestens zum 
Zeitpunkt der Zahlung. Der Versicherungsschutz be-
ginnt gleichwohl zu dem vereinbarten Zeitpunkt, wenn 
Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu ver-
treten haben. 
Außerdem können wir, solange die Zahlung nicht er-
folgt ist, vom Vertrag zurücktreten. 
Unser Rücktrittsrecht ist ausgeschlossen, wenn Sie 
nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertre-
ten haben. 

Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Teilzahlungen 
gilt die erste Teilzahlung als erste Prämie. 

 Folgeprämie 
Die Fälligkeit der Folgeprämie richtet sich nach der ge-
wählten Zahlungsperiode und dem Ablauf (Fälligkeit). 
Die Folgeprämie wird zu Beginn der vereinbarten Versi-
cherungsperiode fällig. 

Grundsätzlich gilt 
Die Prämienschuld ist erfüllt, wenn die Überweisung von Ih-
rem Konto angewiesen wurde und dieses eine ausreichende 
Deckung zur Durchführung der Überweisung aufweist. Sollte 
die Überweisung mittels Bareinzahlung erfolgen, gilt die Prä-
mienschuld mit der Einzahlung der fälligen Prämie beim ent-
sprechenden Geldinstitut als erfüllt. 
Im Fall des Prämieneinzugs über das Lastschriftverfahren ist 
die Prämienschuld erfüllt, wenn zum Zeitpunkt der Abbu-
chung das angegebene Konto eine ausreichende Deckung auf-
weist, die die Vornahme der Abbuchung gestattet 

Hinweis: Weitere Regelungen zum Beginn des Versiche-
rungsschutzes, zur Fälligkeit der ersten oder einmaligen  
Prämie, zur Fälligkeit der Folgeprämien und zur Rechtzeitig-
keit der Zahlung sind in den allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen geregelt. 

10. Angaben über die Befristung der Gültigkeitsdauer der 
zur Verfügung gestellten Informationen und des Prei-
ses 

Das Ihnen unterbreitete Angebot hat eine Gültigkeit von  
6 Wochen und gilt vorbehaltlich einer Änderung der vom Ge-
setzgeber festgelegten Versicherungsteuer sowie einer endgül-
tigen Risikoprüfung. 

11. Hinweis auf mögliche Schwankungen der verwendeten 
Finanzinstrumente 

Entfällt prinzipiell bei Versicherungen, deren Hauptgeschäfts-
tätigkeit im Betrieb von Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt- und 
Sachversicherungen besteht. 

12. Angaben über das Zustandekommen des Vertrages, 
Beginn des Versicherungsschutzes und zur Bindefrist 

Der Versicherungsvertrag kommt durch zwei übereinstim-
mende Willenserklärungen zustande. 
Ihre Willenserklärung ist der Antrag den Sie stellen und  
unsere Willenserklärung ist der Versicherungsschein oder 
eine Annahmebestätigung. 
Der Versicherungsvertrag kommt mit Zugang unserer  
Annahmeerklärung oder des Versicherungsscheines zustande. 
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 Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt zum vereinbarten Versi-
cherungsbeginn, wenn Sie die erste oder einmalige  
Prämie rechtzeitig zahlen. 
Über das was rechtzeitig ist, informieren wir sie ausführ-
lich unter Ziffer 9. 

  Bitte beachten Sie: 
Wenn Sie die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig 
zahlen, beginnt Ihr Versicherungsschutz frühestens zum 
Zeitpunkt der Zahlung. Dies gilt nicht, wenn Sie nachwei-
sen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben. 

 Frist in der Sie an den Antrag gebunden sind  
(Bindefrist) 

Sie sind einen Monat lang an den Antrag gebunden.  
Ihr Widerrufsrecht bleibt hiervon unberührt. 

13. Widerrufsbelehrung 
Abschnitt 1 
Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere  
Hinweise 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 
14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z.B. Brief, 
Fax, E-Mail) widerrufen. 
Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen 
 der Versicherungsschein, 
 die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das 

Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen, diese wiederum einschließlich der 
Tarifbestimmungen,  

 diese Belehrung, 
 das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten 
 und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informatio-

nen 
jeweils in Textform zugegangen sind. 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Ab-
sendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG,  
Alte Leipziger-Platz 1, 61440 Oberursel Telefax:  
06171/24434,  
E-Mail: service@alte-leipziger.de 
Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versiche-
rungsschutz und der Versicherer hat Ihnen den auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämie zu 
erstatten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versiche-
rungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den 
Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Wider-
rufs entfällt, darf der Versicherer in diesem Fall einbehalten. 
Dabei handelt es sich um einen Betrag in Höhe von 1/360 der 
Jahresprämie bzw. 1/30 der Monatsprämie multipliziert mit 
der Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz bestan-
den hat. Die Höhe der Prämie entnehmen Sie bitte den Ver-
tragsunterlagen. Der Versicherer hat zurückzuzahlende Be-
träge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Wi-
derrufs, zu erstatten. 
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Wi-
derrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass 
empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene 
Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind. 
Haben Sie Ihr Widerrufsrecht hinsichtlich des Versicherungs-
vertrages wirksam ausgeübt, so sind Sie auch an einen mit 
dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag 
nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt 
vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag auf-
weist und eine Dienstleistung des Versicherers oder eines 

Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem 
Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf 
weder vereinbart noch verlangt werden.  
Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren aus-
drücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch vom Versi-
cherer vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht 
ausgeübt haben. 
Abschnitt 2 
Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weite-
ren Informationen 
Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten Informatio-
nen werden die Informationspflichten im Folgenden im Ein-
zelnen aufgeführt:  
Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen 
Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfü-
gung zu stellen: 
1. die Identität des Versicherers und der etwaigen Nieder-

lassung, über die der Vertrag abgeschlossen werden 
soll; anzugeben ist auch das Handelsregister, bei dem 
der Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige 
Registernummer; 

2. die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede 
andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwi-
schen dem Versicherer und Ihnen maßgeblich ist, bei 
juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -
gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtig-
ten; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Ver-
tragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Infor-
mationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalte-
ten Form;  

3. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers; 
4. die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, 

insbesondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit 
der Leistung des Versicherers; 

5. den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller 
Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Prä-
mien einzeln auszuweisen sind, wenn das Versiche-
rungsverhältnis mehrere selbstständige Versicherungs-
verträge umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis 
nicht angegeben werden kann, Angaben zu den Grund-
lagen seiner Berechnung, die Ihnen eine Überprüfung 
des Preises ermöglichen; 

6. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfül-
lung, insbesondere zur Zahlungsweise der Prämien; 

7. Die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung 
gestellten Informationen, beispielsweise die Gültig-
keitsdauer befristeter Angebote, insbesondere hinsicht-
lich des Preises; 

8. Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, ins-
besondere über den Beginn der Versicherung und des 
Versicherungsschutzes sowie die Dauer der Frist, wäh-
rend der Antragsteller an den Antrag gebunden sein 
soll; 

9. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts 
sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, 
insbesondere Namen und Anschrift derjenigen Person, 
gegenüber der Widerruf zu erklären ist, und die Rechts-
folgen des Widerrufs einschließlich Informationen über 
den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenen-
falls zu zahlen haben; soweit die Mitteilung durch 
Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, 
bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und 
deutlich gestalteten Form; 

mailto:service@alte-leipziger.de
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10. Angaben zur Laufzeit des Vertrages; 
11. Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere 

zu den vertraglichen Kündigungsbedingungen ein-
schließlich etwaiger Vertragsstrafen; soweit die Mittei-
lung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen 
einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer her-
vorgehobenen und deutlich gestalteten Form;  

12. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren 
Recht der Versicherer der Aufnahme von Beziehungen 
zu Ihnen vor Abschluss des Versicherungsvertrages zu-
grunde legt; 

13. das auf den Vertrag anwendbare Recht; eine Vertrags-
klausel über das auf den Vertrag anwendbare Recht o-
der über das zuständige Gericht; 

14. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und 
die in diesem Abschnitt genannten Vorabinformationen 
mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich 
der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die 
Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrages 
zu führen; 

15. einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergericht-
lichen Beschwerde- und Rechtbehelfsverfahren und ge-
gebenenfalls die Voraussetzungen für diesen Zugang; 
dabei ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die 
Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu beschreiten, 
hiervon unberührt bleibt; 

16. Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde 
sowie die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser 
Aufsichtsbehörde. 

Ende der Widerrufsbelehrung 
 

Zu Änderungen von bestehenden Verträgen gilt 
Wurde mit dem Versicherungsschein ein bereits bestehender 
Vertrag erweitert oder geändert, so bezieht sich das Wider-
rufsrecht nur auf die erweiterten oder geänderten Vertrags-
teile. 

14. Vertragslaufzeit  
Die für den Vertrag geltende Vertragslaufzeit entnehmen Sie 
bitte unserem Vorschlag bzw. dem Antrag. 
Versicherungsverträge mit mindestens einjähriger Vertrags-
dauer verlängern sich jeweils um ein Jahr, wenn nicht drei 
Monate vor dem jeweiligen Ablauf der anderen Partei eine 
Kündigung zugegangen ist. Dies gilt nicht für Verträge mit 
einmaliger Prämie oder für Verträge ohne Verlängerungsver-
einbarung. 

15. Beendigung eines Vertrages  
Der Vertrag kann unter bestimmten Voraussetzungen, ggf. 
auch vor Ablauf der vereinbarten Vertragslaufzeit, von Ihnen 
gekündigt werden. Bitte beachten Sie, dass eine etwaige Kün-
digung gegenüber der ALTE LEIPZIGER in Textform zu er-
folgen hat. 

 Kündigung zum Ablauf  
Die Verträge gemäß Punkt 14 können von Ihnen zum Ab-
lauf, bei einer vereinbarten Vertragsdauer von mehr als 3 
Jahren zum Schluss des dritten oder jedes darauffolgenden 
Versicherungsjahres, unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten gekündigt werden. 

 Kündigung nach dem Versicherungsfall  
Bauleistungs-, Hausrat-, Glas- oder Wohngebäude- 
versicherung: 
Nach Eintritt eines Versicherungsfalls haben Sie die  
Möglichkeit, den vom Schaden betroffenen Vertrag zu 
kündigen. Die Kündigung muss spätestens einen Monat 
nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung  

erfolgen. Sie wird sofort nach Zugang bei uns wirksam. Sie 
können auch jeden späteren Zeitpunkt zur Wirksamkeit be-
stimmen, spätestens jedoch den Ablauf des Versicherungs-
jahres. 

 
Haftpflichtversicherung: 
Haben wir nach Eintritt des Versicherungsfalles Ihren  
Anspruch auf Freistellung anerkannt oder zu Unrecht abge-
lehnt, können Sie das Versicherungsverhältnis kündigen. 
Die Kündigung muss innerhalb eines Monats nach Aner-
kennung oder Ablehnung des Freistellungsanspruchs erfol-
gen. Sie wird sofort nach Zugang bei uns wirksam. Sie 
können auch jeden späteren Zeitpunkt zur Wirksamkeit be-
stimmen, spätestens jedoch den Ablauf des Versicherungs-
jahres. 
 
Unfallversicherung: 
Den Vertrag können Sie durch Kündigung beenden, wenn 
wir eine Leistung erbracht oder Sie gegen uns Klage auf 
eine Leistung erhoben haben. Die Kündigung muss uns 
spätestens einen Monat nach Leistung oder – im Falle  
eines Rechtsstreits – nach Klagerücknahme, Anerkenntnis, 
Vergleich oder Rechtskraft des Urteils in Textform zuge-
gangen sein. Sie wird sofort nach ihrem Zugang bei uns 
wirksam. Sie können auch jeden späteren Zeitpunkt zur 
Wirksamkeit bestimmen, spätestens jedoch den Ablauf des 
Versicherungsjahres. 

 Kündigung nach Risikowegfall 
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versi-
cherung weg, erlöschen die Versicherungsverträge,  
jedoch frühestens zu dem Zeitpunkt zu dem wir Kenntnis 
vom Wegfall des Risikos erlangt haben. 
 
Hinweis zur Wohngebäudeversicherung: Eine Veräuße-
rung des versicherten Gebäudes gilt nicht als Risikoweg-
fall, hierfür bestehen besondere Kündigungsvorschriften. 

 Kündigung bei Prämienerhöhungen oder Minderung 
des Versicherungsschutzes ohne Ausgleich 

(Gilt nicht für Bauleistungsversicherung) 
Erhöht sich aufgrund einer Anpassungsklausel die Prämie, 
ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes 
entsprechend ändert, können Sie den betreffenden Vertrag 
mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Prämienerhöhung kündigen. 
Gleiches gilt, wenn sich der Umfang des Versicherungs-
schutzes vermindert, ohne dass die Prämie entsprechend 
angepasst wird. 

16. Rechtsgrundlagen bei Vertragsanbahnung 
Die Vertragsanbahnung unterliegt dem Recht der Bundesre-
publik Deutschland 

17. Anwendbares Recht und zuständiges Gericht 
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns  
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach unserem 
Sitz Oberursel (Taunus). Ist der Versicherungsnehmer eine 
natürliche Person, ist auch das Gericht seines Wohnsitzes zu-
ständig. 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rungsnehmer müssen 
 bei einer natürlichen Person bei dem für ihren Wohnsitz 

zuständigen Gericht, 
 bei einer juristischen Person bei dem für ihren Sitz oder 

ihre Niederlassung zuständigen Gericht erhoben werden. 
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18. Sprache 
Die Sprache für die Vertragsbedingungen, sämtliche Ver-
tragsinformationen sowie die Kommunikation während der 
Vertragslaufzeit ist deutsch. 

19. Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren 
Wenn Sie einmal mit unserem Service nicht zufrieden oder 
mit einer Entscheidung nicht einverstanden sein sollten,  
können Sie sich an den Servicebeauftragten des Vorstandes 
wenden: 
 ALTE LEIPZIGER Versicherung AG 

Servicebeauftragter des Vorstandes 
Alte Leipziger-Platz 1 
61440 Oberursel 
servicebeauftragter@alte-leipziger.de 

Sollte Sie das Ergebnis nicht zufrieden stellen, können  
Sie den Versicherungsombudsmann einschalten. Unser  
Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombuds-
mann e. V. Der Ombudsmann ist eine unabhängige Verbrau-
cherschlichtungsstelle. Er überprüft kostenfrei für Sie,  
ob wir korrekt gehandelt haben. 
 VERSICHERUNGSOMBUDSMANN e.V. 

Postfach 080632, 10006 Berlin 
Telefon: 0800/3696000  
(kostenfrei aus deutschen Telefonnetzen) 
Telefax: 0800/3699000  
(kostenfrei aus deutschen Telefonnetzen) 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Internet: www.versicherungsombudsmann.de 

Wenn Sie Ihren Vertrag online, beispielsweise über unsere In-
ternetseite, abgeschlossen haben, steht Ihnen die von der Eu-
ropäischen Kommission eingerichtete Plattform zur Online-
Streitbeilegung zur Verfügung. Die Plattform ist unter folgen-
dem Link zu erreichen: http://ec.europa.eu/consumers/odr/ 

20. Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde 
Die für Versicherungen zuständige Aufsichtsbehörde prüft 
vor allem, ob ein Unternehmen die für den Betrieb des Versi-
cherungsgeschäftes geltenden gesetzlichen und aufsichtsbe-
hördlichen Vorschriften beachtet. Den konkreten Einzelfall 
kann sie dabei grundsätzlich aber nicht rechtsverbindlich ent-
scheiden. Hierfür sind die Zivilgerichte zuständig. 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Bereich Versicherungsaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 

21. Allgemeine Hinweise/Schlusserklärung 
Änderung der Anschrift: Bitte informieren Sie uns unverzüg-
lich, wenn sich Ihre Anschrift ändert. 
Besondere Vereinbarungen: Nebenabreden sind nur dann ver-
bindlich, wenn sie der Versicherer durch Aufnahme in das 
Vertragsdokument bestätigt. 
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Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer Verletzung  
der gesetzlichen Anzeigepflicht  
 

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 
damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen 
können, ist es notwendig, dass Sie alle Fragen wahrheitsge-
mäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Um-
stände anzugeben, denen Sie nur eine geringe Bedeutung bei-
messen.  
Personenbezogene Angaben (z. B. zur Unfallversicherung), 
die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen 
möchten, sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der  

 ALTE LEIPZIGER Versicherung AG,   
 Alte Leipziger-Platz 1, 61440 Oberursel 
in Textform nachzuholen. 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz ge-
fährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben 
machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung 
der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information 
entnehmen. 

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?  
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, 
alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach de-
nen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und voll-
ständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, 
aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerhebli-
chen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet.  

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragli-
che Anzeigepflicht verletzt wird?  
Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes  
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir 
vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachwei-
sen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt.  
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir 
kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Be-
dingungen, geschlossen hätten.  
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Er-
klären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungs-fal-
les, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie 
nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Um-
stand  
 weder für den Eintritt oder die Feststellung des  

Versicherungsfalles 
 noch für die Feststellung oder den Umfang unserer  

Leistungspflicht  
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn 
Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.  
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil der Prämie zu, welcher 
der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelau-
fenen Vertragszeit entspricht.  
Kündigung  
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vor-
vertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder 
schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen.  

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten 
Vertragsänderung  
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hät-
ten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen 
Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig 
verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Ver-
tragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos ver-
letzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.  
Erhöht sich durch die Vertragsänderung die Prämie um mehr 
als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über 
die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht 
werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.  

Ausübung unserer Rechte  
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder 
zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats geltend ma-
chen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von 
der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend 
gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Aus-
übung unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf 
die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir 
nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese die 
Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.  
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 
oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der An-
zeige kannten.  
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Ver-
tragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach 
Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die 
vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn 
Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig 
verletzt haben.  

Stellvertretung durch eine andere Person  
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine an-
dere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, 
des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der 
Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis 
und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis 
und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass 
die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
letzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter 
noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.  

Zu Änderungen von bestehenden Verträgen gilt:  
Wird mit diesem Antrag ein bereits bestehender Vertrag er-
weitert oder geändert, so bezieht sich die Mitteilung über die 
Folgen der gesetzlichen Anzeigepflicht nur auf die erweiter-
ten oder geänderten Vertragsteile.  
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Erklärung zum Datenschutz 
 
A Allgemeine Informationen 
Die EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) gilt ab dem 
25.05.2018 in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 
Mit der DSGVO werden die Regeln für die Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten vereinheitlicht. Dadurch wird der 
Schutz von personenbezogenen Daten insgesamt sichergestellt 
und der freie Datenverkehr innerhalb der Europäischen Union 
gewährleistet. 
Die neuen Vorschriften der DSGVO sehen insbesondere ein ho-
hes Maß an Transparenz bei der Datenverarbeitung und umfas-
sende Rechte der betroffenen Personen vor. 
Informationen zum Datenschutz finden Sie auch im Internet un-
ter: 
www.alte-leipziger.de/datenschutz 
Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie als unseren Versi-
cherten über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
durch die ALTE LEIPZIGER und die Ihnen nach dem Daten-
schutzrecht zustehenden Rechte. 
Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG, Alte Leipziger-Platz 1, 
61440 Oberursel, Telefon: 06171 66 02, E-Mail-Adresse: 
sach@alte-leipziger.de 
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter 
der o. g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter –  
oder per E-Mail unter: datenschutz@alte-leipziger.de 
Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung 
der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des Bundes-
datenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich relevan-
ten Bestimmungen des Versicherungsvertrags-gesetzes (VVG) 
sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat 
sich unser Unternehmen auf die »Verhaltensregeln für den Um-
gang mit personen-bezogenen Daten durch die deutsche Versi-
cherungswirtschaft« verpflichtet, die die oben genannten Ge-
setze für die Versicherungswirtschaft präzisieren.  
Diese können Sie im Internet unter www.alte-leipziger.de/code-
of-conduct abrufen. 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen 
wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Ab-
schluss des Vertrages und zur Einschätzung des von uns zu 
übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zu-
stande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Ver-
tragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstel-
lung. Angaben zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu 
können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der 
Schaden ist. 
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungs-
vertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezoge-
nen Daten nicht möglich. 
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten 
zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. 
für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichts-
rechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit uns bestehenden Ver-
träge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kundenbe-
ziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Ver-
tragsanpassung, -ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für 
umfassende Auskunftserteilungen. 
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener 
Daten für vor-vertragliche und vertragliche Zwecke ist Artikel 6 
Absatz 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien perso-
nenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss 
eines Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, holen 

wir Ihre Einwilligung nach Artikel 9 Absatz 2 a) i. V. m. Arti-
kel 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenka-
tegorien, erfolgt dies auf Grundlage von Artikel 9 Absatz 2 j) 
DSGVO i. V. m. § 27 BDSG. 
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von 
uns oder von Dritten zu wahren (Artikel 6 Absatz 1 f) DSGVO). 
Dies kann insbesondere erforderlich sein: 
 zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs, 
 zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und 

für andere Produkte der Unternehmen des  
ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzern sowie für 
Markt- und Meinungsumfragen, 

 zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbeson-
dere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinwei-
sen, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten können. 

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten 
zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichts-
rechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewah-
rungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrund-
lage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen 
gesetzlichen Regelungen i. V. m. Artikel 6 Absatz 1 c) 
DSGVO. 
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht 
genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rah-
men der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informie-
ren. 
Kategorien von Empfängern der personenbezogenen  
Daten 
Rückversicherer: 
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen 
Versicherungs-unternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es 
erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen 
Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes 
Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann. 
Über die Übermittlung Ihrer Gesundheitsdaten an Rückversi-
cherungen werden Sie durch die ALTE LEIPZIGER unterrich-
tet und um Einwilligung gebeten. 
Vermittler: 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem 
Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum 
Abschluss und zur Durchführung des Vertrages benötigten An-
trags-, Vertrags- und Leistungsdaten. Auch übermittelt unser 
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, 
soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und Bera-
tung in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangele-
genheiten benötigen. 
Datenverarbeitung im ALTE LEIPZIGER – HALLE-
SCHE Konzern: 
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unseres Konzerns 
nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die im 
Konzern verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein 
Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder mehreren 
Unternehmen des Konzerns besteht, können Ihre Daten etwa 
zur zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefo-
nischen Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbei-
tung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen Postbearbei-
tung zentral durch ein Unternehmen des Konzerns verarbeitet 
werden. In unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unterneh-
men, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen. 
Externe Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und ge-
setzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. 
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und 
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Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbe-
ziehungen bestehen, können Sie der Übersicht im Anhang so-
wie in der jeweils aktuellen Version auf unserer  
Internetseite entnehmen unter www.alte-leipziger.de/dienstleis-
terliste. 
Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an 
weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Er-
füllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversiche-
rungsträger, Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden). 
Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die 
oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei 
kann es vorkommen, dass personen-bezogene Daten für die Zeit 
aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unterneh-
men geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungs-
frist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir 
Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich ver-
pflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungs-
pflichten ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetz-
buch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die 
Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre nach Beendi-
gung des Vertrages. 
Betroffenenrechte 
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer 
Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können 
Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder 
die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie 
ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten 
in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren For-
mat zustehen. 

Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu wi-
dersprechen. 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter In-
teressen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, 
wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, 
die gegen die Datenverarbeitung sprechen. 

Beschwerderecht 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den 
oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Daten-
schutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Da-
tenschutzaufsichtsbehörde ist: Der Hessische Datenschutzbeauf-
tragte, Gustav-Stresemann-Ring 1, 65189 Wiesbaden 
Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirt-
schaft 
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informati-
onssystem (HIS) der informa HIS GmbH zur Unterstützung der 
Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung 
bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von Versi-
cherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter perso-
nenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Nähere Informa-
tionen dazu entnehmen Sie bitte den nachfolgenden Hinweisen 
zum HIS (Abschnitt B). 
Datenaustausch mit früheren Versicherern 
Um die Angaben des Versicherungsnehmers bei Abschluss des 
Versicherungs-vertrages (z. B. zur Mitnahme eines Schadens-
freiheitsrabattes in der Kfz-Haft-pflichtversicherung) bzw. die 
Angaben des Versicherungsnehmers bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann 
im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbe-
zogenen Daten mit dem vom Versicherungsnehmer im Antrag 
benannten früheren Versicherer erfolgen. 

Bonitätsauskünfte 
Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen notwen-
dig ist, fragen wir bei der SCHUFA Holding AG (Privatschutz, 
Gewerbe) oder bei der infoscore Consumer Data GmbH (Kraft-
fahrt) Informationen zur Beurteilung Ihres allgemeinen Zah-
lungsverhaltens ab. Nähere Informationen dazu entnehmen Sie 
bitte dem Abschnitt C (SCHUFA), dem Abschnitt D (infoscore) 
bzw. dem Abschnitt E (Creditreform). 

B Hinweis- und Informationssystem (HIS) 
Information über den Datenaustausch mit der informa HIS 
GmbH auf Grundlage der Artikel 13 und 14 DSGVO 
Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass wir bei Ab-
schluss eines Versicherungsvertrages oder im Rahmen der 
Schadenbearbeitung Daten zum Versicherungsobjekt (Fahrzeu-
gidentifikationsdaten oder Adresse des Gebäudes) sowie Anga-
ben zu Ihrer Person (Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, 
frühere Anschriften) an die informa HIS GmbH übermitteln 
(HIS-Anfrage) können. Die informa HIS GmbH überprüft an-
hand dieser Daten, ob zu Ihrer Person und/oder zu Ihrem Versi-
cherungsobjekt im »Hinweis- und Informationssystem der Ver-
sicherungswirtschaft« (HIS) Informationen gespeichert sind, die 
auf ein erhöhtes Risiko oder Unregelmäßigkeiten in einem Ver-
sicherungsfall hindeuten können. Solche Informationen können 
nur aufgrund einer früheren Meldung eines Versicherungs-un-
ternehmens an das HIS vorliegen (HIS-Einmeldung), über die 
Sie ggf. von dem einmeldenden Versicherungsunternehmen ge-
sondert informiert worden sind. Daten, die aufgrund einer HIS-
Einmeldung im HIS gespeichert sind, werden von der informa 
HIS GmbH an uns, das anfragende Versicherungsunternehmen, 
übermittelt. 
Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf folgenden Inter-
netseiten: www.informa-his.de. 
Zwecke der Datenverarbeitung der informa HIS GmbH 
Die informa HIS GmbH betreibt als datenschutzrechtlich Ver-
antwortliche das Hinweis- und Informationssystem HIS der 
Versicherungswirtschaft. Sie verarbeitet darin personenbezieh-
bare Daten, um die Versicherungswirtschaft bei der Bearbeitung 
von Versicherungsanträgen und -schäden zu unterstützen. Es 
handelt sich bei diesen Daten um Angaben zu erhöhten Risiken 
oder um Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten (z. B. 
Mehrfachabrechnung eines Versicherungsschadens bei ver-
schiedenen Versicherungsunternehmen) hindeuten können. 
Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung 
Die informa HIS GmbH verarbeitet personenbezogene Daten 
auf Grundlage des Artikel 6 Absatz 1 f DSGVO. Dies ist zuläs-
sig, soweit die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten Inte-
ressen des Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist, 
sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreihei-
ten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener 
Daten erfordern, überwiegen. 
Die informa HIS GmbH selbst trifft keine Entscheidungen über 
den Abschluss eines Versicherungsvertrages oder über die Re-
gulierung von Schäden. Sie stellt den Versicherungsunterneh-
men lediglich die Informationen für die diesbezügliche Ent-
scheidungsfindung zur Verfügung. 
Herkunft der Daten der informa HIS GmbH 
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versicherungs-
unternehmen, die diese in das HIS einmelden. 
Kategorien der personenbezogenen Daten 
Basierend auf der HIS-Anfrage oder der HIS-Einmeldung eines 
Versicherungsunternehmens werden von der informa HIS 
GmbH – abhängig von der Versicherungsart bzw. -sparte – die 
Daten der Anfrage oder Einmeldung mit den dazu genutzten 
personenbezogenen Daten (Name, Vorname, Geburtsdatum, 
Anschrift, frühere Anschriften) bzw. Informationen zum Versi-
cherungsobjekt (z. B. Fahrzeug- bzw. Gebäudeinformationen) 
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sowie das anfragende oder einmeldende Versicherungsunter-
nehmen gespeichert. Bei einer HIS-Einmeldung durch ein Ver-
sicherungsunternehmen, über die Sie gegebenenfalls von die-
sem gesondert informiert werden, speichert die informa HIS 
GmbH erhöhte Risiken oder Auffälligkeiten, die auf Unregel-
mäßigkeiten hindeuten können, sofern solche Informationen an 
das HIS gemeldet wurden. In der Versicherungssparte Leben 
können dies z. B. Informationen zu möglichen Erschwernissen 
(ohne Hinweis auf Gesundheitsdaten) und Versicherungs-
summe/Rentenhöhe sein. Zu Fahrzeugen sind ggf. z. B. Total-
schäden, fiktive Abrechnungen oder Auffälligkeiten bei einer 
früheren Schadenmeldung gespeichert. Gebäudebezogene Daten 
sind Anzahl und Zeitraum geltend gemachter Gebäudeschäden. 
Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Empfänger sind ausschließlich Versicherungsunternehmen mit 
Sitz oder Niederlassung in Deutschland sowie im Einzelfall im 
Rahmen von Ermittlungsverfahren staatliche Ermittlungsbehör-
den. 
Dauer der Datenspeicherung 
Die informa HIS GmbH speichert Informationen über Personen 
gemäß Artikel 17 Absatz 1 lit. a) DSGVO nur für eine be-
stimmte Zeit. 
Angaben über HIS-Anfragen werden taggenau nach zwei Jahren 
gelöscht. 
Für die Speicherfristen bei HIS-Einmeldungen gilt:  
Personenbezogene Daten (Name, Adresse und Geburtsdatum) 
sowie Fahrzeug- und Gebäudedaten werden am Ende des vier-
ten Kalenderjahres nach erstmaliger Speicherung gelöscht. So-
fern in dem genannten Zeitraum eine erneute Einmeldung zu ei-
ner Person erfolgt, führt dies zur Verlängerung der Speicherung 
der personenbezogenen Daten um weitere vier Jahre. Die maxi-
male Speicherdauer beträgt in diesen Fällen 10 Jahre. 
Betroffenenrechte 
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft, auf Berich-
tigung, auf Löschung sowie auf Einschränkung der Verarbei-
tung. Diese Rechte nach Artikel 15 bis 18 DSGVO können ge-
genüber der informa HIS GmbH unter der unten genannten Ad-
resse geltend gemacht werden. Darüber hinaus besteht die Mög-
lichkeit, sich an die für die informa HIS GmbH zuständige Auf-
sichtsbehörde – Der Hessische Datenschutzbeauftragte, Gustav-
Stresemann-Ring 1, 65189 Wiesbaden – zu wenden. Hinsicht-
lich der Meldung von Daten an das HIS ist die für das Versiche-
rungsunternehmen zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde zu-
ständig. 

Nach Artikel 21 Absatz 1 DSGVO kann der Datenverar-
beitung aus Gründen, die sich aus der besonderen Situa-
tion der betroffenen Person ergeben, unter der unten ge-
nannten Adresse widersprochen werden. 

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die informa HIS 
GmbH zu Ihrer Person, zu Ihrem Fahrzeug oder zu Ihrem Ge-
bäude gespeichert hat und an wen welche Daten übermittelt 
worden sind, teilt Ihnen die informa HIS GmbH dies gerne mit. 
Sie können dort unentgeltlich eine sog. Selbstauskunft anfor-
dern. Wir bitten Sie, zu berücksichtigen, dass die informa HIS 
GmbH aus datenschutzrechtlichen Gründen keinerlei telefoni-
sche Auskünfte erteilen darf, da eine eindeutige Identifizierung 
Ihrer Person am Telefon nicht möglich ist. Um einen Miss-
brauch durch Dritte zu vermeiden, benötigt die informa HIS 
GmbH folgende Angaben von Ihnen: 
 Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum 
 Aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und 

Ort) sowie ggf. Voranschriften der letzten fünf Jahre 
 Ggf. FIN des Fahrzeugs. Bei Anfragen zum Fahrzeug ist die 

Beifügung einer Kopie der Zulassungsbescheinigung Teil I o-
der Teil II zum Nachweis der Haltereigenschaft erforderlich. 

 Bei Anfragen zum Gebäude ist die Beifügung des letzten 

Versicherungsscheins oder eines sonstigen Dokuments erfor-
derlich, das das Eigentum belegt (z. B. Kopie des Grundbuch-
auszugs oder Kaufvertrags). 

Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises 
(Vorder- und Rückseite) beifügen, erleichtern Sie der informa 
HIS GmbH die Identifizierung Ihrer Person und vermeiden da-
mit mögliche Rückfragen. Sie können die Selbstauskunft auch 
via Internet unter: www.infoma-HIS.de/selbstauskunft/ bei der 
informa HIS GmbH beantragen. 
Kontaktdaten des Unternehmens und des Datenschutzbe-
auftragten 
Informa HIS GmbH, Kreuzberger Ring 68, 65205 Wiesbaden, 
Telefon: 0611/880870-0 
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der informa HIS 
GmbH ist zudem unter der o. a. Anschrift, zu Hd. Abteilung Da-
tenschutz, oder per E-Mail unter folgender Adresse erreichbar: 
datenschutz@informa-his.de. 

C SCHUFA 
Information gemäß Artikel 14 DSGVO 
1. Name und Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle 

sowie des betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden,  
Telefon: +49 (0)611-92780 
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der SCHUFA ist unter 
der o. g. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz oder per  
E-Mail unter datenschutz@schufa.de erreichbar. 
2. Datenverarbeitung durch die SCHUFA 
2.1 Zwecke der Datenverarbeitung und berechtigte Inte-

ressen, die von der SCHUFA oder einem Dritten ver-
folgt werden 

Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten, um berech-
tigten Empfängern Informationen zur Beurteilung der Kredit-
würdigkeit von natürlichen und juristischen Personen zu geben. 
Hierzu werden auch Scorewerte errechnet und übermittelt. Sie 
stellt die Informationen nur dann zur Verfügung, wenn ein be-
rechtigtes  
Interesse hieran im Einzelfall glaubhaft dargelegt wurde und 
eine Verarbeitung nach Abwägung aller Interessen zulässig ist. 
Das berechtigte Interesse ist insbesondere vor Eingehung von 
Geschäften mit finanziellem Ausfallrisiko gegeben. Die Kredit-
würdigkeitsprüfung dient der Bewahrung der Empfänger vor 
Verlusten im Kreditgeschäft und eröffnet gleichzeitig die Mög-
lichkeit, Kreditnehmer durch Beratung vor einer übermäßigen 
Verschuldung zu bewahren. Die Verarbeitung der Daten erfolgt 
darüber hinaus zur Betrugsprävention, Seriositätsprüfung, Geld-
wäscheprävention, Identitäts- und Altersprüfung, Anschriftener-
mittlung, Kunden-betreuung oder Risikosteuerung sowie der 
Tarifierung oder Konditionierung. Über etwaige Änderungen 
der Zwecke der Datenverarbeitung wird die SCHUFA gemäß 
Artikel 14 Absatz 4 DSGVO informieren. 
2.2 Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung 
Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten auf Grund-
lage der Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung. Die 
Verarbeitung erfolgt auf Basis von Einwilligungen sowie auf 
Grundlage des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe f DSGVO, soweit 
die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen des 
Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist und nicht 
die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der be-
troffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten er-
fordern, überwiegen. Einwilligungen können jederzeit gegen-
über dem betreffenden Vertragspartner widerrufen werden. Dies 
gilt auch für Einwilligungen, die bereits vor Inkrafttreten der 
DSGVO erteilt wurden. Der Widerruf der Einwilligung berührt 
nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf verarbeiteten 
personenbezogenen Daten. 
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2.3 Herkunft der Daten 
Die SCHUFA erhält ihre Daten von ihren Vertragspartnern. 
Dies sind im europäischen Wirtschaftsraum und in der Schweiz 
sowie ggf. weiteren Drittländern (sofern zu diesen ein entspre-
chender Angemessenheitsbeschluss der Europäischen Kommis-
sion existiert) ansässige Institute, Finanzunternehmen und Zah-
lungsdienstleister, die ein finanzielles Ausfallrisiko tragen (z. B. 
Banken, Sparkassen, Genossenschaftsbanken, Kreditkarten-, 
Factoring- und Leasingunternehmen) sowie weitere Vertrags-
partner, die zu den unter Ziffer 2.1 genannten Zwecken Produkte 
der SCHUFA nutzen, insbesondere aus dem (Versand-)Handels-, 
eCommerce-, Dienstleistungs-, Vermietungs-, Energieversor-
gungs-, Telekommunikations-, Versicherungs- oder Inkassobe-
reich. Darüber hinaus verarbeitet die SCHUFA Informationen 
aus allgemein zugänglichen Quellen wie öffentlichen Verzeich-
nissen und amt-lichen Bekanntmachungen (Schuldnerverzeich-
nisse, Insolvenzbekanntmachungen). 

2.4 Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet 
werden (Personendaten, Zahlungsverhalten und Ver-
tragstreue) 

 Personendaten, z. B. Name (ggf. auch vorherige Namen, die 
auf gesonderten Antrag beauskunftet werden), Vorname, Ge-
burtsdatum, Geburtsort, Anschrift, frühere Anschriften 

 Informationen über die Aufnahme und vertragsgemäße 
Durchführung eines Geschäftes (z. B. Girokonten, Ratenkre-
dite, Kreditkarten, Pfändungsschutzkonten, Basiskonten) 

 Informationen über unbestrittene, fällige und mehrfach ange-
mahnte oder titulierte Forderungen sowie deren Erledigung 

 Informationen zu missbräuchlichem oder sonstigen betrügeri-
schem Verhalten wie Identitäts- oder Bonitätstäuschungen 

 Informationen aus öffentlichen Verzeichnissen und amtlichen 
Bekanntmachungen  

 Scorewerte 
2.5 Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 

Daten 
Empfänger sind im europäischen Wirtschaftsraum, in der 
Schweiz sowie ggf. weiteren Drittländern (sofern zu diesen ein 
entsprechender Angemessenheits-beschluss der Europäischen 
Kommission existiert) ansässige Vertragspartner  
gemäß Ziffer 2.3. Weitere Empfänger können externe Auftrag-
nehmer der SCHUFA nach Artikel 28 DSGVO sowie externe 
und interne SCHUFA-Stellen sein. Die SCHUFA unterliegt zu-
dem den gesetzlichen Eingriffsbefugnissen staatlicher Stellen. 
2.6 Dauer der Datenspeicherung 
Die SCHUFA speichert Informationen über Personen nur für 
eine bestimmte Zeit. 
Maßgebliches Kriterium für die Festlegung dieser Zeit ist die 
Erforderlichkeit. Für eine Prüfung der Erforderlichkeit der wei-
teren Speicherung bzw. die Löschung personenbezogener Daten 
hat die SCHUFA Regelfristen festgelegt. Danach beträgt die 
grundsätzliche Speicherdauer von personenbezogenen Daten je-
weils drei Jahre taggenau nach deren Erledigung. Davon abwei-
chend werden z. B. gelöscht: 
 Angaben über Anfragen nach zwölf Monaten taggenau 
 Informationen über störungsfreie Vertragsdaten über Konten, 

die ohne die damit begründete Forderung dokumentiert wer-
den (z. B. Girokonten, Kreditkarten,  
Telekommunikationskonten oder Energiekonten), Informatio-
nen über Verträge,  
bei denen die Evidenzprüfung gesetzlich vorgesehen ist (z. B. 
Pfändungsschutz-konten, Basiskonten) sowie Bürgschaften 
und Handelskonten, die kreditorisch geführt werden, unmittel-
bar nach Bekanntgabe der Beendigung. 

 Daten aus den Schuldnerverzeichnissen der zentralen Voll-
streckungsgerichte nach drei Jahren taggenau, jedoch vorzei-
tig, wenn der SCHUFA eine Löschung durch das zentrale 
Vollstreckungsgericht nachgewiesen wird 

 Informationen über Verbraucher-/Insolvenzverfahren oder 
Restschuldbefreiungsverfahren taggenau drei Jahre nach Be-
endigung des Insolvenzverfahrens oder Erteilung der Rest-
schuldbefreiung. In besonders gelagerten Einzelfällen kann 
auch abweichend eine frühere Löschung erfolgen. 

 Informationen über die Abweisung eines Insolvenzantrages 
mangels Masse, die Aufhebung der Sicherungsmaßnahmen o-
der über die Versagung der Restschuldbefreiung taggenau 
nach drei Jahren. 

 Personenbezogene Voranschriften bleiben taggenau drei 
Jahre gespeichert; danach erfolgt die Prüfung der Erforder-
lichkeit der fortwährenden Speicherung für weitere drei 
Jahre. Danach werden sie taggenau gelöscht, sofern nicht 
zum Zwecke der Identifizierung eine länger währende Spei-
cherung erforderlich ist. 

3. Betroffenenrechte 
Jede betroffene Person hat gegenüber der SCHUFA das Recht 
auf Auskunft nach Artikel 15 DSGVO, das Recht auf Berichti-
gung nach Artikel 16 DSGVO, das Recht auf Löschung nach 
Artikel 17 DSGVO und das Recht auf Einschränkung der Verar-
beitung nach Artikel 18 DSGVO. Die SCHUFA hat für Anlie-
gen von betroffenen Personen ein Privatkunden ServiceCenter 
eingerichtet, das schriftlich unter  
SCHUFA Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, Postfach 
10 34 41,  
50474 Köln, telefonisch unter +49 (0) 6 11-92 78 0 und über ein 
Internet-Formular unter www.schufa.de erreichbar ist. Darüber 
hinaus besteht die Möglichkeit,  
sich an die für die SCHUFA zuständige Aufsichtsbehörde, den 
Hessischen Datenschutzbeauftragten, zu wenden. Einwilligun-
gen können jederzeit gegenüber dem betreffenden Vertrags-
partner widerrufen werden. 

Nach Artikel 21 Absatz 1 DSGVO kann der Datenverar-
beitung aus Gründen, die sich aus der besonderen Situa-
tion der betroffenen Person ergeben, widersprochen wer-
den. 
Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und ist zu rich-
ten an 
SCHUFA Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, Post-
fach 10 34 41, 50474 Köln. 

Profilbildung (Scoring) 

Die SCHUFA-Auskunft kann um sogenannte Scorewerte er-
gänzt werden. Beim Scoring wird anhand von gesammelten In-
formationen und Erfahrungen aus der Vergangenheit eine Prog-
nose über zukünftige Ereignisse erstellt. Die Berechnung aller 
Scorewerte erfolgt bei der SCHUFA grundsätzlich auf Basis der 
zu einer betroffenen Person bei der SCHUFA gespeicherten In-
formationen, die auch in der Auskunft nach Artikel 15 DSGVO 
ausgewiesen werden. Darüber hinaus berücksichtigt die 
SCHUFA beim Scoring die Bestimmungen § 31 BDSG. An-
hand der zu einer Person gespeicherten Einträge erfolgt eine Zu-
ordnung zu statistischen Personengruppen, die in der Vergan-
genheit ähnliche Einträge aufwiesen. Das verwendete Verfahren 
wird als »logistische Regression« bezeichnet und ist eine fun-
dierte, seit langem praxiserprobte, mathematisch-statistische 
Methode zur Prognose von Risikowahrscheinlichkeiten. 
Folgende Datenarten werden bei der SCHUFA zur Scoreberech-
nung verwendet, wobei nicht jede Datenart auch in jede ein-
zelne Scoreberechnung mit einfließt: Allgemeine Daten (z. B. 
Geburtsdatum, Geschlecht oder Anzahl im Geschäftsverkehr 
verwendeter Anschriften), bisherige Zahlungsstörungen, Kre-
ditaktivität letztes Jahr, Kreditnutzung, Länge Kredithistorie so-
wie Anschriftendaten (nur wenn wenige personenbezogene kre-
ditrelevante Informationen vorliegen). Bestimmte Informatio-
nen werden weder gespeichert noch bei der Berechnung von 
Scorewerten berücksichtigt, z. B.: Angaben zur 
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Staatsangehörigkeit oder besondere Kategorien personenbezo-
gener Daten wie ethnische Herkunft oder Angaben zu politi-
schen oder religiösen Einstellungen nach Artikel 9 DSGVO. 
Auch die Geltendmachung von Rechten nach der DSGVO, also 
z. B. die Einsichtnahme in die bei der SCHUFA gespeicherten 
Informationen nach Artikel 15 DSGVO, hat keinen Einfluss auf 
die Scoreberechnung. 
Die übermittelten Scorewerte unterstützen die Vertragspartner 
bei der Entscheidungsfindung und gehen dort in das Risikoma-
nagement ein. Die Risikoeinschätzung und Beurteilung der Kre-
ditwürdigkeit erfolgt allein durch den direkten Geschäfts-
partner, da nur dieser über zahlreiche zusätzliche Informationen 
– zum Beispiel aus einem Kreditantrag – verfügt. Dies gilt 
selbst dann, wenn er sich einzig auf die von der SCHUFA gelie-
ferten Informationen und Scorewerte verlässt. Ein SCHUFA-
Score alleine ist jedenfalls kein hinreichender Grund einen Ver-
tragsabschluss abzulehnen. 
Weitere Informationen zum Kreditwürdigkeitsscoring oder zur 
Erkennung auffälliger Sachverhalte sind unter www.scoring-
wissen.de erhältlich. 

D infoscore Consumer data GmbH (»ICD«) 
Information gemäß Artikel 14 DSGVO 
1. Name und Kontaktdaten der ICD (verantwortliche 

Stelle) sowie des  
betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

infoscore Consumer Data GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Ba-
den-Baden 
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der ICD ist unter der 
o. a. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz, oder per E-
Mail unter datenschutz@arvato-infoscore.de erreichbar. 
2. Zwecke der Datenverarbeitung der ICD 
Die ICD verarbeitet und speichert personenbezogene Daten, um 
ihren Vertragspartnern Informationen zur Beurteilung der Kre-
ditwürdigkeit von natürlichen und juristischen Personen sowie 
zur Prüfung der Erreichbarkeit von Personen unter den von die-
sen angegebenen Adressen zu geben. Hierzu werden auch Wahr-
scheinlichkeits- bzw. Scoringwerte errechnet und übermittelt. 
Solche Auskünfte sind notwendig und erlaubt, um das Zahlungs-
ausfallrisiko z. B. bei einer Kreditvergabe, beim Rechnungskauf 
oder bei Abschluss eines Versicherungsvertrages vorab einschät-
zen zu können. Die Datenverarbeitung und die darauf basieren-
den Auskunftserteilungen der ICD dienen gleichzeitig der Be-
wahrung der Auskunftsempfänger vor wirtschaftlichen Verlusten 
und schützen Verbraucher gleichzeitig vor der Gefahr der über-
mäßigen Verschuldung. Die Verarbeitung der Daten erfolgt dar-
über hinaus zur Betrugsprävention, zur Risikosteuerung, zur 
Festlegung von Zahlarten oder Konditionen sowie zur Tarifie-
rung. 
3. Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung der ICD 
Die ICD ist ein Auskunfteiunternehmen, das als solches bei der 
zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde gemeldet ist. Die Ver-
arbeitung der Daten durch die ICD erfolgt auf Basis einer Ein-
willigung gemäß Artikel 6 Absatz 1 a i. V. m. Artikel 7 Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO) oder auf Grundlage des Arti-
kel 6 Absatz 1 f DSGVO, soweit die Verarbeitung zur Wahrung 
der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines 
Dritten erforderlich ist und sofern die Interessen und Grundfrei-
heiten der betroffenen Person, die den Schutz personen-bezoge-
ner Daten erfordern, nicht überwiegen. Die ICD stellt ihren Ver-
tragspartnern die Informationen nur dann zur Verfügung, wenn 
eine Einwilligung des Betroffenen vorliegt oder von den Ver-
tragspartnern ein berechtigtes Interesse hieran im Einzelfall 
glaubhaft dargelegt wurde und eine Verarbeitung nach Abwä-
gung aller Interessen zulässig ist. Das berechtigte Interesse ist 
insbesondere vor Eingehung von Geschäften mit wirtschaftli-
chem Risiko gegeben (z. B. Rechnungskauf, Kreditvergabe, 

Abschluss eines Mobilfunk-, Festnetz- oder Versicherungsver-
trages). 
4. Kategorien der personenbezogenen Daten der ICD 
Von der ICD werden personenbezogene Daten (Name, Vorname, 
Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften), Informationen 
zum vertragswidrigen Zahlungsverhalten (siehe auch Ziffer 5), 
zu Schuldnerverzeichniseintragungen, (Privat-)Insolvenzverfah-
ren und zur (Nicht-)Erreichbarkeit unter der angegebenen Ad-
resse sowie entsprechende Scorewerte verarbeitet bzw. gespei-
chert. 
5. Herkunft der Daten der ICD 
Die Daten der ICD stammen aus den amtlichen Insolvenzveröf-
fentlichungen sowie den Schuldnerverzeichnissen, die bei den 
zentralen Vollstreckungsgerichten geführt werden. Dazu kom-
men Informationen von Vertragspartnern der ICD über vertrags-
widriges Zahlungsverhalten basierend auf gerichtlichen sowie 
außergerichtlichen Inkassomaßnahmen. Darüber hinaus werden 
personenbezogene Daten (Name, Vorname, Geburtsdatum, An-
schrift, frühere Anschriften) aus den Anfragen von Vertragspart-
nern der ICD gespeichert. 
6. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 

Daten der ICD 
Empfänger sind ausschließlich Vertragspartner der ICD. Dies 
sind insbesondere Unternehmen, die ein wirtschaftliches Risiko 
tragen und ihren Sitz im europäischen Wirtschaftsraum, in Groß-
britannien und in der Schweiz haben. Es handelt sich dabei im 
Wesentlichen um Versandhandels- bzw. eCommerce-, Telekom-
munikations- und Versicherungsunternehmen, Finanzdienstleis-
ter (z. B. Banken, Kreditkartenanbieter), Energieversorgungs- 
und Dienstleistungsunternehmen. Darüber hinaus gehören zu 
den Vertragspartnern der ICD Unternehmen, die Forderungen 
einziehen, wie etwa Inkassounternehmen, Abrechnungsstellen o-
der Rechtsanwälte. 
7. Dauer der Datenspeicherung der ICD 
Die ICD speichert Informationen über Personen nur für eine be-
stimmte Zeit, nämlich solange, wie deren Speicherung i.S.d. Ar-
tikel 17 Absatz 1 lit. a) DSGVO notwendig ist. 
 Die bei ICD zur Anwendung kommenden Prüf- und Lösch-

fristen entsprechen einer Selbstverpflichtung (Code of 
Conduct) der im Verband Die Wirtschaftsauskunfteien e.V. 
zusammengeschlossenen Auskunfteiunternehmen. 

 Informationen über fällige und unbestrittene Forderungen 
bleiben gespeichert, so lange deren Ausgleich nicht bekannt 
gegeben wurde; die Erforderlichkeit der fortwährenden Spei-
cherung wird jeweils taggenau nach vier Jahren überprüft. 
Wird der Ausgleich der Forderung bekannt gegeben, erfolgt 
eine Löschung der personenbezogenen Daten taggenau drei 
Jahre danach. 

 Daten aus den Schuldnerverzeichnissen der zentralen Vollstre-
ckungsgerichte (Eintragungen nach § 882 c Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 – 3 ZPO) werden taggenau nach drei Jahren gelöscht, je-
doch vorzeitig, wenn der ICD eine Löschung durch das zent-
rale Vollstreckungsgericht nachgewiesen wird. 

 Informationen über Verbraucher-/Insolvenzverfahren oder 
Restschuldbefreiungsverfahren werden taggenau drei Jahre 
nach Beendigung des Insolvenzverfahrens oder nach Erteilung 
oder Versagung der Restschuldbefreiung gelöscht. 

 Informationen über die Abweisung eines Insolvenzantrages 
mangels Masse, die Aufhebung der Sicherungsmaßnahmen o-
der über die Versagung der Restschuld-befreiung werden tag-
genau nach drei Jahren gelöscht. 

 Angaben über Anfragen werden spätestens taggenau nach drei 
Jahren gelöscht. 

 Voranschriften bleiben taggenau drei Jahre gespeichert; da-
nach erfolgt die Prüfung der Erforderlichkeit der fortwähren-
den Speicherung für weitere drei Jahre. Danach werden sie 
taggenau gelöscht, sofern nicht zum Zwecke der 
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Identifizierung eine länger währende Speicherung erforderlich 
ist. 

8. Betroffenenrechte gegenüber der ICD 
Jede betroffene Person hat gegenüber der ICD das Recht auf 
Auskunft nach  
Artikel 15 DSGVO, das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 
DSGVO, das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DSGVO, das 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 
DSGVO. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an die für 
die ICD zuständige Aufsichtsbehörde – Der Landesdatenschutz-
beauftragte für den Datenschutz Baden-Württemberg, Kö-
nigstr. 10a, 70173 Stuttgart – zu wenden. Einwilligungen können 
jederzeit gegenüber dem betreffenden Vertragspartner widerru-
fen werden. Dies gilt auch für Einwilligungen, die bereits vor In-
krafttreten der DSGVO erteilt wurden. Der Widerruf der Einwil-
ligung berührt nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf 
verarbeiteten personenbezogenen Daten. 

Nach Artikel 21 Absatz 1 DSGVO kann der Datenverarbei-
tung aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation 
der betroffenen Person ergeben, gegenüber der ICD wider-
sprochen werden. 

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die ICD zu Ihrer Person 
gespeichert und an wen sie welche Daten übermittelt hat, teilt 
Ihnen die ICD das gerne im Rahmen einer unentgeltlichen 
schriftlichen Selbstauskunft mit. Die ICD bittet um Ihr Verständ-
nis, dass sie aus datenschutzrechtlichen Gründen keinerlei telefo-
nische Auskünfte erteilen darf, da eine eindeutige Identifizierung 
Ihrer Person am Telefon nicht möglich ist. Um einen Missbrauch 
des Auskunftsrechts durch Dritte zu vermeiden, benötigt die ICD 
folgende Angaben von Ihnen: Name (ggf. Geburtsname), Vor-
name(n), Geburtsdatum, Aktuelle Anschrift (Straße, Hausnum-
mer, Postleitzahl und Ort), ggf. Voranschriften der letzten fünf 
Jahre (dies dient der Vollständigkeit der zu erteilenden Aus-
kunft). 
Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises 
beifügen, erleichtern Sie der ICD die Identifizierung Ihrer Per-
son und vermeiden damit mögliche Rück-fragen. Sie können die 
Selbstauskunft auch via Internet unter  
https://www.arvato.com/finance/de/verbraucher/selbstaus-
kunft/selbstauskunft-anfordern.html beantragen. 
9. Profilbildung/Profiling/Scoring 
Die ICD-Auskunft kann um sogenannte Scorewerte ergänzt wer-
den. Beim Scoring der ICD wird anhand von Informationen und 
Erfahrungen aus der Vergangenheit eine Prognose insbesondere 
über Zahlungswahrscheinlichkeiten erstellt. Das Scoring basiert 
primär auf Basis der zu einer betroffenen Person bei der ICD ge-
speicherten Informationen. Anhand dieser Daten, von adressbe-
zogenen Daten sowie von Anschriftendaten erfolgt auf Basis ma-
thematisch-statistischer Verfahren (insbes. Verfahren der logisti-
schen Regression) eine Zuordnung zu Personengruppen, die in 
der Vergangenheit ähnliches Zahlungsverhalten aufwiesen. 
Folgende Datenarten werden bei der ICD für das Scoring ver-
wendet, wobei nicht jede Datenart auch in jede einzelne Berech-
nung mit einfließt: Daten zum vertragswidrigen Zahlungsverhal-
ten (siehe Ziffer 4. u. 5.), zu Schuldnerverzeichnis-Eintragungen 
und Insolvenzverfahren (siehe Ziffer 4. u. 5.), Geschlecht und 
Alter der Person, adressbezogene Daten (Bekanntsein des Na-
mens bzw. des Haushalts an der Adresse, Anzahl bekannter Per-
sonen im Haushalt (Haushaltsstruktur), Bekanntsein der Ad-
resse), Anschriftendaten (Informationen zu vertragswidrigem 
Zahlungsverhalten in Ihrem Wohnumfeld (Straße/Haus)), Daten 
aus Anfragen von Vertragspartnern der ICD. 
 
Besondere Kategorien von Daten i. S. d. Artikel 9 DSGVO (z. B. 
Angaben zur Staatsangehörigkeit, ethnischen Herkunft oder zu 
politischen oder religiösen Einstellungen) werden von ICD 

weder gespeichert noch bei der Berechnung von Wahrschein-
lichkeitswerten berücksichtigt. Auch die Geltendmachung von 
Rechten nach der DSGVO, also z. B. die Einsichtnahme in die 
bei der ICD gespeicherten Informationen nach Artikel 15 
DSGVO, hat keinen Einfluss auf das Scoring. 
Die ICD selbst trifft keine Entscheidungen über den Abschluss 
eines Rechtsgeschäfts oder dessen Rahmenbedingungen (wie 
z. B. angebotene Zahlarten), sie unterstützt die ihr angeschlosse-
nen Vertragspartner lediglich mit ihren Informationen bei der 
dies-bezüglichen Entscheidungsfindung. Die Risikoeinschätzung 
und Beurteilung der Kreditwürdigkeit sowie die darauf basie-
rende Entscheidung erfolgt allein durch Ihren Geschäftspartner. 

E Creditreform 
Information für Betroffene gemäß Artikel 14 DSGVO 
Verantwortlich im Sinne des Artikel 4 Nr. 7 EU-DSGVO ist die 
Creditreform Bad Homburg/Limburg Fritscher und Schmitt KG, 
Horexstraße 3, 61352 Bad Homburg, Tel. 06172-9860-0, Fax 
06172-9860-10, E-Mail info@bad-homburg.creditreform.de. 
Unseren Datenschutzbeauftragten Michael Vosberg erreichen 
Sie unter Tel. 06172-9860-39, Fax 06172-9860-9539, E-Mail 
m.vosberg@bad-homburg.creditreform.de 
In unserer Datenbank werden insbesondere Angaben gespei-
chert über den Namen, die Firmierung, die Anschrift, den Fami-
lienstand, die berufliche Tätigkeit und die Vermögensverhält-
nisse, etwaige Verbindlichkeiten sowie Hinweise zum Zah-
lungsverhalten. 
Die Daten stammen zum Teil aus öffentlich zugänglichen Quel-
len wie öffentlichen Registern, dem Internet, der Presse und 
sonstigen Medien sowie aus der Übermittlung von Daten über 
offene Forderungen. 
Zweck der Verarbeitung der erhobenen Daten ist die Erteilung 
von Auskünften über die Kreditwürdigkeit der angefragten Per-
son/Firma einschließlich sonstiger bonitätsrelevanter Informati-
onen. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Artikel 6 Ab-
satz 1f) EU-DSGVO. 
Auskünfte über die bei uns gespeicherten Daten dürfen gemäß 
Artikel 6 Absatz 1f) EU-DSGVO nur erteilt werden, wenn ein 
Kunde ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis dieser Infor-
mationen glaubhaft darlegt. Sofern Daten in Staaten außerhalb 
der EU übermittelt werden, erfolgt dies auf Basis der sog. Stan-
dardvertragsklauseln, die Sie unter folgendem Link 
https://www.lda.bayern.de/media/eu_standardvertragsklau-
seln.pdf einsehen oder sich zusenden lassen können. 
Berechtigte Interessen im vorgenannten Sinn können sein: Kre-
ditentscheidung, Geschäftsanbahnung, Beteiligungsverhältnisse, 
Forderung, Bonitätsprüfung, Versicherungsvertrag, überfällige 
Forderung, Vollstreckungsauskunft. 
Zu unseren Kunden zählen sowohl im Inland als auch im Aus-
land tätige Kredit-institute, Leasinggesellschaften, Versicherun-
gen, Telekommunikationsunternehmen, Unternehmen des For-
derungsmanagements, Versand-, Groß- und Einzelhandelsfir-
men sowie andere Unternehmen, die Waren oder Dienstleistun-
gen gegen Rechnung liefern bzw. erbringen. Im Rahmen der ge-
setzlichen Bestimmungen wird ein Teil der in der Wirtschafts-
datenbank vorhandenen Daten auch für die Belieferung anderer 
Firmendatenbanken, u. a. zur Nutzung für Adresshandels- und 
Werbe-zwecke, sowie die Herstellung entsprechender Datenträ-
ger genutzt. 
Die Daten werden solange gespeichert, wie ihre Kenntnis für 
die Erfüllung des Zwecks der Speicherung notwendig ist. Not-
wendig ist die Kenntnis in der Regel für eine Speicherdauer von 
zunächst vier Jahren. Nach Ablauf wird geprüft, ob eine Spei-
cherung weiterhin notwendig ist, andernfalls werden die Daten 
taggenau gelöscht. Im Falle der Erledigung eines Sachverhalts 
werden die Daten drei Jahre nach Erledigung taggenau gelöscht. 
Eintragungen im Schuldnerverzeichnis werden gemäß § 882 e 
ZPO nach Ablauf von drei Jahren seit dem Tag der 
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Eintragungsanordnung taggenau gelöscht. Weitere Einzelheiten 
können Sie den vom Verband »Die Wirtschaftsauskunfteien 
e.V.« aufgestellten »Verhaltensregeln für die Prüf- und Lösch-
fristen von personenbezogenen Daten durch die deutschen Wirt-
schaftsauskunfteien« entnehmen. 
Sie haben ein Recht auf Auskunft über die bei uns zu Ihrer Per-
son gespeicherten Daten. Soweit die über Sie gespeicherten Da-
ten falsch sein sollten, haben Sie einen Anspruch auf Berichti-
gung oder Löschung. Kann nicht sofort festgestellt werden, ob 
die Daten falsch oder richtig sind, haben Sie bis zur Klärung ei-
nen Anspruch auf Sperrung der Daten. Sind Ihre Daten unvoll-
ständig, so haben Sie einen Anspruch auf Vervollständigung der 
Daten. 
Sofern Sie Ihre Einwilligung zur Verarbeitung der von uns ge-
speicherten Daten gegeben haben, haben Sie das Recht, diese 
Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf wird 
die Rechtmäßigkeit der aufgrund Ihrer Einwilligung bis zu ei-
nem etwaigen Widerruf erfolgten Verarbeitung Ihrer Daten 
nicht berührt. 
Sie können sich über die Verarbeitung der Daten durch uns bei 
dem für Ihr Bundesland zuständigen Landesbeauftragten für 
Datenschutz beschweren. 
Die Übermittlung Ihrer Daten an uns ist weder gesetzlich noch 
vertraglich vorgeschrieben oder für einen Vertragsschluss erfor-
derlich. Sie sind nicht verpflichtet, uns die gewünschten Daten 
zu überlassen. Geben Sie uns Ihre Daten nicht, kann dieser Um-
stand Ihrem Kreditgeber oder Lieferanten die Beurteilung Ihrer 
Kreditwürdigkeit erschweren  
oder unmöglich machen, was wiederum zur Folge haben kann, 
dass Ihnen ein Kredit oder eine Vorleistung des Lieferanten ver-
weigert wird. 
Widerspruchsrecht: 
Die Verarbeitung der bei uns gespeicherten Daten erfolgt aus 
zwingenden schutzwürdigen Gründen des Gläubiger- und Kre-
ditschutzes, die Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten regelmä-
ßig überwiegen, oder dient der Geltendmachung, Ausübung o-
der Verteidigung von Rechtsansprüchen. Nur bei Gründen, die 
sich aus einer bei Ihnen vorliegenden besonderen Situation er-
geben und nachgewiesen werden müssen, können Sie der Verar-
beitung Ihrer Daten widersprechen. Liegen solche besonderen 
Gründe nachweislich vor, werden die Daten nicht mehr verar-
beitet. 

F Einwilligung in die Erhebung und  
Verwendung von Gesundheitsdaten und ge-
schützter Daten gemäß § 203 StGB sowie 
Schweigepflichtentbindungserklärung 

Die Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes, des Bundes-
datenschutzgesetzes sowie anderer Datenschutzvorschriften ent-
halten keine ausreichenden Rechtsgrundlagen für die Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung von Gesundheitsdaten durch Versi-
cherungen. Um Ihre Gesundheitsdaten für diesen Antrag/diese 
Angebotsanforderung und den Vertrag erheben und verwenden 
zu dürfen, benötigt die ALTE LEIPZIGER daher Ihre daten-
schutzrechtliche(n) Einwilligung(en). 
Als Unternehmen der Unfallversicherung benötigt die ALTE 
LEIPZIGER ferner Ihre Schweigepflichtentbindung, um Ihre 
Gesundheitsdaten oder weitere nach § 203 Strafgesetzbuch ge-
schützte Daten, wie z. B. die Tatsache, dass ein Vertrag mit 
Ihnen besteht, an andere Stellen, z. B. Assistance-Dienstleister, 
Rückversicherer, Hinweis- und Informationssystem (HIS) wei-
terleiten zu dürfen. 
Es steht Ihnen frei, die Einwilligung/Schweigepflichtentbindung 
nicht abzugeben oder jederzeit später mit Wirkung für die Zu-
kunft unter der oben angegebenen Adresse zu widerrufen. Wir 
weisen jedoch darauf hin, dass die Leistungsbearbeitung bei ei-
nem Unfallversicherungsvertrag ohne Verarbeitung von 

Gesundheitsdaten in der Regel nicht möglich sein wird. 
Die Erklärungen betreffen den Umgang mit Ihren Gesundheits-
daten und sonstiger nach § 203 StGB geschützter Daten durch 
die ALTE LEIPZIGER selbst (unter 1), bei der Weitergabe an 
Stellen außerhalb der ALTE LEIPZIGER (unter 2) und wenn 
der Vertrag nicht zustande kommt (unter 3). 
Die Erklärungen gelten für die von Ihnen gesetzlich vertretenen 
Personen wie Ihre Kinder, soweit diese die Tragweite dieser Ein-
willigung nicht erkennen und daher keine eigenen Erklärungen 
abgeben können 
1. Erhebung, Speicherung und Nutzung der von Ihnen 

mitgeteilten Gesundheitsdaten durch die  
ALTE LEIPZIGER 

Ich willige ein, dass die ALTE LEIPZIGER die von mir in 
diesem Antrag/dieser Angebotsanforderung und künftig mitge-
teilten Gesundheitsdaten erhebt, speichert und nutzt, soweit 
dies zur Antragsprüfung sowie zur Begründung, Durchführung 
oder Beendigung dieses Versicherungsvertrages erforderlich 
ist. 

2. Weitergabe Ihrer Gesundheitsdaten und weiterer nach 
§ 203 StGB geschützter Daten an Stellen außerhalb der 
ALTE LEIPZIGER 

Die ALTE LEIPZIGER verpflichtet die nachfolgenden Stellen 
vertraglich auf die Einhaltung des Datenschutzes und der Daten-
sicherheit. 
2.1 Übertragung von Aufgaben auf andere Stellen (Unter-

nehmen oder Personen) 
Die ALTE LEIPZIGER führt bestimmte Aufgaben, wie zum 
Beispiel die Risikoprüfung, die Leistungsfallbearbeitung oder 
die telefonische Kundenbetreuung, bei denen es zu einer Erhe-
bung, Verarbeitung oder Nutzung Ihrer Gesundheitsdaten kom-
men kann, nicht immer selbst durch, sondern überträgt die Erle-
digung einer anderen Gesellschaft im ALTE LEIPZIGER – 
HALLESCHE Konzern oder einer anderen Stelle. Werden hier-
bei Ihre nach § 203 StGB geschützten Daten weitergegeben, be-
nötigt die ALTE LEIPZIGER Ihre Schweigepflichtentbindung 
für sich und soweit erforderlich für die anderen Stellen. 
Die ALTE LEIPZIGER führt eine fortlaufend aktualisierte 
Liste über die Stellen und Kategorien von Stellen, die vereinba-
rungsgemäß Gesundheitsdaten für die ALTE LEIPZIGER erhe-
ben, verarbeiten oder nutzen unter Angabe der übertragenen 
Aufgaben. Die zurzeit gültige Liste finden Sie unter Buchstabe 
B. Eine aktuelle Liste kann auch im Internet unter www.alte-
leipziger.de/dienstleisterliste.pdf eingesehen oder beim betriebli-
chen Datenschutzbeauftragten der ALTE LEIPZIGER (An-
schrift: Alte Leipziger-Platz 1, 61440 Oberursel, Telefon: 
06171 663927, E-Mail: datenschutz@alte-leipziger.de) angefor-
dert werden. Für die Weitergabe Ihrer Gesundheitsdaten an und 
die Verwendung durch die in der Liste genannten Stellen benö-
tigt die ALTE LEIPZIGER Ihre Einwilligung. 

Ich willige ein, dass die ALTE LEIPZIGER meine Gesund-
heitsdaten an die in der oben erwähnten Liste genannten Stel-
len übermittelt und dass die Gesundheitsdaten dort für die an-
geführten Zwecke im gleichen Umfang erhoben, verarbeitet 
und genutzt werden, wie die ALTE LEIPZIGER dies tun 
dürfte. Soweit erforderlich, entbinde ich die Mitarbeiter des 
ALTE LEIPZIGER– HALLESCHE Konzern und sonstiger 
Stellen im Hinblick auf die Weitergabe von Gesundheitsdaten 
und anderer nach § 203 StGB geschützter Daten von ihrer 
Schweigepflicht. 

2.2 Datenweitergabe an Rückversicherungen 
Um die Erfüllung Ihrer Ansprüche abzusichern, kann die ALTE 
LEIPZIGER Rückversicherungen einschalten, die das Risiko 
ganz oder teilweise übernehmen. In einigen Fällen bedienen sich 
die Rückversicherungen dafür weiterer Rückversicherungen, 
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denen sie ebenfalls Ihre Daten übergeben. Damit sich die Rück-
versicherung ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versi-
cherungsfall machen kann, ist es möglich, dass die ALTE 
LEIPZIGER Ihren Versicherungsantrag/Ihre Angebotsanforde-
rung oder Leistungsantrag der Rückversicherung vorlegt. Das ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die Versicherungssumme be-
sonders hoch ist oder es sich um ein schwierig einzustufendes 
Risiko handelt. 
Darüber hinaus ist es möglich, dass die Rückversicherung die 
ALTE LEIPZIGER aufgrund ihrer besonderen Sachkunde bei 
der Risiko- oder Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung von 
Verfahrensabläufen unterstützt. 
Haben Rückversicherungen die Absicherung des Risikos über-
nommen, können sie kontrollieren, ob die ALTE LEIPZIGER 
das Risiko bzw. einen Leistungsfall richtig eingeschätzt hat. 
Außerdem werden Daten über Ihre bestehenden Verträge und 
Anträge im erforderlichen Umfang an Rückversicherungen wei-
tergegeben, damit diese überprüfen können, ob und in welcher 
Höhe sie sich an dem Risiko beteiligen können. Zur Abrechnung 
von Prämienzahlungen und Leistungsfällen können Daten über 
Ihre bestehenden Verträge an Rückversicherungen weitergege-
ben werden. Zu den oben genannten Zwecken werden möglichst 
anonymisierte bzw. pseudonymisierte Daten, jedoch auch perso-
nenbezogene Gesundheitsangaben verwendet. 
Ihre personenbezogenen Daten werden von der Rückversiche-
rung nur zu den vorgenannten Zwecken verwendet. Über die 
Übermittlung Ihrer Gesundheitsdaten an eine Rückversicherung 
werden Sie durch die ALTE LEIPZIGER unterrichtet. 

Ich willige ein, dass meine Gesundheitsdaten – soweit erforder-
lich – an Rückversicherungen übermittelt und dort zu den ge-
nannten Zwecken verwendet werden. Soweit erforderlich, ent-
binde ich die für die ALTE LEIPZIGER tätigen Personen im 
Hinblick auf die Gesundheitsdaten und weiteren nach § 203 
StGB geschützter Daten von ihrer Schweigepflicht. 

2.3 Datenaustausch mit dem Hinweis- und Informations-
system (HIS) 

Die Versicherungswirtschaft nutzt zur genaueren Risiko- und 
Leistungsfalleinschätzung das Hinweis- und Informationssystem 
HIS, das derzeit die informa HIS GmbH (informa HIS GmbH, 
Kreuzberger Ring 68, 65205 Wiesbaden, www.informa-his.de) 
betreibt. Auffälligkeiten, die auf Versicherungsbetrug hindeuten 
könnten, und erhöhte Risiken kann die ALTE LEIPZIGER an 
das HIS melden. Die ALTE LEIPZIGER und andere Versiche-
rungen fragen Daten im Rahmen der Risiko- oder Leistungsprü-
fung aus dem HIS ab, wenn ein berechtigtes Interesse besteht.  
Zwar werden dabei keine Gesundheitsdaten weitergegeben, aber 
für eine Weitergabe Ihrer nach § 203 StGB geschützten Daten 
benötigt die ALTE LEIPZIGER Ihre Schweigepflichtentbin-
dung. Dies gilt unabhängig davon, ob der Vertrag mit Ihnen zu-
stande gekommen ist oder nicht. 
Ich entbinde die für die ALTE LEIPZIGER tätigen Personen 
von ihrer Schweigepflicht, soweit sie Daten aus der Antrags- o-
der Leistungsprüfung an den jeweiligen Betreiber des Hinweis- 
und Informationssystems (HIS) melden.  
Sofern es zur Prüfung der Leistungspflicht erforderlich ist, kön-
nen über das HIS Versicherungen ermittelt werden, mit denen 
Sie in der Vergangenheit in Kontakt gestanden haben, und die 
über sachdienliche Informationen verfügen könnten. Bei diesen 
können die zur weiteren Leistungsprüfung erforderlichen Daten 
erhoben werden. 
2.4 Datenweitergabe an selbstständige Vermittler 
Die ALTE LEIPZIGER gibt grundsätzlich keine Angaben zu 
Ihrer Gesundheit an selbstständige Vermittler weiter. Es kann 
aber in den folgenden Fällen dazu kommen, dass Daten, die 
Rückschlüsse auf Ihre Gesundheit zulassen, oder gemäß § 203 
StGB geschützte Informationen über Ihren Vertrag Versiche-
rungsvermittlern zur Kenntnis gegeben werden. 

Soweit es zu vertragsbezogenen Beratungszwecken erforderlich 
ist, kann der Sie betreuende Vermittler Informationen darüber 
erhalten, ob und ggf. unter welchen Voraussetzungen (z. B. An-
nahme mit Risikozuschlag, Ausschlüsse bestimmter Risiken) Ihr 
Vertrag angenommen werden kann. Der Vermittler, der Ihren 
Vertrag vermittelt hat, erfährt, dass und mit welchem Inhalt der 
Vertrag abgeschlossen wurde. Dabei erfährt er auch, ob Risiko-
zuschläge oder Ausschlüsse bestimmter Risiken vereinbart wur-
den. 
Bei einem Wechsel des Sie betreuenden Vermittlers auf einen 
anderen Vermittler kann es zur Übermittlung der Vertragsdaten 
mit den Informationen über bestehende Risikozuschläge und 
Ausschlüsse bestimmter Risiken an den neuen Vermittler kom-
men. Sie werden bei einem Wechsel des Sie betreuenden Ver-
mittlers auf einen anderen Vermittler vor der Weitergabe von 
Gesundheitsdaten informiert sowie auf Ihre Widerspruchsmög-
lichkeit hingewiesen.  

Ich willige ein, dass die ALTE LEIPZIGER meine Gesund-
heitsdaten und sonstigen nach § 203 StGB geschützten Daten 
in den oben genannten Fällen – soweit erforderlich – an den für 
mich zuständigen selbstständigen Versicherungsvermittler 
übermittelt und diese dort erhoben, gespeichert und zu Bera-
tungszwecken genutzt werden dürfen.  

Meine Einwilligung gilt entsprechend für die Datenweitergabe 
an und die Datenverarbeitung von Maklerpools oder anderen 
Dienstleistern (z. B. Betreiber von Vergleichssoftware, Makler-
verwaltungsprogrammen), die mein Vermittler zum Abschluss 
und zur Verwaltung meiner Versicherungsverträge einschaltet. 
Die betreffenden Dienstleister kann ich bei meinem Vermittler 
erfragen. 

3. Speicherung und Verwendung Ihrer Gesundheitsdaten, 
wenn der Vertrag nicht zustande kommt 

Kommt der Vertrag mit Ihnen nicht zustande, speichert die 
ALTE LEIPZIGER Ihre im Rahmen der Risikoprüfung erhobe-
nen Gesundheitsdaten für den Fall, dass Sie erneut Versiche-
rungsschutz beantragen. Außerdem ist es möglich, dass die 
ALTE LEIPZIGER zu Ihrem Antrag/Ihrer Angebotsanforde-
rung einen Vermerk an das Hinweis- und Informationssystem 
meldet, der an anfragende Versicherungen übermittelt wird. 
Die ALTE LEIPZIGER speichert Ihre Daten auch, um mögli-
che Anfragen weiterer Versicherungen beantworten zu können. 
Ihre Daten werden bei der ALTE LEIPZIGER und im Hinweis- 
und Informationssystem bis zum Ende des dritten Kalenderjah-
res nach dem Jahr der Antragstellung gespeichert. 

Ich willige ein, dass die ALTE LEIPZIGER meine Gesund-
heitsdaten, wenn der Vertrag nicht zustande kommt, für einen 
Zeitraum von drei Jahren ab dem Ende des Kalenderjahres der 
Antragstellung zu den oben genannten Zwecken speichert und 
nutzt. 

08
.2

02
1 



16 

 

Dienstleisterliste (Stand Januar 2022) 

Von den ALTE LEIPZIGER Gesellschaften 
beauftragte Dienstleister(-Kategorien)* 

Aufgaben, zu deren Bearbeitung personenbezogene Daten (z. B. Name,  
Adresse) an Dritte weitergegeben werden können 

Übertragene Aufgaben Auftragnehmer /  
Dienstleistungskategorien 

Adressprüfung Adressermittler, Einwohnermeldeämter 
Assistance und Pannenhilfe AvD Automobilclub 
Auskunftseinholung zur Antrags- 
und /oder Leistungsbearbeitung 

Wirtschaftsauskunfteien (SCHUFA 
Holding AG, Creditreform e.V., Arvato 
infoscore Consumer Data GmbH, Fo-
rum Finanzplanung GmbH, informa 
HIS GmbH), ESW Software Warda KG 
(Verstorbenenabgleich), Dienstleister 
zur Gebäudewertermittlung 

Beratung, treuhänderische Tätigkeiten, 
Tarifierung 

Beratungsunternehmen, Treuhänder, 
Aktuare 

Bestandsverwaltung und Schaden-bear-
beitung (Sachversicherung) 

Assekuradeure, Makler,  
HVR Hamburger Vermögensschaden-
Haftpflicht Risikomanagement GmbH 

Datenträger-/Aktenentsorgung Entsorgungsunternehmen 
Digitale Kommunikation Serviceware SE, Kauz GmbH, mailing-

work GmbH 
Durchführung von Web-Konferenzen 
und Bereitstellung einer Konferenz-
Plattform 

CSN. Communication Service Network 
GmbH 

Druck-/Kuvertierarbeiten, Briefabho-
lung und Versand 

Druckereien und Postdienstleister 

Endkundenplattform „fin4u“ Fundsaccess AG, BANKSapi GmbH 
Firmenkundenportal in der Betriebli-
chen Altersversorgung 

ePension GmbH & Co. KG 

Forderungsmanagement, gerichtliches 
und außergerichtliches Mahnverfahren, 
Beratung (juristisch), allgemeine 
Dienstleistung in begründeten Einzel-
fällen 

Rechtsanwälte Ohletz, 
Rechtsanwalt Andreas Conzelmann 
 

Immobilien Verwalter, Hausmeisterdienste, Abrech-
nungsunternehmen, Handwerker, Im-
mobilienmakler, IT-Dienstleister, Fach-
anwälte, Architekten, Projektentwickler 

IT-Dienstleistungen (Programmiertätig-
keiten, User-Help-Desk, Hard- und 
Softwareimplementierung und -unter-
stützung, Archivierung von aufbewah-
rungspflichtigen Daten, System-Bera-
tung und -Unterstützung) 

Externe IT-Dienstleistungsunternehmen 

Marktforschung (Marktanalysen, Ser-
vicestudien, Kundenbefragungen auch 
im Rahmen von Ratings) 

Marketing-/Marktforschungsunterneh-
men, Ratingagenturen,  
ASSEKURATA 

Rürup-Service, Rentenbezugsmittei-
lungs-Service, Zentralruf, Notruf 

Gesamtverband der Deutschen  
Versicherungswirtschaft e. V. (GDV) 

Prüfung von Kostenvoranschlägen,  
Rechnungen, Schadenware 

Prüfdienstleister, Sachverständige, 
Property€xpert GmbH, Control€xpert 
GmbH, Partnerwerkstätten, Restwert-
börsen, Eucon Digital GmbH 

Reparatur, Sanierung, Ersatz Handwerksbetriebe, Sanierer,  
Werkstätten, Mietwagenunternehmen 

Schaden-/Assistance-Dienstleistungen 
und Präventionsberatung  
(Cyber Gewerbe) 

Externe Cyber-Security-Unternehmen 

Vermittlung von Reparaturaufträgen DMS GmbH, riparo GmbH 

Aufgaben, zu deren Bearbeitung auch Gesundheitsdaten an Dritte  
weitergegeben werden können 

Übertragene Aufgaben Auftragnehmer /  
Dienstleistungskategorien 

Alle zum Geschäftsbetrieb der  
ALTE LEIPZIGER Pensionskasse AG 
und der ALTE LEIPZIGER Pensions-
fonds AG gehörenden Aufgaben 

ALTE LEIPZIGER  
Lebensversicherung a.G. 

Anforderung und Prüfung von Arztbe-
richten/Gutachten 

ACTINEO GmbH 

Schaden-/Assistance-Leistungen, Reha-
bilitationsmaßnahmen, Hilfs- und Pfle-
geleistungen 

Assistance-, Reha- und Pflege-Dienst-
leister  
(ROLAND Assistance GmbH, Malteser 
Hilfsdienst e.V.,  
Deutsche Assistance Service GmbH) 

Außenregulierung, berufskundliche  
Gutachten, Rückversicherung 

Rückversicherer, Mercur Grip,  
Regulierungsbeauftragte 

 
Erstellen von Sachverständigengutach-
ten, Schadenprüfung, Belegprüfung 

Sachverständige, Gutachter, Ärzte (inkl. 
Ärztlicher Dienst der ALTE LEIPZI-
GER Lebensversicherung a.G.) 

Juristische Beratung, Schadenbearbei-
tung 

Rechtsanwälte 

Regressbearbeitung, Außenregulierung Interschaden GmbH, REGU24 Service-
konzept AG, Twentyfour GmbH 

Schadenbearbeitung Schweitzer Gruppe GmbH 
Telefonischer Kundendienst Schaden Management Schweitzer 

GmbH 
Übersetzungen Übersetzungsbüros 

* Liste der Dienstleister gemäß Ihrer »Einwilligungs- und Schweigepflichtentbindungs-
erklärung« 

Datenverarbeitung in der ALH Gruppe 

Zur ALH Gruppe gehören folgende Gesellschaften 

 ALTE LEIPZIGER Lebensversicherung a.G. 
 HALLESCHE Krankenversicherung a.G. 
 ALTE LEIPZIGER Versicherung AG 
 ALTE LEIPZIGER Holding AG 
 ALTE LEIPZIGER Bauspar AG 
 ALTE LEIPZIGER Trust Investment-Gesellschaft mbH 
 ALTE LEIPZIGER Treuhand GmbH 
 ALTE LEIPZIGER Pensionskasse AG 
 ALTE LEIPZIGER Pensionsfonds AG 
 ALTE LEIPZIGER Pensionsmanagement GmbH 

Gemeinsame Verarbeitung von Stammdaten 

 Die Stammdaten umfassen gemäß „Code of Conduct“ (Verhaltensregeln für den Um-
gang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft) 
Name, Adresse, Geburtsdatum und -ort, Kunden- und Versicherungsnummer, Beruf, 
Familienstand, gesetzliche Vertreter, Angaben über die Art der bestehenden Ver-
träge, Rollen der betroffenen Personen (z. B. Versicherungsnehmer, Versicherter, 
Beitragszahler, Zahlungsempfänger), Kontoverbindung, Telekommunikationsdaten, 
Widerspruchs-/Sperrvermerke (bzgl. Werbung und Markt-/Meinungsforschung) und 
andere Widersprüche, Vollmachten und Betreuungsregelungen, zuständige Vermit-
tler. 
Um die Anliegen im Rahmen der Antrags-, Anmelde-, Angebots-, Vertrags- und 
Leistungsabwicklung schnell, effektiv und kostengünstig bearbeiten zu können (z. B. 
Zuordnung von Post und eingehenden Telefonaten), können die Stammdaten der 
betroffenen Personen in der ALH Gruppe in einer gemeinschaftlich genutzten Daten-
bank geführt werden. 

 Ansonsten bestehen für die Daten der jeweiligen Unternehmen der ALH Gruppe 
getrennte Datenhaltungen und Datennutzungen. Dies erfolgt im Einklang mit der 
aufsichtsrechtlich geforderten Spartentrennung. 

Verarbeitung personenbezogener Daten in der ALH Gruppe 

Bestimmte Aufgaben in der ALH Gruppe werden unternehmensübergreifend wahr-
genommen. Hierbei kann es erforderlich sein, dass auch personen-bezogene Daten 
verarbeitet werden. Die Verarbeitung ist dann über Art. 6 Abs. 1f DSGVO („Be-
rechtigte Interessen“) legitimiert oder es liegt eine Regelung vor durch arbeitsver-
traglich festgelegte Verantwortlichkeiten oder mittels einer Vereinbarung gemäß 
Art. 26 DSGVO („Gemeinsam Verantwortliche“) bzw. Art. 28 DSGVO („Auf-
tragsverarbeitung“). 

 

Es handelt sich dabei um folgende Tätigkeitsbereiche: 

 Betrieblicher Datenschutz 
 Betriebsorganisation 
 Compliance 
 Immobilienmanagement 
 Informationssicherheitsbeauftragter 
 Interne Revision 
 IT-Technik 
 Marketing 
 Personalwesen 
 Rechnungswesen 
 Rechtsabteilung 
 Risikomanagement 
 Vertriebsverwaltung 
 Vorstandsbereich 

Hinweis: Sollten wir Daten an Dienstleister außerhalb des Europäischen Wirtschafts-
raums (EWR) übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Drittland durch 
die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt wurde oder ange-
messene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unternehmensinterne Datenschutz-
vorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) vorhanden sind. Informationen dazu 
können Sie bei uns anfordern. 
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